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Dem Bürgermeister steht ein 
anstrengendes Jahr mit Land-
tags- und Bezirkstagswahl 
bevor, das nahtlos in die Vor-
bereitungen zur Kommunal-
wahl münden wird. Wann 
also an seine Work-Life-Ba-
lance denken, wenn nicht 
jetzt!  Seite 19
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Matchingkonferenz für deutsche und  
libanesische Kommunen in München

Im Rahmen der Initiative „Kommunales Know-how für Nah-
ost“ organisiert die Servicestelle Kommunen in der Einen 
Welt von Dienstag, 27. Februar bis Donnerstag, 1. März 2018 
in München eine Matchingkonferenz für deutsche und libane-
sische Kommunen, die Gelegenheit zum ersten Kennenlernen, 
fachlichen Austausch und zur Sondierung möglicher Projekt-
partnerschaften bieten soll. Hierfür werden noch deutsche 
Kommunen und kommunale Unternehmen gesucht, die an ei-
ner partnerschaftlichen Zusammenarbeit mit libanesischen 
Kommunen interessiert sind. 
Kontakt SKEW, Wencke Müller, Telefon 0228 20717-621 
wencke.mueller@engagement-global.de

Initiative Kommunales Know-how für Nahost
Qualifizierung von syrischen Geflüchteten  

in deutschen Kommunalverwaltungen 
• Ihre Kommune möchte syrische Geflüchtete qualifizieren 

und für den Wiederaufbau kommunaler Strukturen in Sy-
rien vorbereiten? 

• Ihre Kommune verfügt über Know-how in Fragen der Kom-
munalverwaltung und -politik, das Sie gerne an Geflüchtete 
weitergeben möchten? 

• Ihre Kommune zeichnet sich durch besondere Kompeten-
zen in einem bestimmten Verwaltungsbereich aus oder 
setzt interessante Maßnahmen zu Themenbereichen wie 
Bürgerbeteiligung, Gleichstellung, Frieden, Demokratiebil-
dung oder nachhaltige Stadtentwicklung um, die auch für 
den Wiederaufbau in Syrien interessant sein könnten? 
Im Auftrag des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zu-

sammenarbeit und Entwicklung (BMZ) startet die Servicestel-
le Kommunen in der Einen Welt (SKEW) von Engagement Glo-
bal im Jahr 2018 ein neues Projekt, das deutsche Kommunen 
bei der Qualifizierung von syrischen Geflüchteten in deut-
schen Kommunalverwaltungen unterstützt. Ziel ist die Vorbe-
reitung von Geflüchteten auf eine Mitwirkung am zukünftigen 
Wiederaufbau kommunaler Strukturen in Syrien.

Projektpartner für deutsch-palästinensische 
kommunale Partnerschaftsarbeit gesucht
Das Angebot der SKEW im Auftrag des Bundesministeriums 

für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) 
umfasst die Förderung des Erfahrungs- und Wissensaus-
tauschs, Information, Vernetzung, Qualifizierung und Bera-
tung sowie eine finanzielle Förderung im Rahmen der Part-
nerschaftsprojekte. Es richtet sich an deutsche Kommunen, 
die sich in einer Partnerschaft mit einer Kommune in den pa-
lästinensischen Gebieten engagieren möchten.

Geboten werden
• Beratung und Informationen für das deutsch-palästinensi-

sche entwicklungsbezogene kommunale Engagement
• Vermittlung von Projektpartnern
• Durchführung von nationalen Netzwerktreffen sowie inter-

nationalen Partnerschafts- und Vernetzungstreffen
• Fachliche und finanzielle Unterstützung der Arbeit an ge-

meinsamen Projekten und von Expertenentsendungen
• Vorbereitungs- und Qualifizierungsseminare für landes-

kundlichen und interkulturellen Kompetenzerwerb
• Unterstützung der entwicklungspolitischen Informations- 

und Bildungsarbeit
• Identifikation und Initialisierung von konkreten Projekten 

im Rahmen der Beratung zu den möglichen Unterstützungs-
angeboten der SKEW

Weitere Infos zu allen Themen: skew.engagement-global.de

DStGB-Bundespressekonferenz:

Deutschland 
modernisieren

Den Beginn eines umfassenden Modernisierungsprozes-
ses und die Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse 
erwartet der Deutsche Städte- und Gemeindebund in die-
sem Jahr von der Bundespolitik. Dazu sei es unverzichtbar, 
dass Deutschland möglichst schnell eine handlungsfähige 
Regierung bekommt, um den zentralen Herausforderun-
gen der Kommunen und ihrer Bürger gerecht zu werden, 
erklärten der neue Präsident des Deutschen Städte- und 
Gemeindebundes, Erster Bürgermeister Dr. Uwe Brandl 
und der Hauptgeschäftsführer des DStGB, Dr. Gerd Lands-
berg, in der Bundespressekonferenz in Berlin.

Ohne grundlegende Verän-
derungen wird Deutschland 
aus ihrer Sicht auf Dauer „kei-
ne Wohlstandsinsel in einer im-
mer schwierigeren und kom-
plexeren Welt“ sein können. 
Deutschland benötige „einen 
wirklichen Zukunftsentwurf und 

den stünden hier in der Verant-
wortung, aber sie dürften nicht 
überfordert werden und benö-
tigten die Unterstützung durch 
Bund und Länder. „Wir erwar-
ten daher, dass die Integrati-
onspauschale des Bundes in Hö-
he von zwei Milliarden Euro pro 
Jahr auch über das Jahr 2018 hi-
naus zur Verfügung steht und 
die Kommunen auch zukünf-
tig bei Sozialausgaben entlastet 
werden“, unterstrich Brandl.

Kommunen nicht überfordern

Auch das Thema Familiennach-
zug müsse sorgsam behandelt 
werden. „Wir dürfen die Kom-
munen nicht überfordern. Da-
her setzen wir uns für eine Ver-
längerung des Moratoriums beim 
Familiennachzug für subsidiär 
Schutzberechtigte ein. Wir dür-
fen nicht vergessen, dass nach 
wie vor auch ohne Familiennach-
zug rund 15.000 Flüchtlinge im 
Monat nach Deutschland kom-
men. Das entspricht der Größe 
einer kleinen Stadt“, bemerkten 
Brandl und Landsberg.

Neue Integrationskonzepte

Für die derzeit eher schlep-
pend verlaufende Integration 
der Flüchtlinge in den Arbeits-
markt werden aus Sicht des 
DStGB neue Konzepte benö-
tigt. Die Arbeitsaufnahme müs-
se früher erfolgen und mit dem 
Spracherwerb kombiniert wer-
den. Gleichzeitig seien beson-
ders auch die großen Unterneh-
men in der Pflicht, ihre Integrati-
onsbemühungen zu verstärken. 
Schließlich sei auch eine Aus-
weitung der Wohnungsbauför-
derung dringend notwendig. 
„Wir brauchen eine Revitalisie-
rung des sozialen Wohnungs-
baus, um nicht nur Flüchtlingen, 
sondern auch Deutschen mit ge-
ringem Einkommen ausreichend 
bezahlbaren Wohnraum anbie-
ten zu können“, hob der Präsi-
dent hervor. 

Grundsatz gleichwertiger  
Lebensverhältnisse

Der notwendige Umbaupro-
zess, der jetzt begonnen wer-
den sollte, muss sich Brandl zu-
folge am Grundsatz gleichwer-
tiger Lebensverhältnisse in ganz 
Deutschland ausrichten. Wäh-
rend viele Ballungsräume in 
Deutschland prosperieren, exis-
tierten gleichzeitig ländliche Re-
gionen, die mit großen Struktur-
problemen zu kämpfen haben. 

Präsidiumssitzung des Deutschen Landkreistags:

Mehr qualifizierte  
Zuwanderung!

In der aktuellen Debatte zum Umgang mit unbegleite-
ten minderjährigen Ausländern (UMA) plädiert der Deut-
sche Landkreistag für eine konsequentere Ausgestaltung 
der Altersfeststellung. Wie Präsident Landrat Reinhard 
Sager nach einer Präsidiumssitzung im Enzkreis erläuter-
te, zeige sich immer mehr, „dass das derzeitige rechtliche 
Instrumentarium nicht ausreicht, um das Alter eines ge-
gebenenfalls volljährigen Flüchtlings soweit medizinisch 
möglich eindeutig festzustellen. Der Rechtsrahmen ist kla-
rer zu fassen, darüber hinaus ist die Altersfeststellung in 
der Regel verpflichtend zu machen und die Möglichkeiten 
einer medizinischen Untersuchung sind zu erweitern.“ 

Steht nicht eindeutig fest, 
dass es sich um Minderjähri-
ge handelt, ist das jeweilige Ju-
gendamt gehalten, eine medizi-
nische Untersuchung zu veran-
lassen. Diese ist allerdings von 
der Zustimmung des Betroffe-

die Landkreise nicht nachvollzie-
hen: „Sinnvoller wäre es, Kinder 
und Jugendliche, die unbeglei-
tet nach Deutschland gelangen, 
in aller Regel einer Altersein-
schätzung durch einen Arzt zu 
unterziehen. Auch sind wir da-
für, erforderliche Methoden für 
zulässig zu erklären, die die kör-
perliche Unversehrtheit nicht 
wesentlich tangieren. Dies muss 
der Bundesgesetzgeber im SGB 
VIII eindeutiger regeln.“

Großes öffentliches Interesse

Man könne nicht einerseits 
ein staatliches Interesse an der 
Feststellung des Lebensalters 
von Flüchtlingen haben, diese 
Frage dann aber nicht mit der 
nötigen Konsequenz behandeln, 
fuhr Sager fort. „Die gilt auch 
für die Einwilligung der betref-
fenden Person in medizinische 
Untersuchungen zur Altersfest- 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

Dr. Uwe Brandl. r

nicht das Verharren in gewohn-
ten, etablierten und bequemen 
Mustern“. Der Umbau müs-
se jetzt beginnen. „Wir müssen 
Deutschland modernisieren, di-
gitalisieren und sozial gestal-
ten“, betonten die Verbandsver-
treter.

Enormer Handlungsbedarf

Für die Kommunen werde 
auch im Jahr 2018 die Integra-
tion eine zentrale Aufgabe blei-
ben, machte Präsident Brandl 
deutlich. Enormer Handlungs-
bedarf bestehe in den Berei-
chen Spracherwerb, Wohnungs-
bau, Arbeitsmarktintegration, 
Ausbildung, Schule und Kinder-
betreuung. Städte und Gemein-

Flächendeckende medizinische 
Versorgung, gute Bildungsange-
bote, besserer ÖPNV und eine 
leistungsstarke Breitbandinfra- 
struktur stellten die Eckpfeiler 
einer zukunftsorientierten Poli-
tik für ganz Deutschland dar. 

Digitalisierung als Chance

Besonders für die ländlichen 
Regionen biete die immer mehr 
an Geschwindigkeit gewinnende 
Digitalisierung die große Chan-
ce, diese Gebiete zu revitalisieren 
und ihre Potenziale zu aktivieren. 
Digitale Lösungen können laut 
Brandl dazu beitragen, hochwer-

tige Bildungsangebote ortsunab-
hängig verfügbar zu machen und 
die bestehenden Engpässe in der 
medizinischen Versorgung zu ver-
ringern. Gleichzeitig können de-
zentrale digitale Wirtschafts- und 
Wertschöpfungsstrukturen und 
Telearbeitsplätze den Zuzugs-
druck auf die Ballungsräume ver-
ringern und die Attraktivität der 
ländlichen Regionen steigern. 

Um die Chancen der Digita-
lisierung zu nutzen, ist nach 
Brandls Ansicht ein flächende-
ckendes leistungsstarkes Breit-
bandnetz von entscheidender 
Bedeutung. In diesem Bereich 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

Reinhard Sager. r

nen abhängig und spart nach 
dem Willen des Gesetzgebers 
z. B. Untersuchungen der Ge-
nitalien aus. Auch das bei allen 
möglichen Verletzungen übli-
che Röntgen wird bezogen auf 
die Handknochen teilweise kri-
tisiert.

Unterschiedliche Vorgaben

Laut DLT-Präsident Sager gibt 
es darüber hinaus seitens der 
Bundesländer sehr unterschied-
liche Vorgaben zum Verfahren: 
So verzichten etwa Länder wie  
Baden-Württemberg faktisch voll- 
ständig auf medizinische Unter-
suchungen, wohingegen Bayern 
oder Hamburg diese als wirk-
sames Mittel zur Altersfeststel-
lung betrachten.

Die Vorbehalte und die teil-
weise sehr restriktiven Maßga-
ben auf Länderseite könnten 



Wir gratulieren
ZUM 65. GEBURTSTAG

Bürgermeister Karl-Dieter Fuchs 
97320 Mainstockheim 

am 26.1.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister  

Dr. Bernhard Bausenwein 
93095 Hagelstadt 

am 20.1.

Bürgermeister Rolf Holzleitner 
94419 Reisbach 

am 20.1.

Bürgermeister Hermann Schmidt 
86735 Amerdingen 

am 21.1.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Richard Mittl 

91804 Mörnsheim 
am 20.1.

Bürgermeister Franz Wittmann 
94234 Viechtach 

am 30.1.

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir 
bitten deshalb um rechtzeitige 
Bekanntgabe der bevorstehen-
den runden Geburtstage.
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Mehr als 293 Millionen Euro:

 Für Verbesserung der 
Schulinfrastruktur

Bayerns Innen- und Bauminister Joachim Herrmann hat ein 
neues Investitionsprogramm vorgestellt, mit dem finanz-
schwache Kommunen noch stärker unterstützt werden sol-
len. Es geht dabei um die Verbesserung der Schulinfrastruktur, 
wofür jetzt mehr als 293 Millionen Euro zur Verfügung stehen.

Herrmann betonte, dass sich das Programm vor allem an 
finanzschwache Gemeinden und Gemeindeverbände richte. 
Damit fördere der Freistaat beispielsweise die energetische 
Sanierung von Schulgebäuden oder den Abbau von baulichen 
Barrieren. Die an diesem neuen „Kommunalinvestitionspro-
gramm Schulinfrastruktur (KIP-S)“ interessierten Kommunen 
können sich bis einschließlich 27. April dieses Jahres bei ihren 
jeweiligen Bezirksregierungen bewerben.

Das neue Förderprogramm beruht auf dem Kommunal- 
investitionsförderungsgesetz des Bundes. Hierzu hatte der 
Bund in 2015 einen Fonds in Höhe von 3,5 Milliarden Euro ein-
gerichtet.  Vom Freistaat Bayern wurde damals das Kommu-
nalinvestitionsprogramm (KIP) aufgelegt. Dadurch seien ca. 
700 kommunale Projekte gefördert worden. Sie umfassten 
u.a. Maßnahmen zur Verbesserung der Barrierefreiheit so-
wie die energetische Sanierung kommunaler Gebäude. Eben-
so habe der Freistaat mit den Finanzmitteln aus dem Investi- 
tionsprogramm städtebauliche Maßnahmen zur Revitalisie-
rung von Leerständen gefördert, führte der Bauminister aus.

Jetzt habe der Bund seine Finanzmittel auf sieben Milliar-
den Euro verdoppelt. Auf Bayern entfalle ein Anteil von mehr 
als 293 Millionen Euro, der gezielt in Schulgebäude investiert 
werde. Zusammen mit den kommunalen Spitzenverbänden 
habe sein Ministerium objektive Kriterien für die Antragsbe-
rechtigung erarbeitet, um die Abwicklung für die Kommunen 
und die Verwaltung zu erleichtern, erläuterte Herrmann. rm

Jahrespressekonferenz des Bayerischen Sozialministeriums:

Bayern ist das Leistungsherz 
Deutschlands

„Bayern steht heute so gut da wie nie in der Geschichte des Frei-
staats. Kein Bundesland ist so stark und gleichzeitig so sozial, 
so attraktiv und innovativ wie Bayern. Der Freistaat ist das Leis-
tungsherz Deutschlands“, betonte Sozialministerin Emilia Müller 
im Rahmen der Jahrespressekonferenz in München.

Müller zufolge ist der Frei-
staat in den vergangenen zehn 
10 Jahren um 500.000 Men-
schen gewachsen. Die Arbeitslo-
senquote ist mit 2,9 % so niedrig 
wie nie. Die Langzeitarbeitslo-
sigkeit wurde um 10 % reduziert 
und die Jugendarbeitslosigkeit 
besiegt. Mit 5,5 Millionen sozial-
versicherungspflichtig Beschäf-
tigten sind mehr Menschen in 
Bayern in Arbeit als jemals zu-
vor. „Das ist einmalig in Europa“, 
so die Ministerin.

Verbesserungen  
für die Familien

Auch für Familien wurden vie-
le Verbesserungen auf den Weg 
gebracht. So hat die Staatsre-
gierung zum Ausbau der Kinder-
betreuung in Bayern ein neu-
es Sonderinvestitionsprogramm 
aufgelegt. Gefördert werden 
nicht nur Krippenplätze, son-
dern Betreuungsplätze für Kin-
der bis zur Einschulung. 

Laut Müller wurde die Zahl 
der Krippenplätze seit 2006 
mehr als vervierfacht. Seit 
dem Start des Sonderinvesti-
tionsprogramms wurden be-
reits über 100 neue Bauprojek-
te und 7.000 neue Plätze be-
willigt. „Insgesamt rechne ich 
mit 30.000 neuen Plätzen, die 
wir gemeinsam mit den Kom-
munen in den nächsten Jahren 
schaffen werden. Der Betreu-
ungsbedarf endet aber nicht mit 
der Einschulung. Deshalb wol-
len wir die Ganztagsbetreuung 
von Schulkindern in den nächs-
ten Jahren massiv ausbauen. 
Unser Ziel ist ein bundesweiter 
Rechtsanspruch auf Ganztags-
betreuung für Grundschüler. Da 
ist auch der Bund in der Finan-
zierungspflicht.“

Familienpakt Bayern

Qualitative außerfamiliäre Kin- 
derbetreuung ist aber nicht nur 
zunehmend wichtig für die Ent- 
wicklung der Kinder und die Rea- 
lisierung ihrer Bildungschancen. 
Sie ist auch ein wesentlicher 
Schlüssel für die Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf. Genau-

so entscheidend ist eine fami-
lienorientierte Unternehmens-
führung. Wie das gelingen kann, 
zeigt der ‚Familienpakt Bayern‘. 
„Je besser die Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf gelingt, desto 
erfolgreicher ist ein Unterneh-
men. Eine familienorientierte 
Unternehmensführung ist also 
auch ein Wirtschaftsfaktor. Das 
haben bereits viele Betriebe in 
Bayern erkannt. Über 470 Mit-
glieder und Netzwerkpartner 
beteiligen sich bereits am Fami-
lienpakt und es werden immer 
mehr. Deshalb wollen wir den 
Familienpakt mit unseren Part-
nern aus der Wirtschaft fortent-
wickeln und über das Jahr 2018 
hinaus weiterführen“, hob die 
Ministerin hervor.

Vorreiter bei der Inklusion

Eine Vorreiterrolle nimmt der 
Freistaat auch bei der Inklusion 
ein, fuhr Müller fort: „Wir haben 
das Bundesteilhabegesetz ange-
stoßen. Zudem tritt das Bayeri-
sche Teilhabegesetz I  im Januar 
in Kraft. Wir haben alle landes-
rechtlichen Gestaltungsspiel-
räume für echte Verbesserun-
gen ausgenutzt.“  Ab 2018 wer-
de in Bayern gelten: „Menschen 
mit Behinderung haben mit den 
Bezirken einen zentralen An-
sprechpartner. Denn es gilt ab 
März 2018 der Grundsatz ‚Leis-
tungen wie aus einer Hand‘. 
„Das Budget für Arbeit wird in 
Bayern um 20 Prozent besser 
ausgestattet sein, als vom Bund 
vorgesehen. Wir wollen den 

Menschen mit Behinderung da-
mit eine echte Chance auf dem 
ersten Arbeitsmarkt geben. Wir 
entwickeln die bayerischen Inte-
grationsämter ab Januar 2018 zu 
‚Inklusionsämtern‘ weiter. Und 
wir treiben das Programm ‚Bay-
ern barrierefrei‘ voran“, berich-
tete die Ministerin.

zeitweise bis zu 155.000 Men-
schen untergebracht. Im Jahr 
2017 haben wir bei der Unter-
bringung die Umsteuerung voll-
zogen. Damit entlasten wir un-
sere Kommunen und auch den 
Staatshaushalt um mehrere hun- 
dert Mio. Euro pro Jahr“, infor-
mierte die Ministerin. Sie er-
warte, dass die Menschen, die 
in Deutschland bleiben dürfen, 
sich hierzulande integrieren, ih-
ren Lebensunterhalt selbst ver-
dienen und nicht dauerhaft von 
Sozialleistungen abhängig sind. 
„Deswegen fördern wir Integra-
tion – von den Kindertagesein-
richtungen über die Schulen bis 
hin zur Integration in den Ausbil-
dungs- und Arbeitsmarkt.“

Gerade hier sei gemeinsam 
mit der bayerischen Wirtschaft 
und der Regionaldirektion Bay-
ern viel erreicht worden: „Wir 
haben 118.000 Flüchtlinge in 
Arbeit, Ausbildung und Praktika 
gebracht. Mein Dank gilt insbe-
sondere den vielen kleinen und 
mittleren Betrieben in Bayern, 
die dies ermöglicht haben“, so 
Müller.

Stärkung der Strukturen

Auch 2018 stärke Bayern sei-
ne Strukturen: „ Wir legen die 
Migrationsberatung mit der Asyl- 
sozialberatung zusammen. Da-
mit schaffen wir eine noch 
schlagkräftigere Beratungsstruk- 
tur aus einem Guss.  Und wir 
bringen mit dem Online-Portal 
‚Dazugehören – Integration in 
Bayern‘ Transparenz in die viel-
fältigen Angebote“, erklärte die 
Ministerin. Da sich Integration 
nicht mit Extremismus vertra-
ge, „werden wir in Bayern jede 
Form des Extremismus und An-
tisemitismus entschlossen be-
kämpfen – mit allen Mitteln des 
Rechtsstaats, aber auch mit der 
Courage der aktiven Bürgerge-
sellschaft“, machte Müller ab-
schließend deutlich.  DK

Emilia Müller. r

Leitlinien beim Thema Asyl

Beim Thema Asyl und Inte-
gration gibt es Müller zufol-
ge drei Leitlinien: Humanität 
in der Unterbringung,  Integra- 
tion der Bleibeberechtigten und 
Begrenzung der Zuwanderung. 
Bayern wolle erreichen, dass 
die Gesamtzahl der Aufnahmen 
200.000 im Jahr nicht über-
steigt. Der Familiennachzug für 
subsidiär Geschützte müsse 
ausgesetzt bleiben. Zudem sei-
en konsequent diejenigen ab-
zuschieben, die keine Bleibebe-
rechtigung haben.

„2015 und 2016 hatten wir 

Kommunale Spitzenverbände und Ausschuss der Regionen:

 Für Erhalt der europäischen 
Regionalpolitik

Der Deutsche Städtetag, der Deutsche Landkreistag und der Deut-
sche Städte- und Gemeindebund setzen sich für einen Erhalt der 
Europäischen Regionalpolitik auch in der kommenden Förderpe-
riode nach 2020 ein. Deshalb unterzeichneten die drei kommuna-
len Spitzenverbände gemeinsam die Grundsatzerklärung zur Al- 
lianz für die Kohäsionspolitik. 

„Durch den erwarteten Aus-
tritt des Vereinigten Königrei-
ches aus der Europäischen Uni-
on muss künftig mit Kürzun-
gen im Haushalt der EU ge-
rechnet werden, die gerade in 
wirtschaftlich stärker entwickel-
ten Mitgliedstaaten dazu füh-
ren könnten, dass die zur Ver-
fügung stehenden Mittel deut-
lich reduziert werden“, so die 
Hauptgeschäftsführer der kom-
munalen Spitzenverbände Hel-
mut Dedy (Deutscher Städte-
tag), Prof. Dr. Hans-Günter Hen-
neke (Deutscher Landkreistag) 
und Dr. Gerd Landsberg (Deut-
scher Städte- und Gemeinde-
bund). „Durch die Unterzeich-
nung der Erklärung wollen wir 
deutlich machen, dass die eu-
ropäische Strukturpolitik in den 
deutschen Städten, Landkreisen 
und Gemeinden wichtige Impul-
se setzt und die Zuschussförde-
rung trotz erwarteter Kürzun-
gen flächendeckend erhalten 
bleiben muss.“

Stärkung des europäischen 
Zusammenhalts

Die europäischen Mittel wür-
den in vielfältiger Weise für In-
frastrukturprojekte und zur Un-
terstützung von Unternehmen 
eingesetzt, von denen die Bür-
ger unmittelbar profitierten. 
„Dies stärkt auch den europä-
ischen Zusammenhalt und das 
entsprechende Bewusstsein, da 
diese Mittel vor Ort sichtbar zur 
Verbesserung der Lebensver-
hältnisse eingesetzt werden“,  

so die Hauptgeschäftsführer.
Der Präsident des Europäi-

schen Ausschusses der Regio-
nen, Karl-Heinz Lambertz, be-
grüßte die Unterzeichnung der 
Grundsatzerklärung durch die 
drei kommunalen Spitzenver-
bände: „Ich freue mich, dass die 
kommunale Ebene in Deutsch-
land ein starkes Signal für den 
Erhalt der Europäischen Regio-
nalpolitik setzt. Die Kohäsions-
politik sorgt für Investitionen in 
Infrastrukturen und Humanka-
pital durch einen partizipativen 
Ansatz, mit dem regionale, loka-
le und zivilgesellschaftliche Ak-
teure zur Gestaltung regiona-
ler und europäischer Integrati-
on beitragen, mit einem klaren 
europäischen Mehrwert. Wir 
werden zusammenarbeiten, um 
diese Politik nach 2020 nicht nur 
zu verteidigen, sondern auch zu 
verstärken.“ 

Hintergrund

Befürworter der EU-Kohäs-
ionspolitik aus verschiedenen 
EU-Mitgliedstaaten haben sich 
zu einer Allianz für die Kohäsi-
onspolitik zusammengeschlos-
sen, weil sie der Ansicht sind, 
dass diese Politik auch weiter-
hin eine tragende Säule für die 
Zukunft der EU sein sollte. Die 
Allianz wurde durch die Zusam-
menarbeit zwischen den füh-
renden europäischen Verbän-
den von Kommunen und Regio-
nen und dem Europäischen Aus-
schuss der Regionen ins Leben 
gerufen.  r

Konferenz zu kommunalen Krankenhäusern in München: 

Aufsichtsgremien und  
strategisches Management

Damit Krankenhäuser in kommunaler Trägerschaft wirtschaftlich 
und leistungsfähig bleiben können, müssen sie ihre strategischen 
Ziele und ihre strategische Zielplanung auf die aktuellen und künfti-
gen Herausforderungen ausrichten. Hierbei kommt es ganz beson-
ders auf eine gute und konstruktive Zusammenarbeit zwischen den 
Aufsichtsgremien und der Krankenausgeschäftsführung an. 

Basierend auf den Ergeb-
nissen einer aktuellen DKI-/
BDO-Repräsentativbefragung 
von Aufsichtsgremien und Ge-
schäftsführungen der kom-
munalen Krankenhäuser in 
Deutschland erhalten die Besu-
cher in dieser Konferenz prakti-
sche Empfehlungen zur Zusam-
menarbeit zwischen Geschäfts-
führung und Aufsichtsrat im 
Einklang mit der Strategieent-
wicklung in Ihrem kommunalen 
Krankenhaus.
Inhalt :
• Rechtliche und strukturel-

le Rahmenbedingungen für 
kommunale Krankenhäuser 
und Aufsichtsgremien

• Best-Practice-Beispiele für 
die Zusammenarbeit von Ma-

nagement und Aufsichtsrat
• Strategieentwicklung in kom-

munalen Krankenhäusern
Zielgruppe: Führungskräfte, Mit- 
arbeiter, Aufsichtsräte und Trä-
gergremien von Krankenhäu-
sern, sowie von Verbänden und 
weiteren Institutionen aus dem 
Krankenhaus- und Gesundheits-
wesen
Termin: 19. 02. 2018; 
Gebühr: 695,00 € zzgl. MwSt.; 
Ort: München, Novotel München 
Das vollständige Programm 
gibt es hier: Cityhttp://www.
dki.de/sites/default/files/down-
loads/2704.pdf
Anmeldung: Deutsches Kran-
kenhausinstitut GmbH, Hansa- 
allee 201, 40549 Düsseldorf, 
www.dki.de; seminar@dki.de r

Gemeindetag lehnt  
Rechtsanspruch auf  

Ganztagsplatz ab
Der Bayerische Gemeinde-

tag lehnt die Verankerung ei-
nes Rechtsanspruchs auf einen 
schulischen Ganztagsplatz ab. 
Die von Bayerns Sozialministerin 
Emilia Müller angekündigte For-
derung, einen solchen Rechts-
anspruch zu normieren, stößt 
bei Bayerns Städten, Märkten 
und Gemeinden angesichts feh-
lender Grundstücke, Schulräu-
me und insbesondere fehlender 
Fachkräfte auf Unverständnis. 

Gemeindetagspräsident Dr. Uwe 
Brandl: „Ein solcher Rechtsan-
spruch, der schlicht und einfach 
wegen fehlender Räumlichkeiten 
und fehlender Fachkräfte von der 
überwältigenden Mehrheit der 
Kommunen nicht umgesetzt wer-
den kann, würde eine Klagewelle 
auslösen, die auch zu Schadens- 
ersatzansprüchen gegenüber den 
Gemeinden führen könnte. Die 
Politik sollte den Eltern schul-
pflichtiger Kinder nichts verspre-
chen, was die Kommunen nicht 
einhalten können. Unredliche 
Ankündigungen führen nur zu 
Politikverdrossenheit und tragen 
nicht gerade zur Glaubwürdigkeit 
von Politikern bei.“ 

Anstelle von Versprechungen 
fordert der Gemeindetag die Er-
stellung eines Maßnahmenkata-
logs, aus dem hervorgeht, wie 
sich Bund und Länder die Lö-
sung der beschriebenen Proble-
me vorstellen, sowie ein Finan-
zierungskonzept, in welchem 
geklärt wird, wie die Kommunen 
mit Finanzmitteln ausgestattet 
werden, um einen solchen mög-
lichen Rechtsanspruch auf einen 
schulischen Ganztagsplatz um-
zusetzen. Brandl: „Wer die Mu-
sik bestellt, hat sie auch zu be-
zahlen – das gilt auch im Schul-
bereich!“ r

Radikalisierungsprävention
Bundesweit einmaliges Projekt gegen Salafismus und Antisemitismus

Extremisten sprechen gezielt Menschen an, die sich in einer Ori-
entierungsphase befinden oder Halt suchen. Um gerade auch jun-
gen Geflüchteten hier geltende Normen und Werte näherzubrin-
gen und sie gegen salafistische Anwerbeversuche stark zu machen, 
hat Bayern das bundesweit einmalige Projekt ‚ReThink‘ gestartet. 

Bayerns Integrationsministe-
rin Emilia Müller erklärte dazu: 
„Die Integration der Geflüchte-
ten in unsere Gesellschaft kann 
nur gelingen, wenn alle unab-
hängig von Herkunft, Glauben 
und Kultur die hier geltenden 
Regeln und Werte akzeptieren. 
Im Projekt ‚ReThink‘ setzen sich 
junge Geflüchtete mit den eige-
nen Einstellungen und Weltbil-
dern kritisch auseinander. Sie 
lernen, diese zu überdenken. 
Das fördert nicht nur ihre Inte-
gration in unsere Gesellschaft, 
sondern stärkt sie gleichzeitig 
auch gegen Extremismus.“

Die Workshops des Projekts 
‚ReThink‘ führt das ‚Mansour-In-
stitut für Demokratieförde-
rung und Extremismuspräventi-
on MIND GmbH‘ in Berufsinte-
grationsklassen in ganz Bayern 
durch. Sie starten an den Be-
rufsschulen des Modellprojekts 
‚Perspektive Beruf für Asylbe-
werber und Flüchtlinge‘ der Stif-
tung Bildungspakt Bayern. „Die 
Erziehung der jungen Migran-

tinnen und Migranten zu den in 
Bayern und Deutschland geleb-
ten Werten ist von entscheiden-
der Bedeutung für unsere Ge-
sellschaft und für eine mögliche 
Integration. Die Modellschu-
len eignen sich für die von uns 
vorgesehene Herangehenswei-
se besonders, da sie viele Erfah-
rungen in der Erprobung neu-
er Lehr- und Lernmethoden ge-
sammelt haben“, ergänzt Kul-
tusminister Dr. Ludwig Spaenle.

Antisemitismus werde man in 
Bayern nicht dulden, so Spaen-
le und Müller bekräftigte: „Wir 
stellen uns gegen jede Form des 
Extremismus und Antisemitis-
mus, auch gegen den zu uns ein-
gewanderten.“ Vielmehr hel-
fe man in Bayern mit dem Pro-
jekt ‚ReThink‘, Vorurteile und 
Stereotypen zu hinterfragen 
und diese nachhaltig zu beseiti-
gen.“ Das Sozialministerium för-
dert das Projekt mit 300.000 Eu-
ro; das Kultusministerium unter-
stützt die beteiligten Pädagogen 
mit fachlichen Schulungen.  r



B L I C K P U N K T E 3GZ

zu allererst möchte ich noch 
die Gelegenheit nutzen, Ih-
nen persönlich und im Namen 
der Kommunalpolitischen Ver-
einigung (KPV) ein gesundes, 
glückliches und erfolgreiches 
Jahr 2018 zu wünschen. Jedes 
neue Jahr eröffnet immer wie-
der zusätzliche Chancen und 
Möglichkeiten, bringt aber in 
der Regel auch meistens neue 
und unvorhergesehene Her-
ausforderungen mit sich. 

Noch vor einem Jahr hätte beispielsweise 
keiner geglaubt, dass wir zu dieser Zeit noch 
immer weit weg von einer neuen Bundesre-
gierung sind – und das deutlich über 100 Tage 
nach der Wahl im September 2017. Die Jamai-
ka-Sondierungen sind gescheitert. Ob das nun 
gut oder schlecht war, will ich abschließend 
jetzt nicht beurteilen. Die ersten Ansätze wa-

ren aus meiner Sicht gar nicht so negativ, wie 
von manchem Kritiker vorab lauthals befürch-
tet. Die SPD hat sich von Anfang an total ver-
weigert und konnte erst auf enormen Druck 
des Bundespräsidenten überhaupt zu Gesprä-
chen mit der Union bewegt werden. Wahrlich 
keine optimalen Rahmenbedingungen für ein 
derart wichtiges Unterfangen.

Doch wehklagen und zurückschauen hilft 
nicht. Fakt ist: Wir brauchen baldmöglichst ei-
ne stabile Bundesregierung, die ihrem Gestal-
tungsauftrag in Deutschland und in Europa 
nachkommt. Als kommunale Familie ist für uns 
dabei ganz entscheidend, dass unsere Anlie-
gen nicht auf dem Altar eines mühsam zu errei-
chenden Kompromisses geopfert werden. Hier 
geht es unter anderem um Themen wie Digi-
talisierung, gleichwertige Lebensverhältnis-
se, ländlicher Raum, neuer Regionalfonds für 
schwächere Regionen, Städtebauförderung, 
Mobilitätskonzepte Stadt/Land, Gesundheits-
versorgung, Tourismus und Energiewende. 

Beim Bereich Migration ist es essenziell, dass 
die Integrationsprogramme weiterlaufen. Die 
Kommunen müssen auch über das Jahr 2018 
hinaus vollständig von den Aufwendungen für 
die Kosten der Unterkunft und Heizung (KdU) 

für anerkannte Asyl- und 
Schutzberechtigte im Zweiten 
Buch Sozialgesetzbuch (SGB 
II) sowie von den Integrations-
kosten (derzeit über Integrati-
onspauschale) entlastet wer-
den. Wichtig wäre zudem eine 
grundlegende Verbesserung 
der kommunalen Steueraus-
stattung. Nur so könnten die 
Kommunen wieder mehr die 
Rolle der kraftvollen Gestalter 
vor Ort ausfüllen. Als Kommu-
nalpolitische Vereinigung ste-
hen wir deshalb gerade in die-
ser Zeit in fortlaufendem Kon-

takt mit wichtigen Entscheidern in Berlin, die 
wir mit Hintergrundinformationen versorgen.

Auch in Bayern wird das Jahr 2018 durch-
aus Neues bringen. Horst Seehofer hat ange-
kündigt, dass er nach einer erfolgreichen Re-
gierungsbildung im Bund als seinen Nachfolger 
für das Amt des Bayerischen Ministerpräsiden-
ten Markus Söder dem Landtag vorschlagen 
möchte. 

Eines will ich dazu feststellen, ohne ins De-
tail zu gehen: Horst Seehofer hat sich um die 
bayerischen Kommunen wirklich enorm ver-
dient gemacht. In seiner Amtszeit sind wir – 
und damit einhergehend ganz Bayern – einen 
großen Schritt vorangekommen. Er hat auch 
im Bund für unsere Gemeinden, Städte, Land-
kreise und Bezirke sehr viel erreicht. Erfreuli-
cherweise genießt Markus Söder bei den hei-
mischen Kommunalpolitikern ebenfalls größ-
tes Vertrauen. Ihm wird bescheinigt, dass er 
seine Aufgaben als Finanz- und Heimatminis-
ter mit Bravour erfüllt und sich damit quasi ei-
ne Art Prädikatsexamen für höhere Aufgaben 
erworben hat. Wir freuen uns auf eine wei-
terhin enge Zusammenarbeit mit ihm in neu-
er Funktion.

In Summe ist festzuhalten, dass wir für das 
neue Jahr vorerst deutlich mehr Sorgenfalten 
hinsichtlich der Bundesebene im Gesicht ha-
ben müssen, als es mit Blick auf den Freistaat 
Bayern der Fall ist. Aber wir bleiben trotzdem 
optimistisch und hoffen auf gute Ergebnisse in 
den kommenden Wochen.

Als KPV werden wir das neue Jahr neben un-
seren regelmäßig hochkarätig besetzten Fach-
gesprächen und Veranstaltungen darüber hin-
aus dafür nutzen, unsere Ideen und Anliegen 
in den ebenso anstehenden Wettbewerb um 
die Landtagswahl am 14. Oktober einzubrin-
gen. Es bleibt also weiterhin spannend und ar-
beitsreich – auch 2018.

GZ KOLUMNE
Stefan Rößle

Wir brauchen bald  
eine stabile  

Bundesregierung!

Liebe Leserinnen
und Leser,

18. Januar 2018

Ihr Stefan Rößle
Landesvorsitzender der KPV Bayern
Landrat des Landkreises Donau-Ries

Müller-BBM Fachgespräche 16. März 2018:

Immissionsschutz in der 
Planungs- und Genehmigungspraxis

Die »Müller-BBM Fachgespräche« dienen dem Erfahrungs-
austausch zwischen Behörden, Kommunen, Betreibern und 
Beratern.Die Teilnehmer erwartet erneut ein hochkarätiger 
Austausch über aktuelle Entwicklungen im Umwelt- und Im-
missionsschutz, gesetzliche Rahmenbedingungen, Beispiele 
aus der Vollzugspraxis sowie Hintergründe und Lösungen.
Die Themenschwerpunkte 
am 15. und 16. März 2018 in München sind:

• Urbane Stadtentwicklung
• Immissionsschutz in der Bauleitplanung
• Entwicklung von Konversionsflächen
• Das »Schöneberger Modell«
• Sekundärer Luftschall
• Alternativenprüfung in Planungsverfahren
• Immissionsschutz in der neuen Legislaturperiode
• BREF-Prozeß
• Geruchsimmissionen
• UVP/UVPG

Infos unter: http://www.muellerbbm.de/veranstaltungen/ 
seminare-workshops/

Deutscher Städtetag:

Erwartungshorizont 2018
Für eine kommunalfreundliche Bundesregierung sprechen sich 
die Städte in Deutschland aus. Konkret geht es um wichtige Wei-
chenstellungen von Bund und Ländern für mehr Investitionen in 
die kommunale Infrastruktur, die Förderung nachhaltiger Mobili-
tät, die Finanzierung der Integration sowie den Ausbau von Ganz-
tagsschulen. Vor diesem Hintergrund appelliert der Deutsche 
Städtetag an CDU, CSU und SPD, in ihren Gesprächen im neuen 
Jahr zügig zu klären, wie und mit welchen Inhalten eine neue Bun-
desregierung gebildet werden kann.

Mit Blick auf die Investitio-
nen wies der neue Präsident 
des Deutschen Städtetages und 
Oberbürgermeister der Stadt 
Münster, Markus Lewe, darauf 
hin, dass die Kommunen die In-
vestitionsförderprogramme von 
Bund und Ländern intensiv nut-
zen. So gehe aus einer Über-
sicht des Bundesfinanzministeri-
ums hervor, dass Mitte 2017 be-
reits 3,1 von 3,5 Milliarden Euro 
aus dem ersten Teil des Bundes-
programms für Investitionen  
in finanzschwachen Kommunen 
fest verplant waren. Das seien 
87 Prozent der Mittel des Pro-
gramms, das 2020 endet. „Die 
Zahlen zeigen: Die Städte brau-
chen das Geld und nutzen es. 
Investiert wird bisher vor al-
lem in energetische Sanierung 
von Schulen, in Barrierefreiheit 
und Lärmschutz. Abgerechnet 
wird in großem Umfang erst am 
Schluss, das ist die Logik solcher 
Programme“, so Lewe. Deshalb 
sei die niedrige Summe der bis-
her abgeflossenen Fördermittel 
wenig aussagekräftig.

Dauerhafte Stärkung der  
Investitionskraft gefordert

Problematisch sei allerdings 
die Unberechenbarkeit von sol-
chen Ad-hoc-Förderprogram-
men: „Wenn die Investitions-
kraft der Städte dauerhaft ge-
stärkt würde, wäre das viel 
hilfreicher als eine punktuel-
le Förderung. Dann können die 
Städte gezielt mehr planen und 
bauen sowie für diese Aufgaben 
das nötige Personal einstellen. 
In diesem Jahr konnten die Kom-
munen voraussichtlich nur rund 
27 Milliarden Euro investieren. 
2018 werden es schätzungswei-
se etwa 29 Milliarden Euro sein. 
Das ist bei einem kommunalen 
Investitionsstau von derzeit 126 
Milliarden Euro laut KfW viel 
zu wenig. Kommunale Investi-
tionen kommen den Menschen 
zugute und bringen den Wirt-
schaftsstandort Deutschland 
voran. Bund und Länder sollten 
deshalb unbedingt die kommu-
nale Investitionskraft dauerhaft 
stärken.“ Aus Sicht der Städte 
ist dafür ein höherer Gemein-
deanteil an der Umsatzsteuer 
der richtige Weg. In diesem Jahr 
erhalten die Gemeinden voraus-
sichtlich 2,7 Prozent des Um-
satzsteueraufkommens.

Zur Diskussion um die ganz-
tägige Betreuung von Grund-
schulkindern forderte Lewe ei-
nen Ausbau der Ganztagsschu-

len: „Alle wollen mehr Betreu-
ung für Grundschulkinder, auch 
die Städte. Denn vielen Eltern 
ist wichtig, dass ihre Kinder, die 
am Vormittag in der Grundschu-
le lernen, auch nachmittags be-
treut und gefördert werden. Die 

ab 2018 auch das Problem der 
kommunalen Altschulden an-
packen, forderte der Städte-
tagspräsident: „Die Städte dür-
fen mit den hohen Risiken der 
kommunalen Altschulden nicht 
allein gelassen werden. Allein 
die kommunalen Kassenkredite 
verharren trotz guter Konjunk-
tur auf einem Niveau von fast 
50 Milliarden Euro.“ Viele Städ-
te seien aus eigener Kraft nicht 
in der Lage, sich von den erdrü-
ckenden Altschulden zu befrei-
en, weshalb sie in dieser Legis-
laturperiode Unterstützung von 
Bund und Ländern benötigten. 
Das steigende Zinsrisiko gefähr-
de die Stabilität der betroffenen 
Kommunalhaushalte. Laut Lewe 
muss es verringert werden und 
danach ein Abbau der Altschul-
den beginnen. „Entschuldungs-
hilfen werden sicher mit Konso-
lidierungsauflagen einhergehen, 
das ist den Städten bewusst“, 
bemerkte der Verbandschef.

Zukunftsfähige Mobilität

Die Städte fordern Bund und 
Länder zudem auf, deutlich mehr 
als bisher in die Verkehrsinfra-
struktur zu investieren. Lewe zu-
folge „müssen wir jetzt die Wei-
chen stellen für zukunftsfähi-
ge Mobilität und eine umwelt-
verträgliche Fortbewegung“. In 
punkto Luftreinhaltung hält es 
der Deutsche Städtetag für ent-
scheidend, dass 2018 messbare 
Erfolge beim Kampf gegen zu ho-
he Stickoxid-Werte in den Städ-
ten erzielt werden. Der kom-
munale Spitzenverband erwar-
tet dafür mehr Engagement von 
der Autoindustrie und appelliert 
an Bund und Länder, stärker in 
den Öffentlichen Personennah-
verkehr zu investieren. Die Städ-
te setzen bereits Sofortmaßnah-
men für eine saubere Luft in den 
Städten um. Sie fordern, dass sie 
die Mittel aus dem Mobilitäts-
fonds von einer Milliarde Euro 
ohne oder nur mit geringem Ei-
genanteil nutzen können. An-
dernfalls werde einer Reihe von 
Kommunen der Mittelabruf er-
schwert und dauere es deutlich 
länger, bis Projekte anlaufen und 
wirken können.

Automobilindustrie gefordert

Wie der Hauptgeschäftsfüh-
rer des Deutschen Städteta-
ges, Helmut Dedy, feststellte, 
„kommt in wenigen Wochen die 
Stunde der Wahrheit. Dann wer-
den wir sehen, ob dem Bundes-
verwaltungsgericht ausreicht, 
was bisher passiert ist, um die 
Stickoxid-Emissionen zu sen-
ken. Im Verkehr in der Stadt ver-
ursachen Diesel-Pkw bis zu drei 
Viertel der Stickoxid-Emissio-
nen. Um durchschlagende Erfol-
ge zu erzielen, ist deshalb in ers-
ter Linie die Automobilindustrie 
als Verursacher in der Pflicht, 
die Diesel-Fahrzeuge sauberer 
zu machen. Die von den Herstel-
lern zugesagten Software-Up-
dates müssen schnellstens in 
den betroffenen Diesel-Autos  
installiert werden. Die Auto-
mobilindustrie muss kurzfris-
tig darlegen, was die Updates in 
der Praxis tatsächlich und wie 
schnell bewirken.“

Die Bundesregierung solle 
deshalb möglichst bald im neu-
en Jahr den zweiten Dieselgip-
fel mit der Industrie einberufen. 
Dann müsse auch erneut dis-
kutiert werden, ob eine Hard-
ware-Nachrüstung der älteren 
Fahrzeuge nötig wird: „Wir alle 
wollen Fahrverbote vermeiden. 
Aber klar ist auch: Nur wenn die 
Grenzwerte auf der Straße ein-
gehalten werden, ist die Gefahr 
gebannt, dass Gerichte Fahrver-
bote verordnen.“

Wie ernst die Lage sei, zei-
ge auch die drohende Klage der 
EU-Kommission gegen Deutsch-

land wegen anhaltender Über-
schreitung von Grenzwerten 
der Luft in mehreren Städten 
und Regionen. Die Klage kön-
ne zu hohen Strafzahlungen der 
Bundesrepublik führen, erklär-
te Dedy. 

Der Deutsche Städtetag for-
dert eine Blaue Plakette, damit 
die Städte bei möglichen Fahr-
verboten praktikabel handeln 
können. „Wenn es eine Blaue 
Plakette gibt, zeigen wir doch, 
dass man im Falle von gericht-
lich verhängten Fahrverboten 
unterscheiden muss – zwischen 
älteren Diesel-Autos, die als 
Hauptverursacher von Sticko-
xiden gelten und neuen Die-
sel-Fahrzeugen, die weiterhin 
fahren können. Wir brauchen 
dann eine Lösung, die funktio-
niert, die Gesundheit der Men-
schen schützt und den Verkehr 
in den Städten nicht lahmlegt“, 
unterstrich Dedy. Dazu werde es 
auch kluge Ausnahmeregelun-
gen geben müssen.

Sofortmaßnahmen für eine 
stärkere Luftreinhaltung

Der Hauptgeschäftsführer 
machte deutlich, die Städte sei-
en nicht die Verursacher des 
Stickoxid-Problems. Sie werden 
es mit ihren Maßnahmen min-
dern, aber nicht lösen können. 
Gleichwohl setzten Städte ihre 
Sofortmaßnahmen für eine stär-
kere Luftreinhaltung auf eigenes 
Finanzierungsrisiko bereits um, 
bevor ihnen das Geld aus dem 
Mobilitätsfonds zugesagt wird. 
Dass ab Ende November sofort 
mit bestimmten Maßnahmen 

begonnen werden durfte, hat-
ten die Städte in den Verhand-
lungen mit dem Bund durchge-
setzt. So rüsteten sie nun zum 
Beispiel schneller als geplant 
Busflotten auf umweltfreund-
liche Antriebe um oder bauten 
die E-Mobilität aus.

„Der Mobilitätsfonds hilft und 
wird derzeit Schritt für Schritt 
umgesetzt. Aber elf Förderricht-
linien und zu hohe Eigenanteile 
der Städte erschweren den Ab-
ruf der Mittel“, hob Dedy her-
vor. Der Städtetag setze sich 
seit Wochen dafür ein, dass die 
Städte die Mittel aus dem Mo-
bilitätsfonds ohne oder nur 
mit geringem Eigenanteil nut-
zen können. Für finanzschwa-
che Kommunen werde nun der 
Eigenanteil in mehreren Pro-
grammen verringert. Insbeson-
dere die Maßnahmen zur Digi-
talisierung des Verkehrs, für in-
telligente Verkehrsplanung und 
-steuerung sowie Vernetzung – 
hierfür stehen 400 Millionen Eu-
ro zur Verfügung – sollen dage-
gen aus dem Fonds grundsätz-
lich nur mit 50 Prozent geför-
dert werden. 

Nach Dedys Ansicht ist das zu 
wenig, damit die Maßnahmen 
schnell anlaufen und wirken 
können. Die überhöhten Sticko-
xid-Werte seien eindeutig nicht 
durch städtisches Tun, Dulden 
oder Unterlassen hervorgeru-
fen. Wenn die Städte in der Re-
gel die Hälfte der Kosten als Ei-
genanteil aufbringen müssen, 
verzögere sich vieles. Eigenmit-
tel im zweistelligen Millionenbe-
reich seien zudem bisher in kei-
ner der betroffenen Städte ein-

geplant. Eine Kofinanzierung 
durch die Länder sei unsicher. 
Deshalb sollte der Bund seinen 
Richtlinien-Entwurf korrigieren.

Mit Blick auf das Volumen des 
Fonds meinte Dedy: „Der bis-
her mit einer Milliarde dotier-
te Fonds ist nur ein Baustein zur 
Problemlösung. Er wird drin-
gend gebraucht, darf aber keine 
Eintagsfliege bleiben. Der Mo-
bilitätsfonds muss auch in den 
Folgejahren fortgeführt wer-
den. Das sollten CDU, CSU und 
SPD bei ihren Gesprächen in 
Berlin fest verabreden.“ 

Ein großer Teil der Vorschläge 
der Städte für nachhaltige Mo-
bilität wird aus Sicht des Kom-
munalverbandes durch die För-
derrichtlinien nicht berücksich-
tigt. Investitionen in die Ver-
kehrsinfrastruktur, der Ausbau 
des Radverkehrs, zusätzliche 
Fahrzeuge für einen dichteren 
ÖPNV-Takt und mehr Angebote 
im ÖPNV, die Menschen an der 
Haustür aufzunehmen, würden 
nicht durch den Mobilitätsfonds 
gefördert. Dabei sei der Bedarf 
riesengroß.

„Wir fordern, dass der Bund 
in der Finanzierungsverantwor-
tung für den öffentlichen Perso-
nennahverkehr bleibt. Nach jet-
zigem Stand verabschiedet sich 
der Bund im Jahr 2020 aus der 
Finanzierungspflicht und will 
das Projekt nachhaltige Mobili-
tät in Deutschland den Ländern 
überlassen. Doch diese Aufgabe 
ist viel zu groß, um es allein zur 
Ländersache zu machen“, mach-
te Dedy deutlich. Eine neue Bun-
desregierung müsse sich auch in 
diesem Punkt bewegen.  DK

Markus Lewe.  r

Städte warnen jedoch die Bun-
despolitik davor, hier auf das fal-
sche Pferd zu setzen. Ein Rechts-
anspruch auf Nachmittagsbe-
treuung und -förderung darf 
nicht durch Bundesgesetz gere-
gelt werden, wie dies die Par-
teien der Sondierungen in ihren 
Wahlprogrammen vorgesehen 
haben. Dann würde die kommu-
nale Kinder- und Jugendhilfe für 
eine Bildungsaufgabe zustän-
dig, die in die Hand der Schulen 
und damit der Länder gehört. 
Ein vom Bund in der kommu-
nalen Kinder- und Jugendhilfe 
(SGB VIII) angesiedelter Rechts-
anspruch wäre ein Armutszeug-
nis für den Föderalismus.“

Ganztagsschulen können den 
Bildungsanspruch mit ihren ab-
gestimmten Angeboten am Vor- 
und Nachmittag erfüllen und die 
Kinder optimal voranbringen. 
Deshalb unterstützten die Städ-
te es, wenn die Schulen mehr 
Kinder ganztägig betreuen und 
pädagogisch durchdacht för-
dern. Im Jahr 2015 wurden 32 
Prozent der Grundschulkinder 
in Ganztagsschulen und weitere 
16 Prozent nachmittags in Hor-
ten betreut. Eine Prognos-Stu-
die im Auftrag des Bundesfamili-
enministeriums schätzt, dass für 
560.000 Kinder zusätzliche Plät-
ze oder umfangreichere Betreu-
ungszeiten erforderlich sind. „In 
den Bundesländern haben sich 
bereits Nachmittagsmodelle für 
Grundschüler etabliert. Diese  
Angebote sollten die Länder 
ausbauen und dabei vom Bund 
finanziell unterstützt werden“, 
betonte Lewe.

Bund und Länder müssen 
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(Fortsetzung von Seite 1)
müsse in den kommenden Jah-
ren ebenso investiert werden 
wie in zahlreiche andere Infra-
strukturbereiche. Von entschei-
dender Bedeutung sei, „die jet-
zige Phase wirtschaftlichen 
Wachstums, niedriger Zinsen 
und verfügbarer Finanzmittel zu 
nutzen, um Deutschlands Infra-
struktur zu verbessern und zu-
kunftssicher zu gestalten“. Der-
zeit lebe Deutschland von der 
Substanz. Allein in den Kommu-
nen betrage der Investitions-
rückstand 126 Milliarden Euro. 

„Um jetzt die Weichen für Er-
halt, Modernisierung und Aus-
bau von Zukunftsinfrastruktu-
ren zu stellen, benötigen wir 
rasch ein ‚Maßnahmenpaket In-
vestitionen‘“, stellte Landsberg 
fest. Neben ausreichenden Fi-
nanzmitteln seien vor allem bes-
sere politische Rahmenbedin-
gungen und eindeutige Prioritä-
ten notwendig. Dabei seien Zu-
kunftsinvestitionen mindestens 
ebenso wichtig wie neue, zu-
sätzliche Sozialleistungen oder 
Rechtsansprüche.

Politische Prioritäten setzen

Aus Sicht des DStGB ist es da-
her nun dringend notwendig, 
klare politische Prioritäten zu 
setzen. „Neben der Bereitstel-
lung ausreichender Finanzmittel 
durch Bund und Länder muss es 
zukünftig Investitionsvorhaben 
von übergeordnetem gesamt-
gesellschaftlichem Interesse ge-
ben. Vorhaben dieser neuen 
Kategorie sollten dann gegen-
über Anforderungen bei Bau, 
Planung, Ausschreibung oder 
Umwelt- und Naturschutz vor-
rangig gewichtet werden“, er-
klärten Brandl und Landsberg. 
„Durch dieses neue Instrumen-
tarium können wirklich wichti-
ge Vorhaben wie der Bau neuer 
Verkehrswege, Energietrassen 
oder wichtiger Gebäude in Kom-
munen schneller, effizienter und 
kostengünstiger geplant und auf 

(Fortsetzung von Seite 1)
stellung. Aufgrund des großen 
öffentlichen Interesses an einer 
Altersfeststellung und der gerin-
gen Intensität der medizinischen 
Untersuchung sollte die Einwil-
ligung der betreffenden Person 
nicht mehr notwendig sein.“

Bei seiner Sitzung sprach sich 
der Kommunalverband auch da-
für aus, die Möglichkeiten qua-
lifizierter Zuwanderung in den 
deutschen Arbeitsmarkt zu er-
weitern und klarer zu fassen. Sa-
ger zufolge ist Deutschland auf 
die Zuwanderung von Arbeits-
kräften angewiesen, in Zukunft 
noch mehr als heute. Dies gelte 
gerade auch für die sehr mittel-
standsstarken ländlichen Räume 
in den Landkreisen. Daher sei es 
richtig, ein Einwanderungsge-
setz für Fachkräfte zu schaffen. 

Trennung von  
humanitärer Aufnahme und 
qualifizierter Zuwanderung

Vizepräsident Landrat Joa-
chim Walter ergänzte, dass die 
Trennung von humanitärer Auf-
nahme und qualifizierter Zu-
wanderung erhalten bleiben 
müsse. „In diesem Zusammen-
hang ist auch festzuhalten, dass 
jenseits der Zuwanderung von 
Fachkräften eine konsequente 
Rückführung ausreisepflichtiger 
Personen erfolgen muss. Das ist 
eine wesentliche Voraussetzung 
für die Akzeptanz von humani-
tärer Aufnahme und die Bereit-
schaft, Schutzsuchende hier-
zulande willkommen zu heißen 
und zu integrieren. Integration 
und Rückführung sind zwei Sei-
ten ein und derselben Medaille. 
Wir müssen in beide Richtungen 
besser werden.“ 

Die Landkreise seien nach wie 
vor von den Folgen der deut-
lichen Erhöhung der Zahl der 
Asylbewerber und Flüchtlinge 
betroffen. Dabei handle es sich 
um eine Zuwanderung aus hu-
manitären Gründen, nicht um ei-
ne gesteuerte, auf den Arbeits-
markt ausgerichtete Einwande-
rung. Zugleich erfordere u. a. der 
demografische Wandel mehr 
qualifizierte Zuwanderung, um 
die Entwicklung und den Wohl-
stand auch zukünftig zu sichern, 
unterstrich Sager. Dies gelte ge-
rade auch für die stark von Mit-
telstand und Handwerk gepräg-
ten ländlichen Räume, die für 
über 50 % der deutschen Brutto-
wertschöpfung stehen. „Anders 
als in der Vergangenheit kann 
die Zuwanderung in den Arbeits-
markt nicht vorrangig auf Hoch-
qualifizierte beschränkt werden. 
Vielmehr benötigt Deutschland 
auch im nicht akademischen, 
handwerklichen und pflegeri-

schen Bereich zusätzliche Ar-
beitsmarktmigration.“

Integrationsleistungen im 
Heimatland realisieren

Die nach wie vor aufrecht zu 
erhaltende klare Trennung zwi-
schen humanitärer Aufnahme 
und gesteuerter Arbeitsmigra-
tion müsse auch darin zum Aus-
druck kommen, dass die ent-
sprechenden Aufenthaltstitel 
für Arbeitskräfte nur aus dem 
Ausland heraus beantragt wer-
den können, fügte Sager hinzu. 
Zudem seien wesentliche Inte- 
grationsleistungen wie etwa der 
Spracherwerb bereits im Hei-
matland zu realisieren.

Vizepräsident Walter zufolge 
müssen Deutschland und Euro-
pa die Fähigkeit erhalten, den 
Zuzug humanitärer Zuwande-
rer stärker zu steuern, als dies 
insbesondere in den Jahren 
2015 und 2016 der Fall war. Da-
zu zählten nicht zuletzt auch die 
schnelle Durchführung von Asyl-
verfahren und die konsequente 
Rückführung ausreisepflichtiger 
Personen. Dies sei Bedingung 
dafür, „dass unser Land auch 
in Zukunft seiner humanitären 
Verantwortung gegenüber den 
tatsächlich Schutzbedürftigen 
gerecht werden kann“.

Keine Gewalt gegen  
öffentlich Bedienstete!

Mit Blick auf zunehmende Be-
leidigungen, Drohungen und 
tätlichen Angriffen gegenüber 
Amtsträgern und Verwaltungs-
mitarbeitern hat das Präsidium 
des Deutschen Landkreistages  
die Resolution „Keine Gewalt 
gegen öffentlich Bedienstete!“ 
beschlossen. Wie Präsident Sa-
ger erklärte, „sind derartige At-
tacken unerträglich und müssen 
mit unserem rechtsstaatlichen 
Instrumentarium konsequent 
geahndet werden. Wir müssen 
über das Strafrecht hinaus aber 
vor allem auch im täglichen Mit-
einander immer wieder deut-
lich machen, dass wir so etwas 
in unserer Gesellschaft keines-
falls dulden.“ 

Kein neues Phänomen

Dass Landräte und andere 
Amtsträger in der Öffentlich-
keit diffamiert werden, sei kein 
neues Phänomen. Insbesonde-
re im Zusammenhang mit der 
Flüchtlingskrise oder auch den 
sog. Reichsbürgern sei aber ei-
ne deutliche Zunahme von Vor-
kommnissen zu verzeichnen. 
Gleiches gelte für Fälle tätlicher 
Gewalt. „So wurde erst kürzlich 
der Landrat des Kreises Pinne-

den Weg gebracht werden.“
„Wir erwarten von der neuen 

Regierung auch, das Kooperati-
onsverbot zwischen Bund und 
Kommunen zu lockern und die 
Zusammenarbeit zwischen den 
föderalen Ebenen zu vereinfa-
chen“, stellten die beiden Ver-
bandsvertreter klar. Zahlreiche 
Vorhaben scheiterten an den 
fehlenden Finanzen, aber sehr 
viele Projekte eben auch an der 
großen Zahl von bürokratischen 
und gesetzgeberischen Vorga-
ben. „Beides können wir uns 
nicht länger leisten.“

Paradigmenwechsel 

Um Deutschland zu moderni-
sieren und fit für die Zukunft zu 
machen, braucht es nach Auf-
fassung des Deutschen Städte- 
und Gemeindebunds einen Pa-
radigmenwechsel in der Politik.“ 
Nicht Bedenken oder Verhin-
derungspolitik, sondern ein Zu-
kunftskonzept“ müsse Leitlinie 
für die Politik sein. Ein Blick auf 
den ungebrochenen Anstieg der 
Ausgaben für soziale Leistungen 
trotz Höchstständen bei der Be-
schäftigung zeige, dass es auch 
in diesem Bereich ein Umden-
ken geben muss. 

„Trotz steigender Erwartungs-
haltung in der Bevölkerung wer-
den wir zukünftig nicht mit im-
mer weniger Beitragszahlern 
immer mehr und immer bes-
sere Leistungen versprechen 
können“, betonten Brandl und 
Landsberg. „Wir müssen die 
derzeitigen Überschüsse in den 
Haushalten in Zukunftsinfra-
strukturen, Bildung und Moder-
nisierung investieren. Deutsch-
land darf nicht länger von der 
Substanz leben und Verspre-
chungen machen, die in schlech-
terer konjunktureller Lage nicht 
eingelöst werden können.“ Dies 
sei Wunsch und Auftrag an eine 
handlungsfähige Regierung in 
der neuen Legislaturperiode, so 
die DStGB-Repräsentanten ab-
schließend.  DK

Deutschland modernisieren ...

Jahresbilanz Messe München:

Abschluss weit über Plan 
„Alle unsere Veranstaltungen sind in 2017 sehr gut gelaufen“, be-
richtete Klaus Dittrich, Vorsitzender der Geschäftsführung der Mes-
se München, bei der Bilanzpressekonferenz des Unternehmens 
in München. Mit neuen Bestmarken und zum Teil zweistelligen 
Wachstumsraten habe die Messe das vergangene Jahr beendet. 

2017 haben die Messe-Teams 
in München und im Ausland ins-
gesamt 219 Veranstaltungen or-
ganisiert, davon 15 Messen in 
München und 24 im Ausland. 
Dazu kommen 180 Gastveran-
staltungen in München. Welt-
weit konnte die Messe mehr als 
2,4 Millionen Besucher und rund 
43.700 Aussteller verbuchen. 

„Die Messe München ist er-
neut überdurchschnittlich ge-
wachsen“, erläuterte Dittrich: 
„Um acht Prozent bei den Aus-
stellern, um fünf Prozent bei 
den Besuchern und um sechs 
Prozent bei der Fläche.“ Ein star-
ker Beweis für den exzellen-
ten Ruf der Messe München sei 
auch der seit Jahren steigen-
de Anteil ausländischer Ausstel-
ler und Besucher in München. 
So kamen im vergangenen Jahr 
13,9 Prozent mehr ausländi-
sche Aussteller und 13,3 Pro-
zent mehr Besucher in die Lan-
deshauptstadt. 

Mit einem Ausstellerplus von 
22 Prozent und einem Zuwachs 
von 10.000 Besuchern punkte-
te besonders die Weltleitmesse 
drinktec in München. Mit über 
76.000 Besuchern aus mehr als 
170 Ländern erzielte sie das beste 
Ergebnis in ihrer 66-jährigen Ge-
schichte und übertraf damit laut 
Messechef Dittrich alle Erwartun-
gen. Vor allem auf internationa-
ler Ebene, wo die drinktec ohne-
hin sehr stark ist, konnte sie mit 
einem Plus von 12 Prozent noch 
einmal zulegen. Der Anteil inter-
nationaler Besucher stieg damit 

auf 67 Prozent. Mit 1.749 Ausstel-
lern aus 80 Ländern wurde auch 
auf Ausstellerseite eine neue 
Bestmarke erreicht.

Klaus Dittrich: „Wir schreiben 
im achten Jahr ununterbrochen 
schwarze Zahlen.“ So konnte 
das Unternehmen alle Akquisiti-
onen der vergangenen Jahre aus 
den Rücklagen bezahlen. Auch 
werden der Bau der beiden neu-
en Hallen und des Conference 
Center Nord für 105 Millionen 
Euro aus eigener Kraft finan-
ziert. Das heuer fertiggestell-
te Messegelände wird 18 Hal-
len mit insgesamt 200.000 Qua-
dratmetern Ausstellungsfläche 
aufweisen. 

Wachstumsstrategie

Dittrich zufolge bestärkt der 
seit Jahren anhaltende wirt-
schaftliche Erfolg das Unterneh-
men in seiner Wachstumsstra-
tegie. „Damit starten wir per-
fekt vorbereitet in das neue Jahr 
und zünden 2018 ein Feuerwerk 
neuer Veranstaltungen.“ So 
geht mit der Command Control 
im September erstmals eine in-
ternationale Plattform für Cyber 
Security an den Start. Im Zent-
rum stehen dabei drei Tage lang 
die Themen Hackerangriffe und 
Cyber-Kriminalität. Die Messe 
soll zum führenden Gipfeltref-
fen für Cybersicherheit werden.

Mit der Fusion richtet die Mes-
se München im Oktober erst-
mals in Deutschland eine Ver-
anstaltung außerhalb Münchens 
aus. Der Ableger der Schmuck- 
und Uhrenmesse Inhorgen-
ta lädt einen exklusiven Kreis 
von Premium-Ausstellern ins 
Berliner Hotel Ritz Carlton ein. 
Sie präsentieren ihren Premi-
um-Kunden das Luxussegment. 
Ein weiteres neues Format wird 
die Ispo Digitize im Sommer, die 
zusammen mit adidas der Digi-
talisierung bei den Sportartikel-
herstellern wie auch den Händ-
lern eine neue Plattform gibt.

Medizinkongresse

Nach den Worten von Dr. 
Reinhard Pfeiffer, stellvertreten-
der Vorsitzender der Geschäfts-
führung, steht das Jahr 2018 
ganz im Zeichen der Medizi-
ner: „Wir hatten noch nie so vie-
le große europäische Medizin-
kongresse innerhalb eines Jah-
res, wie wir sie in 2018 haben 
werden. Allein drei Veranstal-
tungen, die europaweit zu den 
größten gehören, werden 2018 
mit fast 60.000 Teilnehmern in 
München zu Gast sein.“

Stattfinden werden mit 30.000 
Teilnehmern die European Soci-
ety of Cardiology (ESC), der eu-
ropaweit größte und bedeu-
tendste Medizinkongress, der 
Kongress der European Soci-
ety for Medical Oncology (ES-
MO) mit rund 19.000 Onkolo-
giespezialisten und der Kon-
gress der European Academy of 
Allergy and Clinical Immunolo-
gy (EAACI) mit etwa 9.000 Teil-
nehmern. „Die steigenden An-
fragen aus dem IT-Bereich und 
das etablierte Standing im Me-
dizinbereich belegen eindrucks-
voll den Stellenwert der Messe 
München Locations für Veran-
staltungen aus aller Welt“, un-
terstrich Pfeiffer.

Als langjährig bewährte Mes-
sen stehen unter anderem 
die Ende Januar stattfindende 
Sportmesse Ispo, gefolgt von 
der Reise- und Freizeitmesse 
f.r.e.e  im Februar und der In-
ternationalen Handwerksmes-
se IHM im März auf dem Ver-
anstaltungsprogramm. Mit der 
ITM 2018 geht  im Mai die Welt-
leitmesse für Wasser, Abwasser 
und Rohstoffwirtschaft über die 
Bühne. Im Oktober finden er-
neut die Mineralientage statt 
und im Dezember die Heim + 
Handwerk. Am 13. Dezember 
wird die Messe dann auch den 
20. Jahrestag ihres Umzugs nach 
Riem feiern.  DK

berg als ‚Nazischwein‘ bezeich-
net. Und zwar von einem Bürger, 
bei dem zuvor 114 Waffen und 
eine Tonne Munition eingezo-
gen worden waren. Dass er den 
Landrat des Landkreises Sächsi-
sche Schweiz-Osterzgebirge als 
‚Parasit‘ bezeichnet hat, brachte 
einem anderen Täter eine Geld-
strafe wegen Beleidigung in Hö-
he von 500 Euro ein. Nicht ge-
ahndet wurde dagegen die Dro-
hung, gegen den Landrat oder 
seine Kinder Gewalt anzuwen-
den“, erläuterte Sager.

Meinungsfreiheit ist 
kein Freibrief

Vor diesem Hintergrund hät-
ten die Landräte in ihrer Reso-
lution deutlich formuliert, dass 
die grundgesetzlich geschützte 
Meinungsfreiheit zwar selbst-
verständlich ein hohes Gut sei. 
„Aus der Meinungsfreiheit folgt 
jedoch kein Freibrief für belei-
digende oder verleumderische 
Äußerungen oder gar für die 
Drohung mit Gewalt“, verdeut-
lichte der DLT-Präsident.

Großes Engagement  
für die Bürger

Die Mitarbeiter in den öffent-
lichen Verwaltungen würden 
sich mit großem Engagement 
für die Bürger einsetzen. Dazu 
gehörten manchmal auch Be-
hördenentscheidungen, mit de-
nen die Betroffenen nicht ein-
verstanden seien. „Kränkungen, 
ehrverletzende Äußerungen 
oder Verleumdungen sind nicht 
hinnehmbar. Sie wiegen beson-
ders schwer, wenn sie in der Öf-
fentlichkeit verbreitet werden. 
Das Internet bietet viele Mög-
lichkeiten, Beleidigungen, Dro-
hungen oder Aufrufe zur Gewalt 
in anonymer Form zu kommuni-
zieren. Daher sind die Betreiber 
entsprechender Plattformen 
und der sozialen Medien aufge-
fordert, solche Inhalte im Einzel-
fall auch zu löschen“, stellte Sa-
ger abschließend klar.  DK

Mehr qualifizierte Zuwanderung ...

Wichtiger Terminhinweis:

Digitalisierung in der kommunalen 
Wasserwirtschaft

Am 31. Januar 2018 veranstaltet der Verein Kommunal 4.0 
e.V. in Nürnberg seinen ersten Praxisworkshop im neuen 
Jahr. Erneut lautet das Motto „Kommunal 4.0, Digitalisie-
rung in der kommunalen Wasserwirtschaft – Chancen er-
kennen, Lösungen erarbeiten und Maßnahmen umsetzen“.

Die Veranstaltung findet in Kooperation mit dem For-
schungsprojekt SmaDiWa (Smarte Digitale Transformation in 
der Wasserwirtschaft) der Hochschule Hof statt, und zwar in 
den Gebäuden direkt an der Nürnberger Kläranlage (Adolf-
Braun-Straße 55). Eine Besichtigung der technischen Einrich-
tungen ist im Anschluss an Vorträge, Workshops und die Dis-
kussion im World-Café geplant.

Auf dem Programm stehen Praxisberichte, wie man ein digi-
talisiertes Wasserwerk gestaltet. Zudem gibt es einen Praxis-
bericht zum IT-gesteuerten Stoffrückhalt bei der Mischwasser- 
entlastung. Anschließend haben die Teilnehmer die Möglich-
keit, in offenen Workshops konkrete wasserwirtschaftliche 
Anforderungen und Anwendungsmöglichkeiten auf Objekt-, 
Prozess- und Organisationsebene zu diskutieren. Ebenso ste-
hen die Themen Smart Machines wie die Art der erfassten 
Daten und den aus der Digitalisierung resultierenden Kompe-
tenzbedarf im Mittelpunkt der Diskussionen.

Die Anmeldung ist online über die Vereinswebsite https://
www.kommunal4null.de/ möglich. Nichtmitglieder zahlen 
150 Euro (inkl. MwSt), für Vereinsmitglieder gelten ermäßig-
te Teilnahmegebühren.  r

Klaus Dittrich.  r

Insgesamt schließt die Mes-
se München das Jahr 2017 um 
16 Millionen Euro besser ab als 
geplant. Der Konzernumsatz 
wird voraussichtlich 327 Millio-
nen Euro betragen, davon wur-
den rund 265 Millionen Euro in 
München erwirtschaftet. Bei ei-
nem EBITDA vor Steuern, Zinsen 
und Abgaben von rund 53 Milli-
onen Euro bleibt ein Überschuss 
von zwölf Millionen Euro, der 
an die beiden Hauptgesellschaf-
ter Freistaat Bayern und Landes-
hauptstadt München als Zinsen 
auf die Gesellschafterdarlehen 
zum Bau des neuen Messege-
ländes überwiesen wird.

„Die Messe München ist 
wirtschaftlich kerngesund“, so 

Söder und Spaenle suchen:

Die 100 besten 
Heimatschätze
„Heimatmuseen bewahren 

regionale Tradition und Hei-
matkultur. In ihnen schlummern 
Schätze, die entdeckt werden 
wollen. Diese Kleinode erzäh-
len oft spannende Geschichten 
über die Heimat. Die Heimat-
museen stärken das Heimatge-
fühl und präsentieren einen mo-
dernen Umgang mit der Heimat-
geschichte“, teilten Finanz- und 
Heimatminister Dr. Markus Sö-
der und Kunstminister Dr. Lud-
wig Spaenle zum Start der Su-
che nach den „100 besten Hei-
matschätzen“ in Bayern mit. 

Ausgezeichnet werden regio- 
naltypische Museumskleinode, 
die Heimat verkörpern und span- 
nende, belegbare Geschich-
ten erzählen. Bayernweit gibt 
es rd. 1.250 nichtstaatliche Mu-
seen. „Von Büchern über Klei-
dungsstücke hin zu Traktoren 
und Mammutzähnen – nicht das 
„Glanzstück“ steht im Vorder-
grund, sondern das Objekt mit 
der spannendsten, originellsten 
Geschichte“, betonten Söder 
und Spaenle. 

Die 100 besten Heimatschätze 
werden im Rahmen einer feierli-
chen Veranstaltung prämiert, 
mit einer Urkunde ausgezeich-
net und in einem Buch veröf-
fentlicht. Außerdem werden al-
le Preisträger auf der Homepage 
des Staatsministeriums der Fi-
nanzen, für Landesentwicklung 
und Heimat, der Landesstelle 
für nichtstaatliche Museen ver-
öffentlicht. Bewerben können 
sich alle nichtstaatlichen Mu-
seen in Bayern. www.heimat. 
bayern/heimatschaetze  r
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EINE WELT BEGINNT VOR ORT
Die Servicestelle Kommunen in der Einen Welt (SKEW) steht Kommunen in Deutschland als Partner in allen Fragen kommunaler Entwicklungspolitik zur 
Seite. Dabei beraten, informieren und fördern wir sie in unseren Zukunftsthemen Fairer Handel und Faire Beschaffung – Global Nachhaltige Kommune – 
Kommunale Partnerschaften und internationale Kommunalbeziehungen – Migration und Entwicklung.

Die Servicestelle Kommunen in der Einen Welt (SKEW) ist Teil der ENGAGEMENT GLOBAL gGmbH und arbeitet im Auftrag des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung.
ENGAGEMENT GLOBAL gGmbH | Service für Entwicklungsinitiativen | Tulpenfeld 7 | 53113 Bonn | www.engagement-global.de 
Servicestelle Kommunen in der Einen Welt | www.service-eine-welt.de | info@service-eine-welt.de

Im Auftrag des

SIND SIE INTERESSIERT?Machen Sie mit bei einem Einsteigerseminar für kom-munale Entwicklungspolitik! 
Kontakt: 
katrin.blume@engagement-global.deTelefon +49 228 20717-615

Energie Campus Nürnberg verleiht erstmals Nachwuchspreis 
Im feierlichen Rahmen wurde erstmals der mit 3.000 Euro dotierte EnCN-Energiepreis auf der Jah-
reskonferenz des Energie Campus Nürnberg (EnCN) an fünf Nachwuchswissenschaftlerinnen und 
-wissenschaftler vergeben. Ausgezeichnet wurden herausragende Abschlussarbeiten zu Themen 
der nachhaltigen Energieversorgung, die am Energie Campus Nürnberg in den vergangenen zwei 
Jahren entstanden sind. 
Christian Zens, Vorstandsvorsitzender des Energie Campus Nürnberg e.V. und Kanzler der Fried-
rich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg betonte: „Mit dem EnCN-Energiepreis werfen wir ein 
Schlaglicht auf die nächste Generation engagierter Energieforscherinnen und -forscher. Die hohe 
Qualität der eingereichten Abschlussarbeiten zeigt auf, dass wir am Energie Campus Nürnberg auf 
dem richtigen Weg sind. Das breite Themenspektrum der eingereichten Arbeiten verdeutlicht die 
große Bandbreite der Energiewende-Expertise, wie es sie nur am Energie Campus Nürnberg gibt.“ 
Dr. Michael Fraas, Vorstand des Energie Campus Nürnberg e.V. und Wirtschaftsreferent der Stadt 
Nürnberg dazu: „Rund um den Energie Campus Nürnberg entwickelt sich ein vitales Ökosystem für 
Innovation und Wettbewerbskraft in der Energie und Umweltwirtschaft. Stadt und Metropolregion 
Nürnberg weisen in diesem zukunftsfähigen Branchenumfeld 70.000 Beschäftigte auf. Die Region 
ist Motor der technischen Umsetzung der Energiewende. Mit dem EnCN-Energiepreis haben wir 
nun die Möglichkeit, innovative Energieforschung am Standort Nürnberg und zukunftsfähige Ideen 
für die Energiewende sichtbar zu machen.“ 
Unser Bild zeigt die Preisträger im Kreis von Dr. Alexander Buchele (Geschäftsfüher  EnCN), Gastred-
ner Prof. Dr. Achim Wambach, Präsident des Zentrums für Europäische Wirtschaftsforschung (ZEW) 
und Vorsitzender der Monopolkommission; Christian Zens, Vorstandsvorsitzender des Energie Cam-
pus Nürnberg e.V. und Kanzler der Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg, Prof. Dr. Ve-
ronika Grimm (Vorsitzende der Wissenschaftlichen Leitung des EnCN); Dr. Michael Fraas, (Vorstand 
des Energie Campus Nürnberg e.V. und Wirtschaftsreferent der Stadt Nürnberg )für die Energiewen-
de sichtbar zu machen.“  r

Mehr Verantwortung  
für Verteilnetzbetreiber

Josef Hasler fordert, die Rechte und Pflichten  
von Stromnetzbetreibern neu zu definieren

97 Prozent aller Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energien 
sind am Verteilnetz angeschlossen. Dazu kommt das Gros der 
Speicher, zu denen zunehmend auch Elektrofahrzeuge gehören. 
Die Energiewende findet im Verteilnetz statt. Für die Stabilität 
des Netzgesamtsystems sind bisher jedoch die vier Übertragungs-
netzbetreiber allein verantwortlich. 

„Deshalb sollten Rechte und 
Pflichten von Stromnetzbetrei-
bern neu definiert werden“, for-
dert Josef Hasler, Vorstandsvor-
sitzender der N ERGIE Aktien-
gesellschaft. „Stadtwerke und 
Verteilnetzbetreiber sind die 
Hauptakteure für die Umset-
zung der Energiewende. Sie wol-
len und können deutlich mehr 
Verantwortung für die Stabili-
tät des gesamten Netzsystems 
übernehmen.“ 

Beitrag zur  
Versorgungssicherheit

Dies wäre nicht nur ein Bei-
trag für die Versorgungssi-
cherheit und die Sicherheit der 
Netzsysteme, sondern auch 
wirtschaftlich: Durch die zu-
nehmende Aussteuerung von 
Erzeugungsanlagen, Verbrau-
chern und Speicher auf der Ver-
teilnetzebene müssen weniger 
Windkraft- und Photovoltaik-
anlagen von den Übertragungs-
netzbetreibern abgeregelt wer-
den. Auch verringern sich die 
Kosten für Netzreservekapazi-
täten und die Einspeisung von 
Kraftwerksleistung, um regiona-
le Überlastungen auszugleichen 
(Redispatch).

Digitale Technologien

Die technologischen Voraus-
setzungen für eine stärkere Rol-
le der Verteilnetzbetreiber sind 
bereits heute gegeben. Digi-
tale Technologien wie Block-
chain können den sicheren Aus-
tausch von Informationen und 
Daten aus dezentralen Anlagen 
von Netzbetreibern, Händlern, 
Energiedienstleistern und Kun-
den über alle Netzebenen hin-
weg ermöglichen. 

„Durch die zunehmende Sek-
torkopplung, insbesondere im 
Bereich der Elektromobilität als 
auch bei den strombasierten 
Heizsystemen, werden die An-
forderungen an die Netzstabili-
sierung in den kommenden Jah-
ren weiter steigen“, erklärt Has-

ler. „Deshalb ist es nun an der 
Zeit, die Dezentralität der Ener-
giewende auch auf der Ebene 
der Stromnetze abzubilden. Ich 
fordere die Politik auf, hier rasch 
einen Rechtsrahmen zu schaf-
fen, der es Stadtwerken und 
Verteilnetzbetreibern ermög-
licht, technisch und wirtschaft-
lich effizient Systemverantwor-
tung für ihre Netze zu überneh-
men“, betont er. 

Bestimmende Leitlinie solle 

dabei das Subsidiaritätsprinzip 
sein, also Aufgaben möglichst 
auf der Netzebene zu erfül-
len, auf der sie entstehen. Nur 
wenn keine effiziente Bearbei-
tung möglich sei, solle die Bear-
beitung auf der nächsthöheren 
Netzebene erfolgen. Dies setze 
klare Kooperationsregeln vor-
aus, so Hasler. 

Netzflexstudie

Er verweist auf die dena, die 
im Rahmen ihrer Netzflexstudie 
ebenfalls das Recht der Netzbe-
treiber einfordert, auf die Flexi-
bilitätstechnologien zum Zweck 
der Netzsteuerung und -stabi-
lisierung zugreifen zu können. 
Insgesamt wird in der Studie das 
derzeit ungeeignete Anreizsys-
tem beklagt, das den konven-
tionellen Netzausbau gegen-
über innovativen Verfahren und 
smarten Technologien privile-
giert.  r

BDEW-Studie zur  
Kundenzufriedenheit

Über 90 Prozent der Kunden mit Energieversorgern zufrieden 
Bestnoten für Zuverlässigkeit der Stromversorgung 

Die Strom- und Gaskunden in Deutschland schätzen ihren jewei-
ligen Energieanbieter nicht nur für die zuverlässige und sichere 
Versorgung, sondern auch für „weiche Faktoren“ wie die Kunden-
betreuung und Vertrauenswürdigkeit. Das zeigt eine repräsenta-
tive Verbraucherumfrage, die das Marktforschungsinstitut pro-
lytics im Auftrag des BDEW durchgeführt hat. Befragt wurden 
1.200 repräsentativ ausgewählte Haushalte. 

Die Kunden zeigen sich sehr zu-
frieden mit der Betreuung durch 
ihren Energieversorger, der Kun-
denfreundlichkeit und Vertrau-
enswürdigkeit. Sie schätzen die  
angebotenen Dienstleistungen, 
die Vertragsmodalitäten sowie die 
Rechnungsstellung (Verständlich-
keit, Transparenz, Korrektheit). 
Auch das Preis-Leistungs-Verhält- 
nis der Strom- und Gasversorger 
wird positiv bewertet. Betont 
werden auch die gute Umweltver- 
träglichkeit von Erdgas und die 
große Bedeutung der Energiever-
sorger für die jeweilige Region. 

In Anbetracht dieser und wei-
terer Aspekte sind 73 Prozent der 
Befragten mit ihrem Stromanbie-
ter in höchstem Maße oder sehr 
zufrieden, weitere 21 Prozent 
sind zufrieden. Mit ihrem Erdgas-
anbieter sind 70 Prozent der Kun-
den in höchstem Maße oder sehr 
zufrieden, über 19 Prozent sind 
zufrieden. Drei Viertel der Be-
fragten würde den eigenen Ener-
gieanbieter weiterempfehlen. 

„Auch in diesem Jahr sehen wir, 
dass die Strom- und Gasversorger 

ihre Kunden mit hoher Leistungs-
bereitschaft, Verlässlichkeit und 
sehr gutem Kundenservice über-
zeugen konnten. Über 90 Prozent 
der Kunden sind mit ihrem Ener-
gieversorger zufrieden. Die Ener-
giewirtschaft ist also gut aufge-
stellt. In den nächsten Jahren 
wird es darum gehen, die The-
men Digitalisierung und E-Mobili-
ty weiter voranzutreiben und im 
Kundenverhältnis noch stärker 
zu betonen“, so Stefan Kapferer, 
Vorsitzender der BDEW-Haupt-
geschäftsführung. 

Das zeigen auch die neu einge-
führten Umfrage-Kategorien Digi-
talisierung und E-Mobilität: 54 Pro-
zent der Internetnutzer wünschen 
sich, dass die digitalen Servicean-
gebote und Kontaktmöglichkeiten 
zu ihrem Energieversorger weiter 
ausgebaut werden. Auch E-Mobi-
lität gewinnt an Relevanz: Bereits 
26 Prozent der Befragten interes-
sieren sich für den Kauf eines E-Au-
tos. Für die Kunden werden das En-
gagement des Energieversorgers 
und die bereitgestellten Ladesta- 
tionen immer wichtiger.  r

vbw-Präsident Alfred Gaffal: 

Energiewende an europäische 
Standards angleichen

„Wirtschaft und Bürger nicht mit grünen Träumen überfordern“ 

Bei der Vorstellung des 6. Energiewende-Monitorings der vbw – 
Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft e. V. erklärte vbw Präsi-
dent Alfred Gaffal: „Die Energiewende steckt fest. Sie kostet bis 
2025 insgesamt 520 Milliarden Euro, davon sind bis 2015 rund 
180 Milliarden Euro angefallen. Die Stromversorgung in Deutsch-
land und Bayern ist zwar sicher. Aber der Strom wird immer teu-
rer. Hauptpreistreiber ist die EEG-Umlage. Die Strompreise für 
Unternehmen und Haushalte liegen erheblich über dem Wert von 
2008 und im internationalen Vergleich an der Spitze.“ 

Kern der Klimaschutzziele der 
Bundesregierung ist die Vorga-
be, die CO2-Emissionen bis 2020 
im Vergleich zu 1990 um 40 Pro-
zent zu mindern. 

CO2-Emissionen stagnieren

Gaffal dazu: „Die CO2-Emissi-
onen stagnieren seit 2014 und 
liegen jetzt sieben Jahre hin-
tereinander deutlich über dem 
Plan. Trotz Milliardenförderung 
werden die Ziele klar verfehlt. 
Diese teuren Fehlschläge sind 

schlicht nicht hinnehmbar.“ 
Die vbw wandte sich daher 

gegen weitere nationale Ver-
schärfungen der deutschen Kli-
mapolitik. Gaffal dazu: „Im Kli-
maschutzplan 2050 hat die Bun-
desregierung willkürlich ton-
nenscharfe Sektorziele gesetzt. 
Danach müssen die CO2-Emis-
sionen bis 2030 im Vergleich zu 
1990 um mindestens 55 Prozent 
gemindert werden. Eine Prüfung 
der technologischen und wirt-
schaftlichen Machbarkeit fehlt 
– ebenso die Angleichung an eu-

ropäische Standards. Statt unse-
re Wirtschaft einseitig zu belas-
ten, brauchen wir einen europä-
ischen Energiebinnenmarkt mit 
gemeinsamen Regeln. Die Poli-
tik darf die Wirtschaft und die 
Bürger nicht mit grünen Träu-
men überfordern.“ 

Alleingänge vermeiden

Nationale Alleingänge müssen 
nach Ansicht der vbw auch in der 
Automobil-Debatte vermieden 
werden: „Wir brauchen den Die-
selantrieb gerade, um die Klima-
ziele zu erreichen“, betonte der 
vbw Präsident. Er forderte zu-
dem: „Die künftige Bundesregie-
rung muss endlich die riesigen 
ungenutzten Einsparpotenzia-
le bei den privaten Wohngebäu-
den erkennen. Obwohl die po-
sitive Wirkung der steuerlichen 
Abschreibung energetischer Sa-
nierungsmaßnahmen unbestrit-
ten ist, treten wir auf der Stelle.“ 

Das 6. vbw Energiewende- 
Monitoring steht unter www.
vbw-bayern.de zum Download 
bereit.  r
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Die ausgebauten Dammtafeln bleiben bis zur dauerhaften Strom-
produktionsfreigabe vor Ort beim Kraftwerk. Im späteren Regel-
betrieb werden sie in einem benachbarten Mainkraftwerk der 
Rhein-Main-Donau AG gelagert. Bild: Jan Kiver, Rhein-Main-Donau AG

RENEXPO® INTERHYDRO in Salzburg: 

Wasserkraft-Image stärken
Die Wasserkraft leistet auf vielen Ebenen einen wichtigen Bei-
trag zur Energieversorgung sowie zur wirtschaftlichen und ge-
sellschaftlichen Nachhaltigkeit. Über den Stand der Technik, die 
Rahmenbedingungen und aktuelle Entwicklungen sowie Wirt-
schaftlichkeit und die ökologischen Aspekte der Wasserkraft in-
formierte bereits zum 9. Mal die zweitägige Kongressmesse RE-
NEXPO® INTERHYDRO im Messezentrum Salzburg. 

Rund 100 Aussteller, 2.000 
Besucher und 500 Tagungsteil-
nehmer trafen sich zu Präsen-
tation, Wissenstransfer und Er-
fahrungsaustausch. Innovative 
Produkte, tagesaktuelle Fachin-
formationen und Diskussionen 
über die Herausforderungen der 
Branche standen im Fokus der 
Veranstaltung.

Der Schirmherr, Landesrat 
Dipl.-Ing. Dr. Josef Schwaiger, 
hob die Bedeutung der Wasser-
kraft für das Land Salzburg und 
für die RENEXPO® INTERHYDRO 
als langjähriger Branchentreff-
punkt besonders heraus. Beim 
Energie-Talk zum Thema: „Wirt-
schaft und Dialog: Wasserkraft 
und Gesellschaft“ diskutierten 
Dr. Karl Heinz Gruber, Geschäfts-
führer/Vorstand VERBUND Was-
serkraft, Prof. Dr. Frank Pöhler, 
Geschäftsführer der Bayerische 
Elektrizitätswerke GmbH, Dörte 
Fouquet, Geschäftsführerin ER-
EF (European Renewable Ener-
gies Federation), Paul Ablinger, 
Geschäftsführer des Verbands 
Kleinwasserkraft Österreich und 
Hannes August, Geschäftsfüh-
rer des Naturschutzbundes Salz-
burg die Bedeutung der Wasser-
kraft für eine zukünftige, nach-
haltige Energieversorgung sowie 
die mit dem weiteren Ausbau 
der erneuerbaren Energien ver-
bundenen Herausforderungen.

Vorteile kommunizieren

Laut Karl-Heinz Gruber vom 
VERBUND „ist die Energiewende 
ohne Wasserkraft nicht vorstell-
bar“. Selbstverständlich müss-
ten bei Ausbau und Modernisie-
rung der Wasserkraft auch öko-
logische Belange berücksich-
tigt werden. Dies sei jedoch in 
den vergangenen Jahren zuneh-
mend mit sichtbaren Ergebnis-
sen erfolgt. Die Wasserkraft sei 
ein lang erprobter, zuverlässiger, 
grundlastfähiger und CO2-frei-
er Energieträger. Wichtig sei, die 
Vorteile der Wasserkraft deutli-
cher zu kommunizieren und ihre 
Bedeutung im politischen Um-
feld zu stärken.

Dies war auch Ziel des „2. Eu-
ropäischen Verbände-Treffens“. 
EREF (European Renewable 
Energies Federation), der euro-
päische Verband für erneuerba-
re Energien, präsentierte hier 
das EU-Winterpaket sowie den 
aktuellen Stand der Wasserrah-
menrichtlinie (WRRL) und stell-
te die daraus resultierenden 
Folgen für die kleine Wasser-
kraft vor. 

Für bessere Vernetzung

Konsens der anwesenden Ver-
bände aus insgesamt 14 euro-
päischen Ländern war, dass ei-
ne bessere Vernetzung sowie ei-
ne stärkere Vertretung der euro-
päischen Wasserkraft in Brüssel 
zwingend notwendig sind. Ei-
ne Initiative führender Wasser-
kraft-Verbände in Europa will 
sich zukünftig in Brüssel deutlich 
stärker einbringen als bisher, die 
vielfältigen Qualitäten der Was-
serkraft hervorheben und damit 
ihr Image stärken.

Ziel der Kampagne „(K)Eine 
Welt ohne Wasserkraft?!“ ist es, 
sowohl die Vorteile der Wasser-
kraft als auch die mit ihrer Nut-
zung einhergehenden Heraus-
forderungen zu kommunizie-
ren und einen Dialog anzu-
stoßen. Dabei sollen auch die 
lösungsorientierte Mitwirkung 
der Wasserkraftunternehmen 
im ökologischen Bereich sowie 
ein konstruktiver Umgang mit 

Konflikten thematisiert werden.
Mit dabei sind der Bundesver-

band deutscher Wasserkraft-
werke, der Verband der Bayeri-
schen Energie- und Wasserwirt-
schaft (VBEW), die Vereinigung 
Wasserkraftwerke in Bayern 
e.V., der Landesverband bayeri-
scher Wasserkraftwerke eG, die 
Initiative „Wasserkraft? Ja, bit-
te!“, die IGW Interessengemein-
schaft Wasserkraft Baden-Würt-
temberg e.V., die Arbeitsge-
meinschaft Wasserkraftwerke 
Baden-Württemberg, der Ver-
band für Energie- und Wasser-
wirtschaft (VfEW), Kleinwasser-
kraft Österreich, die Swiss Small 
Hydro, die European Renewab-
le Energies Federation (EREF) so-
wie der Verein für Ökologie und 
Umweltforschung.

„Wir wollen zeigen, was die 
Wasserkraft kann - und da-
mit ein konstruktives Mit-
einander anstoßen, um ei-
ne erfolgreiche Umsetzung 
der Energiewende voranzu-
bringen. Der Beitrag, den die 
Wasserkraft hier leisten kann, 
wird aus unserer Sicht deut-
lich unterschätzt - deshalb 
nutzen wir die RENEXPO®  
INTERHYDRO als öffentlich-
keitswirksame Plattform für 
Austausch und Diskussion“,  so 
die mitwirkenden Verbands-
vertreter.

Pumpspeicher im Visier

Im Rahmen der Kongressmes-
se fand auch die „3. internatio-
nale Konferenz: Pumpspeicher-
kraftwerke“ statt, die die Bedeu-
tung von Pumpspeicherkraft-
werken (PSW) für die Integration 
erneuerbarer Energien in das zu-
künftige Energiesystem aufzeig-
te. Die Konferenz gab zunächst 
einen Überblick über Stromspei-
chertechnologien, Marktent-
wicklung und Geschäftsmodelle. 
Im Folgenden lag der Fokus auf 
der Systemrelevanz von PSW, 
deren netzdienlicher Betriebs-
führung, aktuellen Projekten 
und Zukunftsperspektiven.

Stabilisierung des Netzes

Pumpspeicherkraftwerke spie-
len für eine nachhaltige Energie-
versorgung auf Basis erneuerba-
rer Energien eine wichtige Rol-
le. So können Sie durch große 
Leistungsgradienten beim Eng-
passmanagement sehr rasch das 
Netz stabilisieren, Regelleistung 
und Blindleistung erbringen, das 
System nach einem Blackout 
ohne Energiezufuhr von au-
ßen wieder starten (Schwarz-
startfähigkeit) sowie grundsätz-
lich sehr flexibel auf die Anfor-
derungen des Netzes reagieren, 
Überschüsse aufnehmen oder 
in Spitzenlastzeiten Strom lie-
fern. In Europa sind insgesamt 
170 Pumpspeicherkraftwerke 
(PSW) mit 45 GW Leistung in Be-
trieb; die installierte Leistung in 
Deutschland beträgt rund 7000 
MW, in Österreich 4500 MW, in 
der Schweiz 3700 MW. Ein wirt-
schaftlicher Betrieb ist aktuell 
allerdings durch die Rahmen-
bedingungen am Strommarkt 
schwierig, was den Fortbestand 
der PSW gefährdet.

Weitere Kongressthemen in 
Salzburg waren der gewässer-
ökologisch verträgliche Wasser-
kraftausbau, Kraftwerksbau und 
dessen Komponenten sowie 
Wasserkraft in Osteuropa und 
in Afrika. Während der Fachkon-
gress „ Gewässerökologisch ver-
träglicher Wasserkraftausbau 
die  Vorstellung neuer Monito-

ringmethoden, erste Ergebnisse 
des Untersuchungsprogramms 
zum Fischabstieg, sehr positiv 
stimmende Berichte über Er-
folgskontrollen von Fischaufstie-
gen und Restrukturierungsmaß-
nahmen sowie einen Blick auf 
die aktuelle Judikatur des EuGH 
in Bezug auf das Wasserrecht 
umfasste, tauschten sich beim 
Workshop „Small Hydropower 
in Africa“ rund 70 internationa-
le Branchenvertreter, darunter 
rund 30 Teilnehmer aus Afrika, 
über Kleinwasserkraft-Projekte 
und deren Finanzierung in ver-
schiedenen afrikanischen Län-
dern wie Ruanda, Uganda und 
Nigeria aus.

Ergänzt wurde der Work-
shop durch ein zweitägiges Bu-
siness-Matchmaking, bei dem 
Kontakte ausgebaut und Projek-

te konkretisiert werden konn-
ten. Initiator und Sponsor war 
die RECP (Africa-EU Renewab-
le Energy Cooperation Partner- 
ship) zusammen mit EREF.

Treffpunkt Nr. 1

Aus Sicht von Johann-Ge-
org Röhm, Geschäftsführer der  
REECO Austria GmbH, Veranstal-
terin der RENEXPO® INTERHY-
DRO, hat die Kongressmesse in 
diesem Jahr ihren Status als Treff-
punkt Nr. 1 der Wasserkraft in Eu-
ropa erneut bestätigt. „Es liegt 
uns sehr am Herzen, die Was-
serkraft sowohl europa- als auch 
weltweit zu stärken, und wir freu-
en uns, dass uns das mit der ge-
samten Veranstaltung und insbe-
sondere mit Elementen wie dem 
Verbändetreffen und dem Afri-
ka-Forum gelungen ist. Wir wer-
den weiterhin an einer besseren 
Vernetzung und einer stärkeren 
Wahrnehmung der Wasserkraft 
arbeiten“, unterstrich Röhm. DK

Höchste Zeit zu handeln – 
Klimaschutz mit Biogas

Firmen präsentierten Flexibilität und Innovationskraft  
auf der weltgrößten Biogas-Fachmesse in Nürnberg

Trotz schwieriger politischer und wirtschaftlicher Rahmenbedin-
gungen sieht die Biogasbranche vielfältige Perspektiven im Klima-
schutz. „Dabei will die Branche durch flexible Bereitstellung von 
Strom und Wärme, aber auch mit Biomethan als Kraftstoff einen 
wichtigen Beitrag zur erneuerbaren Energiewende leisten.“ So die 
Quintessenz der Führungsspitze des Fachverbandes Biogas auf 
der Pressekonferenz im Rahmen der BIOGAS Convention & Tra-
de Fair in Nürnberg . 

„Die Branche hat viele Heraus-
forderungen zu bewältigen“, sag-
te der Präsident des Fachverband 
Biogas e.V., Horst Seide, mit Blick 
auf die Erfahrungen aus der ers-
ten Ausschreibung für Biogasanla-
gen; aber auch durch die ständig 
wachsenden genehmigungsrecht-
lichen Anforderungen an die An-
lagenbetreiber.“ Über allem ste-
he der Klimaschutz und der drin-
gende Handlungsbedarf auf al-
len Ebenen, um die Erderhitzung 
unter zwei Grad zu halten. Dabei 
sieht der Landwirt aus Nieder-
sachsen die besondere Rolle der 
Biogastechnologie im landwirt-
schaftlichen Produktionsprozess: 
„Mit Biogas können wir Methan- 
emissionen aus Gülle vermeiden, 
Nährstoffe im Kreislauf halten 
und durch alternative Energie-
pflanzen Lebensräume für Insek-
ten schaffen. Alle drei Leistungen 
stehen derzeit im Fokus der öf-
fentlichen Diskussion und müssen 
daher auch mehr Wert erhalten“, 
mahnte der Verbandspräsident. 

„Biogas ist der Kit beim Bau 
unseres neuen Energieversor-
gungssystems“, erklärte der Vi-
zepräsident und Firmenvertre-
ter Hendrik Becker. „Denn Bio-
gas füllt die Lücken, die beim 
Einsatz fluktuierender Ener-
gieformen wie Wind und Son-
ne entstehen.“ Der Anteil der 
flexiblen Anlagen unter den 
gut 9.000 Biogasanlagen in 
Deutschland wachse kontinu-
ierlich, betonte Becker. Für die-
ses Jahr prognostiziert der Fach-
verband einen Zubau an elektri-
scher Leistung durch Flexibilisie-
rungsmaßnahmen von rund 250 
Megawatt. 

Neue Absatzwege 
generieren

Der Neubau liege allerdings 
am Boden, erinnerte der Fir-
menvertreter. Ohne Auslands-
geschäfte könnten die deut-
schen Unternehmen unter den 
gegebenen heimischen Bedin-
gungen nicht überleben. Umso 
wichtiger sei es, neue Absatz-
wege zu generieren. 

Neben der flexiblen Stromein-
speisung sieht Becker ein großes 
Potenzial bei der Wärmenut-
zung und der Einspeisung von zu 
Biomethan aufbereitetem Bio-
gas ins Gasnetz. Mit dem Erd-
gasnetz steht uns ein riesiger 
Energiespeicher zur Verfügung. 
Aus dem Netz lässt sich das Bio-

methan an jeder beliebigen Stel-
le zu Strom und Wärme generie-
ren. Oder auch als Kraftstoff ein-
setzen. 

„Die Energiewende auf der 
Straße findet so gut wie gar nicht 
statt“, ergänzte Seide, selbst  
Pionier als Betreiber von Bio-
gastankstellen. „Mit Biomet-
han haben wir einen Kraftstoff, 
der schon heute 90 Prozent  
weniger Treibhausgasemissionen 
verursacht als ein herkömmlicher 
Benziner. Und zu LNG (liquid na-
tural gas) aufbereitet eignet er 
sich hervorragend für den Ein-
satz im Schwerlastverkehr und 
bei Schiffen.“ 

In der aktuellen Debatte um 
den Dieselskandal und die E-Mo-
bilität werde Biomethan oft 
übersehen. Um den Klimawandel 
zu stoppen braucht es viele Maß-
nahmen in allen Sektoren. Bio-
gas bietet ein breites Spektrum 
an Lösungen. Für die Branchen-
akteure bedeutet dies einerseits 
große Potenziale, andererseits 
erfordert es aber auch viel Fle-
xibilität, Innovationskraft und ei-
nen langen Atem bei der Umset-
zung von immer neuen rechtli-
chen Auflagen. 

Trends und Entwicklungen

Auf der weltgrößten reinen 
Biogas-Fachmesse im Rahmen 
der BIOGAS Convention & Trade 
Fair informierten sich die Bran-
chenteilnehmer über die neues-
ten Trends und Entwicklungen, 
über die Möglichkeiten zur Effi-
zienzsteigerung und über neue 
Absatzwege. In den Panels und 
Workshop ging es um technolo-
gische Entwicklungen und Rah-
menbedingungen. Und zwischen 
den Messerundgängen und Vor-
trägen diskutierten die Teilneh-
mer ihre eigene Situation und 
entwickeln neue Ideen. 

Nach wie vor ist Deutschland 
Weltmarktführer und Vorreiter bei 
der Biogasnutzung. Diese Positi-
on haben die Firmen gemeinsam 
mit den Betreibern gewonnen. Um 
diesen Spitzenplatz zu verteidigen, 
braucht es allerdings einen funkti-
onierenden heimischen Markt und 
eine klare Perspektive. „Das Poten-
zial von Biogas ist noch lange nicht 
ausgeschöpft und wir sehen viele 
gesellschaftlich gewollte Funktio-
nen, die wir übernehmen können 
- wenn der Rahmen stimmt“, rich-
tete der Verbandspräsident seine 
Forderung an die Politik. r

Rosenheim:

Gewässerrestrukturierung  
unterhalb des Innkraftwerks

Fortsetzung bereits begonnener Arbeiten ab Januar 2018
Unterhalb des Kraftwerks Rosenheim haben die VERBUND Inn-
kraftwerke bereits 2015 begonnen, Maßnahmen zur Aufwertung 
des Lebensraumes am rechten Innufer umzusetzen. Infolge der po-
sitiven Entwicklung wird im Zeitraum Januar bis März 2018 nun das 
linke Innufer neu strukturiert.

Bereits 2015 wurde das rech-
te Ufer unterhalb des Kraft-
werks Rosenheim neu struktu-
riert. Die Kraft des Wassers hat 
anschließend vielfältige Ufer-
biotope, die flusstypisch sind, 
neu geschaffen. Diese sind Le-
bensraum für Wasserlebe-
wesen und Fische - geeigne-
te Laichplätze, beruhigte Zo-
nen für junge Fische und Rück-
zugsorte bei Hochwasser für 
den gesamten Fischbestand. An 
den Unfern haben sich Flächen 
mit Pionierpflanzen wie der für 
Schotterauen typische Laven-
delweide, ausgebildet. Zudem 
sind seltene Uferlaufkäfer und 
Eidechsen zu beobachten.

 Um das Potenzial am Stand-
ort zu ergänzen ist vorgesehen, 
von Januar bis Anfang März 
2018 auch auf der gegenüber-
liegenden Seite ähnliche Ufer-
strukturen herzustellen. Dies 
geschieht im Rahmen der Ver-

einbarung mit dem Freistaat 
Bayern zur Verbesserung der 
Lebensraumbedingungen und 
Förderung der Arten. Alle Maß-
nahmen wurden im Detail mit 
den Fachbehörden und der Um-
weltbehörde der Stadt Rosen-
heim abgestimmt, so dass nun 
alle Genehmigungen vorliegen. 

Vorarbeiten

Als Vorarbeiten werden Bäu-
me, hauptsächlich Hybridpap-
peln, gefällt. Zudem werden Uf-
erwege nach hinten verlegt, um 
das Spazierengehen auch zukünf-
tig entlang des Inn möglich zu 
machen. Die Hochwasser- und 
Abflussverhältnisse bleiben un-
verändert, da alle Maßnahmen 
so ausgeführt werden, dass sich 
am Abflussquerschnitt und den 
Höhenlagen des begleitenden Uf-
erweges gegenüber dem Bestand 
nichts ändert. r

Erweiterung des Mainkraftwerks Rothenfels:

Baumaßnahmen  
weitgehend abgeschlossen 

Vor kurzem wurde das unterirdische Turbinengebäude nach 
rund zweieinhalb Jahren Bauzeit „offiziell“ geflutet. Ein 150-Ton-
nen-Autokran hob mit Hilfe einer speziellen Dammtafelzange 
(Gewicht: 1 Tonne) zunächst die rund acht Tonnen schwere, aus 
einem Element bestehende Dammtafel (rund 6,6 Meter breit, 
rund 4,7 Meter hoch, rund 55 Zentimeter dick) im Unterwasser-
bereich behutsam bis in die finale Lagerposition nach oben. Da-
durch wurde der sogenannte Saugschlauch (Turbinenauslauf) mit 
230 Kubikmeter Mainwasser gefüllt. 

Anschließend hob der Auto-
kran mit einer weiteren spe-
ziellen Dammtafelzange (Ge-
wicht: 1,2 Tonnen) die sechs 
Dammtafelsegmente, die ober-
wasserseitig den Turbinenein-
lauf abdichteten, vorsichtig Ta-
fel für Tafel aus dem Turbinen-
zulauf. Langsam füllte sich der 
Turbinenzulauf mit rund 1.600 
Kubikmeter Mainwasser Die 
sechs Dammtafelsegmente mit 
einem Gewicht von jeweils bis 
zu rund 6,2 Tonnen, einer Brei-
te von jeweils rund 9,1 Meter, 
sowie einer Höhe der einzel-
nen Segmente zwischen rund 
1,8 und 3 Meter und einer Di-
cke von jeweils rund 80 Zenti-
meter), werden bis zum offizi-
ellen Regelbetrieb vor Ort ge-
lagert und später an einem der 
benachbarten Mainkraftwerke 
aufbewahrt. 

Der Leitapparat der Turbine 
bleibt zunächst geschlossen, so 
dass noch kein Wasser die Turbi-
ne durchströmt. Das soll voraus-
sichtlich kommende Woche er-
folgen, wenn alle Vorprüfungen 
zur Inbetriebsetzung des unter-

irdischen Maschinensatzes ab-
geschlossen sind. 

Wehrübergang freigegeben

Rechtzeitig vor dem Weih-
nachtswochenende waren die 
Instandsetzungsarbeiten an der 
Staatsstraße auf Höhe der Bau-
stelle soweit erfolgreich ab-
geschlossen worden, dass die 
Wechselampel abgeschaltet 
werden konnte und die Staats-
straße wieder frei befahrbar ist; 
da noch Arbeiten zur Befesti-
gung der Bankettstreifen ausste-
hen, ist die Geschwindigkeit im 
Bereich des Kraftwerks Rothen-
fels auf 50 km/h begrenzt. 

Auch konnte der Wehrüber-
gang über den Main für Fußgän-
ger und Radfahrer beim Kraft-
werk Rothenfels nach Zimmern 
wieder freigegeben werden; 
zeitweilige Sperrungen aus Si-
cherheitsgründen werden aller-
dings wegen noch ausstehen-
der Restarbeiten beim Kraft-
werk unvermeidlich sein. Uni-
per und RMD bitten dafür um 
Verständnis. r
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Heizungsmarkt: 

Die Kunden setzen auf Gas 
Aktuelle BDEW-Umfrage: Image von Erdgas im Wärmemarkt steigt 

Nach aktuellen Zahlen bleibt Erdgas auch weiterhin Nummer eins 
bei den Heizungssystemen in Deutschland. Bereits in den ers-
ten drei Quartalen dieses Jahres wurden 219.000 Baugenehmi-
gungen für Wohnungen gemeldet. Davon werden fast 40 Prozent 
(39,6) mit einer Erdgasheizung ausgestattet. Nimmt man noch die 
Fernwärme hinzu, die zu fast 40 Prozent aus Erdgas erzeugt wird, 
bedeutet dies: In rund 106.000 Wohnungsneubauten kommt Gas 
zum Einsatz. Auch im Gebäudebestand liegt Erdgas vorne: Die 
große Mehrheit (49,4 Prozent) wurde 2016 mit Erdgas beheizt. 

„Die Markterfolge von Erd-
gas im Neubau zeigen, dass die-
ser Energieträger ein hohes An-
sehen und Vertrauen bei den 
Verbrauchern genießt. Das kann 
auch die Politik nicht ignorieren“, 
sagte Anke Tuschek, Mitglied der 
BDEW-Hauptgeschäftsführung, 
zum Auftakt der diesjährigen  
gasfachlichen Aussprachetagung 
(gat) in Berlin. 

Heizungsmodernisierung

Allein mit dem Ersatz veral-
teter Heiztechnik durch moder-
ne Gas-Brennwertkessel las-
sen sich nach BDEW-Angaben 
schnell und bezahlbar über 30 
Millionen Tonnen CO2 bis 2030 
einsparen – und damit fast zwei 
Drittel der Vorgabe aus dem 
Klimaschutzplan. Allerdings steht 
die Heizungsmodernisierung 
weit unten auf der Prioritä-
tenliste der Hausbesitzer. „Zu 
den Hindernissen für einen Hei-
zungstausch gehören insbe-
sondere die Investitionskos-
ten. Deshalb sollte eine neue 
Bundesregierung eine attrakti-
ve Steuerförderung für energe-
tische Sanierungsmaßnahmen 
aufsetzen, um so eine Moder-
nisierungsoffensive im Gebäu-
desektor auszulösen.“ 

Der BDEW hatte hierzu kürz-
lich gemeinsam mit BDI, DGB, 
dena, und ZDH einen konkre- 
ten Modellvorschlag für die 

steuerliche Förderung vorge-
legt. 

Dass Erdgas bei den Kun-
den ein sehr gutes Image hat, 
zeigt sich auch an der jährlichen 
BDEW-Befragung unter Eigen-
heimbesitzern. Erste Ergebnisse 
der aktuellen Umfrage präsen-
tierte der BDEW vorab auf der 
gat: Auf die Frage, mit welchem 
Energieträger sie heute ihr Haus 
beheizen würden, würden sich 
auch 2017 über 40 Prozent für 
Erdgas entscheiden. Zählt man 
die – noch umweltfreundlichere 
– Kombination Erdgas und Solar 
dazu, würden über die Hälfte der 
Befragten sich für eine Gashei-
zung entscheiden. Über die Hälf-
te der Befragten glaubt zudem, 
dass Erdgas in Zukunft noch grü-
ner werden kann. 

Bio-Erdgas ist 
erneuerbarer Energieträger 

Befragt, wie dies gelingen 
kann, sprach sich ein Drittel 
der Befragten dafür aus, mehr 
Bio-Erdgas zu verwenden. „Da-
für muss Bio-Erdgas endlich 
vollumfänglich als Erneuerbare 
Energie im Rahmen der Energie-
einspar-Verordnung und des Er-
neuerbare-Energien-Wärmege-
setzes anerkannt werden“, for-
derte Tuschek. 

Die Debatte über den Klima-
schutzplan und dessen schluss- 
endlich verabschiedete Versi-

on hätten gezeigt, dass sich der 
Blick der Politik auf Gas durchaus 
zum positiven gewandelt hat. 
„Darauf können wir als Branche 
aufbauen. Der BDEW hat des-
halb den gemeinsamen Bran-
chen-Appell „Gas kann grün“ 
und die von 12 Verbänden ge-
tragene Erklärung der Gaswirt-
schaft zur CO2-Reduzierung ini-
tiiert.“ 

Zudem habe der BDEW die 
„Zukunftsstrategie Gas“ aufge-
setzt. Ziel sei es deutlich zu ma-
chen, dass die Gaswirtschaft und 
der Energieträger Gas die Poli-
tik in erheblichem Umfang da-
bei unterstützen können, die 
Energie- und Klimaziele zu er-
reichen. Zur Unterlegung zeige 
die Gaswirtschaft auf, wie sie 
es bis zum Jahr 2050 schaffen 
kann, zunehmend regenerati-
ver zu werden. 

Drei Elemente

„Die Gasstrategie basiert auf 
drei Elementen: Erstens: Die In- 
frastruktur ist mit Speichern und 
einem gut ausgebauten Netz - 
mit Leitungen bis in die Gebäude 
- bereits vorhanden. Zweitens: 
Das Produkt ist jetzt schon ener-
giewende- und klimaschutztaug-
lich. Moderne Erdgasheizungen 
senken - beispielsweise in Kom-
bination mit Solarthermie oder 
Biomethan - schnell und be-
zahlbar den CO2-Ausstoß. Drit-
tens: Gas kann grün - In seinen 
CO2-neutralen Varianten Bio-
methan und als Produkt aus Po-
wer-to-Gas, angetrieben von 
Strom aus Wind und Sonne. Der 
BDEW wird weiterhin mit Nach-
druck die wichtige Rolle von Erd-
gas bei der Erreichung der Klima-
ziele kommunizieren“, hob Tu-
schek hervor. r

Der Winter lässt CNG-Autos kalt
Auch bei klirrender Kälte haben gasbetriebene CNG-Fahrzeuge Vorteile

Ob zum Skifahren in die Berge oder zum Arbeiten ins Büro: 
CNG-Fahrer sind auch bei winterlichen Temperaturen komforta-
bel und sicher unterwegs. Um Winterkraftstoff, eingeschränkte 
Reichweiten oder erhöhten Stromverbrauch müssen sie sich kei-
ne Gedanken machen. Durch die saubere Verbrennung punkten 
CNG-Motoren darüber hinaus selbst bei frostigen Temperaturen 
durch niedrige Schadstoff-Emissionen bereits in der Kaltstartpha-
se. Und auch rund um die Wintersportgebiete in Bayern, Öster-
reich, Italien und der Schweiz gibt es genügend Tankstellen.

Abschalt-Software für die 
Abgasreinigung macht selbst 
aus dem vermeintlich saube-
ren Benziner oder Diesel bei 
niedrigen Temperaturen einen 
Luftverschmutzer mit erhöhten 
Feinstaub- und Stickoxid-Emissi-
onen. Hingegen spielen CNG-Au-
tos, die mit Erdgas, regenerati-
vem Biomethan oder syntheti-
schem Methan gefahren wer-
den, schon vom Start weg ihre 
Vorteile aus. Da durch den hoch-
wertigen Kraftstoff und die sau-
bere Verbrennung viele Schad-
stoffe gar nicht erst in proble-
matischen Mengen entstehen, 
müssen sie auch nicht aufwen-
dig herausgefiltert werden.

 Ist keine Abgasaufbereitung 
erforderlich, wird man auch 
nicht zum Einsatz einer Schum-
mel-Software verführt. Da CNG 
das ganze Jahr mit der glei-
chen Qualität eingesetzt werden 
kann, muss der Fahrer anders 
als bei Diesel und Autogas (LPG) 
bei Minus-Temperaturen nicht 
darauf achten, Winterkraftstoff 
im Tank zu haben.

CNG: Der alternative Antrieb 
für den Winter

CNG ist der alternative Kraft-
stoff, dem der Winter die we-
nigsten Probleme bereitet. Das 
stellte der TÜV Nord fest. Wäh-
rend es bei LPG, Ethanol und 

Pflanzenöl bei niedrigen Tempe-
raturen zu signifikantem Mehr-
verbrauch kommt, erhöht sich 
bei CNG-Fahrzeugen die Reich-
weite sogar, da bei Kälte etwas 
mehr Gas in die Tanks passt.

„Besonders charakteristisch ist 
der Reichweitenvorteil im Win-
ter natürlich gegenüber Elektro-
autos“, hebt Detlef Fischer, Ge-
schäftsführer des Verbands der 
Bayerischen Energie- und Wass-
erwirtschaft, hervor. Denn Licht, 
Heizung und Komfortverbrau-
cher senken die Reichweite von 
E-Fahrzeugen bei winterlichen 
Straßenverhältnissen merklich. 
Und da die Kapazität der Lithi-
um-Akkus bei Minusgraden ab-
sinkt, haben sie schon vor dem 
Losfahren weniger Energie zur 
Verfügung. „Selbst Fahrzeugen, 
die Norm-Reichweiten von 300 
Kilometern haben, geht im Win-
ter teilweise schon bei 150 Kilo-
metern der Strom aus“, erklärt 
Fischer.

CNG-Tankstelle  
immer in Reichweite

„Alle Wintersportbegeister-
ten kommen mit ihrem CNG-Au-
to gut ans Ziel und wieder heim 
– denn in den meisten Winter-
sportgebieten gibt es CNG-Tank-
stellen und auf den Anfahrts- 
und Rückfahrts-Routen sowie-
so“, betont Juliane Gött, Vorsit-

zende des Landesinitiativkreis 
ErdgasMobilität Bayern und 
selbst CNG-Mobilistin. Italien 
bietet als CNG-Musterland in 
Europa eine hohe Tankstellen-
dichte, in der Schweiz wächst 
das Tankstellennetz wegen der 
Klima- und Umweltschutz-Zie-
le kontinuierlich und Öster-
reich hat eine ähnlich gute Ver-
sorgung wie Deutschland. Und 
selbst wer im französischen 
Grenoble seine Winterferien 
verbringt, findet eine CNG-Tank-
stelle vor Ort.

Eine echte Alternative:  
alltagstauglich und  
am Markt verfügbar

Die Produktpalette an CNG- 
Fahrzeugen ist deutlich gewach-
sen und auch für 2018 sind inte-
ressante Modelle angekündigt. 
Für den Wintersportler mit viel 
Gepäck bieten die Kombis wie 
Opel Astra Sports Tourer, Sko-
da Oktavia Combi oder VW Golf 
Variant sowie die klassischen 
Vans wie Opel Zafira, Fiat Doblo 
oder VW Caddy ordentlich Platz. 
Und mit dem Audi A4 Avant 
gibt es mittlerweile sogar einen 
CNG-Kombi, der bei schnee- und 
eisfreien Straßen im ICE-Tempo 
unterwegs sein kann.

Im Alltag unterscheiden sich 
die klimaschonenden Modelle 
kaum von den konventionellen 
Fahrzeugen: Sie liegen bei Reich-
weite und Kofferraumvolumen 
auf ähnlichem Niveau. ADAC und 
Feuerwehr bestätigen, dass die 
Sicherheit mindestens so hoch 
wie bei konventionellen Fahr-
zeugen ist. An der Tankstelle je-
doch merkt der CNG-Fahrer die 
deutlich niedrigeren Kraftstoff-
kosten sofort. r
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Tragende Säule Wasserkraft
Informationsveranstaltung des AKE Kreisverbandes Unterallgäu in Erkheim 

Wasserkraft ist eine stetige und planbare Energiequelle. Daher 
nimmt sie eine besondere Stellung unter den Erneuerbaren ein. 
Grund genug für den AKE Kreisverband Unterallgäu, sich mit die-
sem „Juwel im Energiemix“ im Rahmen einer Informationsver-
anstaltung in Erkheim auseinanderzusetzen. Dazu begrüßte die 
Kreisvorsitzende des Arbeitskreises Energiewende, Dr. Ingrid Fick-
ler, die hochkompetenten Referenten Prof. Dr. Frank Pöhler, Lei-
ter Wasserkraft der Bayerischen Elektrizitätswerke GmbH, der 
über „Wasserkraft - mehr als nur Stromerzeugung“ sprach und Di-
pl.-Ing. Hermann Steinmaßl, Altlandrat, MdL a.D., Landkreis Traun-
stein, der sich zum Thema „Wasserkraft - DIE Energie unserer Hei-
mat. Wasserkraft braucht Unterstützung und Akzeptanz“ äußerte.

AKE-Kreisvorsitzende Fickler 
hob in ihrer Begrüßung zunächst 
die sehr lange Tradition der Was-
serkraft hervor. Aktuell stünden 
über 15 % der deutschen Was-
serkraftwerke in Bayern - aus 
gutem Grund. Schließlich erfül-
le die Wasserkraft als preiswer-
teste erneuerbare Energie al-
le Kriterien der Energiewende: 
Sie sei kontinuierlich verfügbar 
und damit grundlastfähig, gut 
regelbar, speicherfähig, schad-
stoff- und CO2-frei. Wasserkraft 
sei die effizienteste Art, regene-
rative Energie rund um die Uhr, 
wetterunabhängig und in größe-
rer Menge bereitzustellen. Zu-
dem habe sie als Ausgleich zur 
schwankenden Einspeisung von 
Sonnen- und Windstrom das Po-
tenzial, einen Beitrag zur Stabili-
sierung des Stromversorgungs-
netzes und damit zur Versor-
gungssicherheit zu leisten. 

Situation im  
Landkreis Unterallgäu

Im Landkreis Unterallgäu be-
finden sich Fickler zufolge rund 
140 Wasserkraftwerke, von de-
nen viele durch technische, was-
serwirtschaftliche und ökologi-
sche Optimierung dazu beitra-
gen, den Anteil der erneuerba-
ren Energie zu steigern und die 
CO2-Belastung zu senken. Aus 
diesem Grund will die Vorsitzen-
de beantragen, dass der Land-
kreis Unterallgäu nach dem Vor-
bild des Landkreises Passau ei-
ne Beratungsaktion für Betrei-
ber von Kleinwasserkraftwerken 
initiiert. Ziel ist eine Steigerung 
des Anteils erneuerbarer Energi-
en im Landkreis Unterallgäu so-
wie die ökologische Verbesse-
rung  betroffener Gewässer. Die 
Beratung soll durch unabhängi-
ge Experten wie z. B. technische 
Büros erfolgen.

Abschließend verwies Ingrid 
Fickler auf das Landkreis-Pilot-
projekt „Energiewende Unterall-
gäu Nordwest“. Dieses habe sich 
zum Ziel gesetzt, den Anteil er-
neuerbarer Energien am Strom- 
und Wärmeverbrauch innerhalb 
von fünf Jahren auf über 60 Pro-
zent zu steigern. „Und hierzu ge-
hört eben auch die Weiterent-
wicklung der Wasserkraft“, so 
die Kreisvorsitzende.  

Wichtigster Eckpfeiler 
der Energiewende

Prof. Dr. Frank Pöhler, Leiter 
Wasserkraft der Bayerischen 
Elektrizitätswerke GmbH, be-
zeichnete die Wasserkraft im 
Anschluss als „wichtigsten Eck-
pfeiler der Energiewende in Bay-
ern“. Dort liegt der Anteil der 
Wasserkraft an den Erneuerba-
ren bei immerhin 33 Prozent, 
während er bundesweit nur 11 
Prozent ausmacht. Der Was-
serkraftanteil an der gesam-
ten Stromerzeugung beträgt im 
Freistaat rund 14 Prozent, wäh-
rend er in Deutschland bei ledig-
lich drei Prozent liegt. Mit durch-
schnittlich 12,5 Milliarden Kilo-
wattstunden pro Jahr kommen 
ca. 55 Prozent des in Deutsch-
land produzierten Wasserkraft-
stroms aus dem Freistaat. 

„Tatsache ist: Die Wasserkraft 
ist für den Energiewende-Erfolg 
in Bayern unverzichtbar“, hob 
der BEW-Geschäftsführer her-
vor. Wasserkraft sei mehr als nur 
regenerative Stromerzeugung; 

Strom aus Wasserkraft las-
se sich in Pumpspeicher-/Spei-
cher-Kraftwerken sicher und ef-
fizient mit Wirkungsgraden über 
80 Prozent und wirtschaftlich in 
großen Mengen speichern. Die 
Stromerzeugung aus Wasser-
kraft als heimischem Energieträ-
ger sei CO2- und schadstofffrei, 
schütze das Klima und schone 
die Ressourcen. 

Stünden Wind und Sonne 
nicht zur Verfügung, seien zur 
Bedarfsdeckung sog. Schatten-
kraftwerke, sprich hochflexible 
und zuverlässige Kraftwerke zur 
Ausregelung von Schwankun-
gen erforderlich, erläuterte Pöh-
ler. Hierzu zählten auch Wasser-
kraftwerke, da etwa 50 Prozent 
der Wasserkraft grundlastfähig 
sei. Zudem bedürfe es flexibler 
Stromspeicher. 

Nur die „große“ Wasserkraft 
mit einer Leistung von mehr als 
5 MW sei als Erneuerbare Ener-
giequelle heute wirtschaftlich 
und ohne Subvention betreib-
bar. Allerdings stehe sie von ver-
schiedenen Seiten unter Druck, 
wie Pöhler ausführte. Sinnvolle 
Ausbaupotenziale seien schwer 
durchsetzbar und es mangle an 
politischer und gesellschaftli-
cher Unterstützung. Zudem er-
schwerten und verteuerten im-
mer strengere ökologische Auf-
lagen (Schwellbetrieb, Rest-
wasser…) die Stromerzeugung. 
Auch erfordere die Umsetzung 
der EU-Wasserrahmenrichtli-
nie (Durchgängigkeit für Fische, 
Schaffung ökologischer Gewäs-
serstrukturen…) Investitionen in 
Millionenhöhe. Darüber hinaus 
bringe die Börsenpreis-Situation 
für Strom die Wasserkraft an die 
Grenzen der Wirtschaftlichkeit 
und Möglichkeiten für Investiti-
onen in den Erhalt der Anlagen 
seien begrenzt.

Vielfältige Aufgaben  
für große Wasserkraft

Wasserkraftanlagen mit ei-
ner Leistung von mehr als fünf 
Megawatt seien die einzigen re- 
generativen Stromerzeugungs-
anlagen, die in Deutschland 
nicht über das EEG subventi-
oniert werden, erläuterte der 
Geschäftsführer. Die Durch-
schnittsvergütung aller geför-
derten EEG-Anlagen habe z. B. 
im Jahr 2015 rund 13 Cent je Ki-
lowattstunde betragen, wäh-
rend die große Wasserkraft ih-
ren regenerativen Strom nach 
Marktpreisen verkaufen müs-
se, der 2016 gerade einmal zwei 
Cent pro kWh betragen habe.

„Der Preisverfall von Strom-
börse und Emissionsrechten hat 
die Wasserkrafterzeugung zu 
diesem Zeitpunkt an die Gren-
ze der Wirtschaftlichkeit ge-
bracht“, betonte Pöhler. Der-
zeit stabilisiere sich der Termin-
marktpreis allerdings wieder – 
derzeit liegt er bei über 3 Cent 
pro kWh. „Das ist zwar immer 
noch grenzwertig, jedoch kom-
men wir damit einigermaßen 
über die Runden“, machte Pöh-
ler deutlich.

Dass Wasserkraft freilich nicht 
nur Stromerzeugung ist, erläu-
terte er wie folgt: Im Gegen-
satz zu anderen regenerativen 
Stromerzeugern muss die gro-
ße Wasserkraft zusätzlich im-
mense Kosten für Hochwasser-
schutz, Naturschutz und Fisch-
schutz, Flusssanierung und 

Grundwasserschutz, Gewässer-
reinhaltung (rund 200.000 Ku-
bikmeter Treibgut und Abfall fi-
schen die Wasserkraftbetreiber 
allein in Bayern aus den Flüssen 
- Rechengutentsorgung), Erhalt 
der Infrastruktur, Schaffung von 
Voraussetzung für Naherholung 
und Tourismus, Unterhalt von 
Wasserstraßen sowie Wasser-
nutzungsgebühren aufbringen. 
Viele Leistungen der großen 
Wasserkraft gehörten untrenn-
bar zum Geschäft und sollen 
auch nicht entfallen – weder für 
die Betreiber noch für die Allge-
meinheit. Fakt sei aber, dass Zu-
satzaufgaben bei Wasserkraft-
betreibern wie der BEW ca. 30 % 
der Gesamtkosten verursachen. 
Zum Erhalt und der Bezahlbar-
keit müssten die „Strompreise“ 
diese Leistungen aber honorie-
ren, da sie sonst nicht finanzier-
bar sind.

„Rationalisierung ist zwar ein 
wesentlicher Teil der Strategie 
der Bayerischen Elektrizitäts-
werke, aber Sparen ist nicht al-
les“, fuhr Pöhler fort. Die Stra-
tegie der BEW bestehe deshalb 
aus den drei Säulen Optimie-
rung der Wasserkraft, Nachhal-
tigkeit der Wasserkraftnutzung 
und neue Wege der Zusammen-
arbeit. 

Optimierte Wasserkraft 

Durch die Optimierung der 
Wasserkraft sei bei der BEW 
nachweislich eine deutliche Re-
duzierung der Gesamtbetriebs-
kosten um 36 % erreicht wor-
den. Die Nachhaltigkeit der 
Wasserkraftnutzung mit dem 
Ziel der Vermeidung von Inves-
titionsstau beinhalte zunächst 
die Fortführung der Modernisie-
rung und Automatisierung von 6 
Kraftwerken an der Oberen Do-
nau und 4 Kraftwerken am Un-
teren Lech sowie die Umsetzung 
der „Illerstrategie 2020“. Hinzu 
kommt die Leistungssteigerung 
durch neue Laufräder am Kraft-
werk Meitingen am Lechkanal, 
wo 3 Maschinen mit neuen Dop-
pel-Francis-Laufrädern eine Er-
zeugungssteigerung um 14 % er-
möglichen. 

Maßnahmen zur Hochwas-
sersicherheit (Ertüchtigung und 
Anpassung von Dämmen und 
Deichen an DIN 19700 insbe-
sondere am Unteren Lech und 
an der Donau) stünden  eben-
so auf der Agenda wie die Um-
setzung der EU-Wasserrahmen-
richtlinie, d.h. komplette Herstel-
lung der Durchgängigkeit von Il-
ler, Wertach und Günz (Neubau 
von Fischwanderhilfen an die-
sen Flüssen abgeschlossen) und 
Schaffung von Gewässerstruk-
turen und Untersuchungen zum 
Geschiebetransport.

„Als BEW wollen wir Vorbild 
für die Wasserkraftnutzung der 
Zukunft sein und auftretende In-
teressenskonflikte minimieren. 
Wir möchten mit allen Stake-
holdern – also mit Anwohnern, 
Umwelt- und Fischereiverbän-
den, mit Kommunen, Fachbe-
hörden und der Wissenschaft 
– auf Augenhöhe kommunizie-
ren, deren Kompetenz und En-
gagement nutzen, um gemein-
same Best-Practice-Lösungen zu 
finden“, hob Prof. Pöhler hervor. 
Diese Vorgehensweise generie-
re Vorteile für alle Seiten. 

Energiedreieck

„Ziele benötigen Hierarchien“, 
machte Traunsteins Altlandrat 
und MdL a.D., Dipl.-Ing. Hermann 
Steinmaßl deutlich. Beim Aufein-
andertreffen von Zielen sei abzu-
wägen, welchen man den Vorzug 
gibt. Politik müsse hier Entschei-
dungen treffen, sonst berufe sich 
jeder auf ein ihm genehmes Ziel 
als das wichtigste. Im vielzitier-
ten Energiedreieck gilt aus seiner 
Sicht folgende Reihung: Versor-

gungssicherheit, Wirtschaftlich-
keit, Nachhaltigkeit.  

Tatsache sei, dass durch den 
volatilen Strom aus Wind und 
Sonne die Versorgungssicherheit 
schlechter geworden ist, bemerk-
te Steinmaßl. Zudem seien durch 
den hohen Anteil von EEG und 
Netzentgelten die Kosten ständig 
gestiegen. Man habe es hier mit 
einer Wettbewerbsverzerrung 
zu tun, die die wirtschaftlichen 
Energien benachteilige. 

Für konzeptionelles Handeln

Mit Verweis auf die Nach-
haltigkeit wies Steinmaßl dar-
auf hin, dass durch die Abschal-
tung der Kernkraftwerke der 
CO2-Ausstoß in Bayern ab 2022 
erheblich zunehmen werde, 
wenn der Strom von der Braun-
kohle importiert werden muss.

„Die Ziele bleiben, die Her-
ausforderungen aber steigen 
mit dem Abschalten der Kern-
kraftwerke, dem Ausstieg aus 
den fossilen Brennstoffen und 
dem Einstieg in die Elektromo-
bilität“, hob der Altlandrat her-
vor. Gefordert sei ein „konzepti-
onelles und konsequentes Han-
deln“, das den Zielen inhaltlich 
wie zeitlich gerecht wird.

Konzepte zur Eindämmung 
der Strompreise sehen laut ei-
nem Gutachten des Bayerischen 
Wirtschaftsministeriums eine 
flexible Stromsteuer, die Einfüh-
rung eines Streckungsfonds, ei-

nen Systemwechsel sowie eine 
verbesserte Kopplung der Sek-
toren Strom, Wärme und Ver-
kehr vor. Der Streckungsfonds 
sieht vor, die EEG-Umlage auf 6,5 
Cent/kWh einzufrieren. Der kre-
ditfinanzierte, staatliche Stre- 
ckungsfonds soll dann Fehlbe-
träge finanzieren. 

Blick in die Zukunft 

Wie Steinmaßl darlegte, „wird 
das EEG in irgendeiner Form 
bleiben, aber perspektivisch ei-
nen Systemwechsel bekom-
men“. Zudem sei von einem Be-
standsschutz bestehender An-
lagen auszugehen. Auch wer-
de die Ausschreibung zur Regel. 
Zur Diskussion über einen Sys-
temwechsel gehöre auch, „dass 
man vermutlich wegkommen 
wird von der Bezahlung der ein-
gespeisten Kilowattstunden“. 
Stattdessen tendiere die Politik 
wohl dahin, die installierte Leis-
tung künftig zu vergüten. Für die 
Wasserkraft wäre dies aus Stein-
maßls Sicht freilich „fatal“. Eben-
so in der Diskussion sei die Ein-
speisung nach Börsenpreis, d.h. 
dem Erzeuger bleibe es überlas-
sen, zu welchem Zeitpunkt er 
einspeist.   

Steinmaßl zufolge „wird man 
ohne Förderung oder Finanzie-
rung von netzstabilisierenden 
und netzausgleichenden Fak-
toren keine zufriedenstellende 
Lösung bekommen“. Aus seiner 

Sicht muss geprüft werden, was 
in einer Region technisch auch 
über Grenzen hinweg möglich ist. 
Erst dann sollten - im Gegensatz 
zum EEG - Gesetze und Marktde-
signs entwickelt werden, die ei-
ne gewollte Entwicklung unter-
stützen. Nach Ansicht Steinmaß-
ls, der eine „Lobby aus Bayern für 
die Wasserkraft“ forderte, gilt es, 
die Stärken der Heimat zu schüt-
zen. „Und Wasserkraft ist eine 
Energie unserer Heimat.“

Gegen Technikfeindlichkeit

„Wir werden die Energiewen-
de nicht schaffen, wenn wir bei 
der Umsetzung vor Ort Tech-
nikfeindlichkeit an den Tag le-
gen und die diversen erneu-
erbaren Energieträger verteu-
feln“, fuhr der Altlandrat fort. 
Die zentrale Frage laute: „Hilft 
man wirklich den Kindern und 
Enkeln, wenn man sich jegli-
cher Entwicklung und Verände-
rung verweigert?“

Steinmaßls abschließender Ap-
pell: „In Zeiten der Energiewen-
de muss es das oberste Gebot 
sein, Energie, die vor der Haus-
tür vorbeifließt, auch für die 
Menschen zu nutzen. Wir brau-
chen alle Energieträger! Es gibt 
kein Entweder-oder, sondern 
nur ein und-und-und…“ Welche 
Energien in den einzelnen Re-
gionen am besten zum Einsatz 
kommen sollen, solle auch vor 
Ort entschieden werden. DK

Von links: Die Bürgermeister Christian Seeberger, Erkheim; Franz Morath, Egg a.d. Günz; Bernhard 
Kerler, Bad Grönenbach; Peter Wachler, Markt Wald; Gastgeberin Dr. Ingrid Fickler zusammen mit 
den Referenten Prof. Dr. Frank Pöhler, Geschäftsführer Bayerische Elektrizitätswerke GmbH gemein-
sam mit Altlandrat Hermann Steinmaßl. r

Stadt Neuburg an der Donau und LEW:

Langjährige Strompartnerschaft wird fortgeführt
Neuer Wegenutzungsvertrag für den Stadtteil Bergen unterzeichnet

Der Stadtrat Neuburg hat einem neuen 20-jährigen Wegenutzungs-
vertrag mit der Lechwerke AG (LEW) zugestimmt. Dieser Vertrag re-
gelt die Rechte und Pflichten zwischen Kommune und Energieversor-
ger bei der Stromverteilung. Er garantiert für die rund 190 Netzkunden 
im Stadtteil Bergen auch für die Zukunft eine sichere Stromversorgung.

Bei der Vertragsunterzeichnung 
in der Hauptverwaltung der Lech-
werke in Augsburg hoben OB Dr. 
Bernhard Gmehling, LEW-Vor-
standsmitglied Dr. Markus Lit-
pher und Peter Kraus, Leiter der 
LEW-Kommunalbetreuung, die 
jahrzehntelange gute Zusammen-
arbeit hervor.

Bereits seit 1922 besteht die 
Netzpartnerschaft der Lechwer-
ke mit der Stadt. Über das Strom-
verteilungsnetz in Bergen werden 
jährlich rund 950.000 Kilowatt-
stunden verteilt.

Der Wegenutzungsvertrag er-
laubt den Lechwerken, öffentli-
che Wege, Straßen und Plätze für 
die Verlegung von Stromleitungen 
zu nutzen. Außerdem gibt er dem 
Energieversorger die Planungssi-
cherheit, um in den weiteren Aus-
bau des Netzes und die Verbesse-
rung der Stromversorgung zu in-
vestieren.

LEW bietet ein breites An-
gebot an Energielösungen. Die 

LEW-Gruppe betreibt das Strom-
verteilnetz in der Region und ist mit 
36 Wasserkraftwerken einer der 

führenden Erzeuger von umwelt-
freundlicher Energie aus Wasser-
kraft in Bayern. Außerdem bietet 
LEW Dienstleistungen in den Berei-
chen Netz- und Anlagenbau, Ener-
gieerzeugung und Telekommunika-
tion an. Die Lechwerke AG gehört 
zu innogy SE, dem führenden deut-
schen Energieunternehmen. r

V. l.: Peter Kraus, Leiter LEW-Kommunalbetreuung, Neuburgs Ober-
bürgermeister Dr. Bernhard Gmehling und LEW-Vorstandsmitglied 
Dr. Markus Litpher stellen den neuen Wegenutzungsvertrag zwischen 
LEW und der Stadt Neuburg an der Donau vor.  Bild: LEW/Christina Bleier
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Der schönste
Energiemix

Erdgas // Bio-Erdgas
Strom // Bio-Strom
Geld sparen, Klima schonen – 
unser Mix macht’s möglich

www.erdgas-schwaben.de

Neubau der Erdgasfernleitung Forchheim-Finsing:

Planfeststellungsbeschluss 
für Erdgasfernleitung erteilt

Mit Erlass des Planfeststellungsbeschlusses durch die Regierung 
von Oberbayern ist das Planfeststellungsverfahren (PFV) für die 
Erdgasfernleitung von Forchheim nach Finsing Ende Dezember 
2017 mit der Feststellung der Trassenführung abgeschlossen wor-
den. Diese war in mehrtägigen Erörterungsterminen mit den be-
troffenen Behörden, Gemeinden, Unternehmen und Privatbe-
troffenen bzw. deren Rechtsvertretungen erörtert worden.

Im Rahmen einer offiziellen 
Übergabe hat die Regierung von 
Oberbayern, vertreten durch die 
Verfahrensführerin Barbara Ster-
zel, den Beschluss der Open Grid 
Europe jetzt offiziell übergeben. 
Mit Erteilung des Baurechts wer-
den die Vorbereitungsmaßnah-
men, je nach Witterungslage, in 
den nächsten Tagen beginnen. 
Der Abschluss der Arbeiten ist für 
Dezember 2018 geplant.

Die neue Fernleitung von Forch-
heim nach Finsing wird parallel zu 
einer bestehenden Fernleitung 
errichtet. Die rund 77 km lan-

ge Loopleitung wird ab der OGE/ 
bayernets-Station Forchheim bis 
zur neuen Mess- und Regelanlage 
in Finsing, südlich des Münchner 
Flughafens, verlaufen. Sie hat ei-
nen Durchmesser von 1.000 Mil-
limetern und ist für einen Druck 
von 100 bar ausgelegt.

Die neue Leitung dient zum ei-
nen der Stärkung der Leistungs-
fähigkeit des Erdgastransportsys-
tems in Nord-Süd- bzw. in Süd-
Nord-Richtung und zum anderen 
werden damit die Kapazitätsbedar-
fe der regionalen und lokalen Ver-
teilnetzbetreiber sichergestellt. r

Eckhard Harscher, erster Bürgermeister in Waltenhofen, Oliver Ot-
tow, Leiter Vertriebsregion Süd erdgas schwaben, und Christian Arlt, 
Geschäftsführer schwaben regenerativ (v.l.), bei der offiziellen Inbe-
triebnahme des Wärmenetzes für das Neubaugebiet in Hegge. r

Nachhaltig und innovativ: 

erdgas schwaben versorgt 
Familien in Waltenhofen 

mit Wärmenetz
Hoch effizient und preiswert zugleich versorgt das Nahwärme-
netz von erdgas schwaben als Quartierslösung die Familien, die 
in das Neubaugebiet in Waltenhofen-Hegge einziehen. Die ersten 
von insgesamt 120 geplanten Reihen-, Doppel- und Einfamilien-
häusern und 60 Wohnungen werden jetzt mit klimaschonender 
Wärme beliefert. Zwei mit Bio-Erdgas betriebene Blockheizkraft-
werke (BHKWs) erzeugen kostengünstig und CO2-neutral Wärme 
für die Bewohnerinnen und Bewohner des neuen Stadtviertels, 
das idyllisch an der Iller gelegen ist.

„Egal, woher die Energie in Zu-
kunft kommt – wir versorgen die 
Waltenhofener Familien mit klima-
schonender Energie“, sagt Chris-
tian Arlt, Geschäftsführer schwa-
ben regenerativ, 100prozentige 
Unternehmenstochter von erdgas 
schwaben. Arlt ist überzeugt, dass 
die Kraft-Wärme-Kopplung mit Hil-
fe von BHKWs eine wichtige Rolle 
für die Energiewende spielen: „Die 
Zukunft ist ein Mix aus vielen Ener-
gieträgern, und damit bietet un-
ser Wärmenetz die besten Voraus-
setzungen für ein sorgenfreies und 
kuscheliges Zuhause.“

Quartiersentwicklung 
mit Wärmenetz

Quartierslösungen mit Wär-
menetzen sichern die Energie-
versorgung der Zukunft: nachhal-
tig, flexibel und dezentral. erdgas 
schwaben hat für das Neubauge-
biet in Waltenhofen-Hegge ein in-
novatives und zuverlässiges Quar-
tierskonzept entwickelt. Die ers-
ten Familien werden jetzt über das 

zukunftsweisende Wärmenetz mit 
klimaschonender Wärme versorgt.

Eckhard Harscher, Bürger-
meister in Waltenhofen, freut 
sich, dass die günstige und  
umweltschonende Wärmeversor-
gung für die Familien, die in den 
neuen Häusern einziehen, auf lan-
ge Zeit gesichert ist: „Ich freue 
mich, dass die Familien in Heg-
ge dieses nachhaltige Energiekon-
zept bekommen und damit für die 
Zukunft gerüstet sind. Unsere Bür-
gerinnen und Bürger leisten damit 
einen wichtigen Beitrag zur Klima- 
und Energiewende.“

Oliver Ottow, Vertriebsleiter 
Region Süd und Geschäftsfüh-
rer Erdgas Kempten-Oberall-
gäu, sieht großes Potenzial für 
die Quartierslösungen mit Wär-
menetz: „Die BHKWs in unserer 
Heizzentrale haben einen sehr 
hohen Wirkungsgrad, und weil 
sie schon jetzt zu einem hohen 
Anteil mit Bio-Erdgas beliefert 
werden, setzen sie Zeichen für 
die Energiezukunft aus regenera-
tiven Quellen.“ r

Klaus-Peter Dietmayer, Geschäftsführer erdgas schwaben (l.), und 
Gerhard Jauernig, Oberbürgermeister in Günzburg, nahmen die 
neuen Wallboxen von erdgas schwaben in der Tiefgarage in Günz-
burg in Betrieb.                                                                 Bild: erdgas schwaben

In der Tiefgarage der Günzburger Altstadt:

erdgas schwaben eröffnet 
die ersten Wallboxen

Gerhard Jauernig, Oberbürgermeister in Günzburg, hat gemeinsam mit 
Klaus-Peter Dietmayer, Geschäftsführer erdgas schwaben, zwei neue 
Wallboxen als Ladestationen für Elektroautos in der Tiefgarage in der 
Günzburger Altstadt, Jahnstraße 2, in Betrieb genommen. Zwei Elektro-
autos können gleichzeitig laden. erdgas schwaben beliefert die Wallbo-
xen mit Strom aus 100 Prozent Wasserkraft.

„Wir machen für die Elektroau-
tos den Weg frei. Sie fahren leise 
und emissionsfrei und tragen da-
mit zu noch mehr Lebensqualität 
für alle bei, die hier leben, arbeiten 
und wohnen“, sagte Oberbürger-
meister Jauernig. „Ich freue mich 
sehr, dass wir mit erdgas schwaben 
auf diesem Gebiet eng zusammen-
arbeiten und Infrastruktur für die 
Zukunft schaffen – für mehr Klima-
schutz und mehr Attraktivität für 
unsere Stadt. Günzburg macht da-
mit einen weiteren Schritt in Rich-
tung Zukunft.“

Die Wallboxen von erdgas 
schwaben in der Tiefgarage in der 
Günzburger Altstadt liefern Strom 
aus 100 Prozent Wasserkraft. 
Die beiden Ladepunkte vom Typ 
2, der sich als Standard in Euro-
pa durchgesetzt hat, haben eine 
Leistung von jeweils 22 Kilowatt 
(kW). Das bedeutet einmal aufla-
den, während wir zum Beispiel ei-
nen Bauantrag abgeben, einkau-

fen gehen oder Freunde besuchen.

Das Klima und 
die Umwelt schonen

„Der Strom für die ersten Wall-
boxen in Günzburg wird zu 100 Pro-
zent mit Wasserkraft erzeugt“, sag-
te Helmut Kaumeier, Leiter Kom-
munalkundenbetreuung erdgas 
schwaben, der an der Eröffnung 
teilnahm. „Damit können wir die 
Umwelt und das Klima schonen 
und leisten einen wichtigen Beitrag 
zur Energiewende.“

erdgas schwaben baut sein Netz 
von Elektroladesäulen weiter aus. 
„Wir sehen unser Engagement auch 
als wichtigen Baustein für die Re-
gion“, sagte Klaus-Peter Dietmay-
er, Geschäftsführer erdgas schwa-
ben. „Indem wir das Ladenetz im-
mer dichter machen, unterstützen 
wir auch das Ziel der Bundesregie-
rung, eine Million Elektrofahrzeuge 
auf die Straße zu bekommen.“ r

„Zuversicht, Kreativität 
und Engagement“ 

Green City e.V. erhielt Bayerischen Umweltpreis 2017 
Der Träger des Bayerischen Umweltpreises 2017 kommt aus 
München. Die Bayerische Landesstiftung zeichnete die Um-
weltorganisation Green City e.V. im Rahmen einer Feierstun-
de in Nürnberg aus. 

Für hervorragende Leistungen auf dem Gebiet des Umwelt-
schutzes vergibt die Bayerische Landesstiftung seit 1985 den 
Bayerischen Umweltpreis. 

In seiner Laudatio lobte Finanz- und Heimatminister Dr. 
Markus Söder: „Green City e. V. engagiert sich seit nun mehr 
27 Jahren für die Umwelt in München. Sie tun das auf eine 
Art, die von Zuversicht, Kreativität und menschlichem En-
gagement geprägt ist. Sie scheuen sich nie vor ungewöhnli-
chen Herangehensweisen, um Menschen einzubinden – nicht 
nur ins Miteinander-reden, sondern auch ins Miteinander-ma-
chen. Gemeinsam mit den Bürgern sagen sie dem Klimawan-
del und den Verkehrsproblemen in der am schnellsten wach-
senden Metropole Deutschlands den Kampf an.“ 

Martin Glöckner, Geschäftsführer von Green City e.V, ver-
spricht.: „Auch die nächsten 27 Jahre werden wir bei Green Ci-
ty e.V. vor allem eines tun: Das Reden anderen überlassen und 
stattdessen handeln – für ein lebenswerteres, grüneres Mün-
chen!“ Wer sich ebenfalls für diese Ziele engagieren möchte, 
ist als Mitglied bei Green City e.V. herzlich willkommen. 

Ein Anmeldeformular gibt es unter www.greencity.de/ 
mitglied-werden. r

Erneuerbare Gase: 

Ein Systemupdate der Energiewende
Der Einsatz von etwa 930 TWh Erneuerbaren Gasen erschließt 
den Flexibilitätsbedarf eines treibhausgasneutralen Energiesys-
tems bis 2050. Mit der Nutzung ist ein volkswirtschaftlicher Kos-
tenvorteil von 19 Mrd. Euro  verbunden. Die enervis-Studie „Er-
neuerbare Gase – ein Systemupdate der Energiewende“ skizziert 
den Weg zu einem treibhausgasneutralen Energiesystem bis zum 
Jahr 2050. Die Studie wurde vom Bundesverband WindEnergie 
e.V. (BWE) und der Initiative Erdgasspeicher e.V. (INES) beauf-
tragt. Ein Politischer Beirat hat die Studie begleitet.

Die Studie zeigt, dass ein treib-
hausgasneutrales Energiesystem 
in Deutschland im Jahr 2050 auf 
etwa 930 TWh Erneuerbare Ga-
se zurückgreifen sollte. Ein Ein-
satz Erneuerbarer Gase ist für die 
Dekarbonisierung des Feedstocks 
der Industrie und für den Verkehr 
unabdingbar.

Im Wärmesektor entstehen 
durch die Nutzung darüber hin-
aus volkswirtschaftliche Kosten-
vorteile. Die im zukünftigen Ener-
giesystem notwendige zeitliche 
und räumliche Flexibilität kann 
durch die vorhandenen Gasspei-
cher und Gasnetze erschlossen 
werden. Gasspeicher können so 
die vom Endenergieverbrauch ab-
weichende Produktion Erneuer-
barer Energien ausgleichen.

„Die Erzeugung Erneuerbarer 
Gase über Power-to-Gas bietet 
die Möglichkeit, die Gasspeicher 
und Gasnetze auch in einem treib-
hausgasneutralen Energiesys-
tem zu nutzen. Dies ermöglicht 
den weiteren Einsatz von Erneu-

erbaren Gasen im Wärmemarkt 
und führt so zu volkswirtschaftli-
chen Vorteilen.“, fasste Sebastian 
Klein, Prokurist der enervis ener-
gy advisors GmbH (enervis), zu-
sammen.

„In einem Energiesystem, das  
ausschließlich auf der Erzeugung 
Erneuerbarer Energien beruht, 
benötigen wir Stabilität durch Fle-
xibilität. In Verbindung mit Po-
wer-to-Gas können Gasspeicher 
diese Flexibilität erneuerbar be-
reitstellen. Die Auswirkungen von 
Dunkelflauten sind dank der Gas-
speicher also Geschichte“, so Se-
bastian Bleschke, Geschäftsführer 
der Initiative Erdgasspeicher.

„Wer Energiewende ehrlich 
meint, kommt an einem ambi- 
tioniert starken Ausbau der 
Windenergie nicht vorbei. Die-
ser muss jetzt beginnen. Die 
Aufgabe ist leistbar, die Dekar-
bonisierung über alle Sektoren 
zu schaffen“, unterstrich Her-
mann Albers, Präsident Bun-
desverband WindEnergie.  r
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Regionalkonferenz in Staffelstein:

Intelligente  
Stromnutzung

Bei Stromerzeugung und -verteilung hat die Energiewende vie-
les auf den Kopf gestellt. Dezentrale, vor allem mit erneuerba-
rer Energie wirtschaftende Systeme, gewinnen an Bedeutung. 
Gleichzeitig werden die Bereiche Wärme, Kälte, Strom und Mo-
bilität immer enger miteinander gekoppelt und digital vernetzt. 
Um die daraus entstehenden Chancen für Betriebe und Unter-
nehmen der Region deutlich zu machen und Lösungsansätze auf-
zuzeigen, veranstaltete die Regierung von Oberfranken in Koope-
ration mit den oberfränkischen Wirtschaftskammern auf Kloster 
Banz die Regionalkonferenz „Intelligente Stromnutzung“ .

Bei dieser umfassenden Infor-
mationsveranstaltung ging es un-
ter anderem um Themen wie den 
Nutzen von Energiemanagement, 
Smart Meter Gateways, den mo-
dernen Zählerschrank, Gebäude-
automation als Baustein einer in-
telligenten Energiewende, Stro-
merzeugung und -nutzung in Ei-
genregie, Funktion und Nutzen 
von Regelenergie sowie Elektro-
mobilität im gewerblichen Einsatz. 
„Für die Unternehmen in der Re-
gion entstehen hier große Chan-
cen für eine effiziente und kosten-
günstige Nutzung von Strom“ hob 
Dr. Corinna Boerner, Bereichslei-
terin für Wirtschaft, Landesent-
wicklung und Verkehr an der Re-
gierung von Oberfranken, in ihrer 
Begrüßung hervor. 

Laut Dr. Manfred Fenzl (Bay-
ern Innovativ GmbH, Nürnberg) 
ist es das erklärte Ziel, die Ener-
gieeffizienz der bayerischen Wirt-
schaft durch die Initiierung von 
Energieeffizienz-Netzwerken flä-
chendeckend zu verbessern. Bay-
erns Wirtschaft soll in Sachen 
Energieeffizienz zum nationalen 
und internationalen Vorbild fun-
gieren. Dies stärke die Wettbe-
werbsfähigkeit der bayerischen 
Unternehmen und empfehle Bay-
erns Betriebe als nachhaltige Ge-
schäftspartner. Dazu sei von Ver-
bänden, Kammern und dem Frei-
staat Bayern die BEEN-initiative 
gegründet worden.

Initiierung von  
Energieeffizienz-Netzwerken

Erfahrungen mit Pilotprojekten 
hätten gezeigt, dass Energieeffizi-
enznetzwerke die teilnehmenden 
Unternehmen unterstützen, Maß-
nahmen zur Senkung von Energie-
verbrauch und Emissionen schnel-
ler und wirtschaftlicher umzuset-
zen, als dies im betrieblichen All-
tag der Fall ist, so Fenzl. 

Durch den Austausch mit ande-
ren Unternehmen ergeben sich 
aus seiner Sicht neue Ideen und 
Impulse, zudem ließen sich bei 
Querschnittstechnologien Erfah-
rungen gut übertragen. Auch för-
dere das gemeinsame Ziel die Be-
reitschaft zum Erfahrungsaus-
tausch. Darüber hinaus stehe für 
Fragen vonseiten der Betriebe ein 
Energieberater zur Verfügung und 
ein jährliches Monitoring zeige 
den Fortschritt der umgesetzten 
Maßnahmen. Ferner werde bei 
den regelmäßigen Treffen zu ener-
gietechnischen und betriebswirt-
schaftlichen Erkenntnissen neues-
tes Wissen vermittelt.

Anhand konkreter Beispiele zeig-
te Energieberater Marco Höhn 
von den Kommunalbetrieben 
Neustadt bei Coburg den Nutzen 
eines konsequenten Energiema-
nagements auf. Karlheinz Ronge 
vom Fraunhofer IIS in Nürnberg 
gab einen Einblick über die Tech-
nik und den Einsatz von Smart 
Meter Gateways und Thomas Löw 
von der Firma Hager aus Bam-
berg, einem Anbieter für innova-
tive Systemlösungen in der Elekt-
roninstallation, informierte über 
moderne Zählerschränke. 

Prof. Michael Krödel von der 
Hochschule Rosenheim, Profes-
sor für Gebäudeautomation und 
Datenverarbeitung, wies auf die 
Energieeinsparung durch Gebäu-
deautomation hin: „Hier lassen 
sich bei Nichtwohngebäuden lo-
cker 20 Prozent der Energie, oft 
auch bis zu 30 Prozent einsparen“, 
machte er deutlich. Zum Beispiel 

durch die bedarfsgerechte intelli-
gente Steuerung und Regelung un-
ter anderem von Heizung, Lüftung 
oder Beleuchtung.

Während die Stromerzeugung 
und -nutzung in Eigenregie im 
Vortrag von Mario Münch, Ge-
schäftsführer von Münch Elekt-
rotechnik aus Rugendorf, im Mit-
telpunkt standen, informierte 
der regionale Vertriebsleiter von 
E.ON, Rolf Heiermann, über Funk-
tion und Nutzen der Regelener-
gie. Mit aktuellen Erfahrungen zur 
Elektromobilität im gewerblichen 
Einsatz warteten Dr. Wolfgang 
Christl von der Handwerkskam-
mer für München und Oberbay-
ern, Bernd Zeilmann (Obermeis-
ter der Innung für Elektro- und 
Informationstechnik in Bayreuth) 
sowie Andreas Weinrich von der 
Logistikagentur Oberfranken e.V. 
auf. Christl berät Handwerksbe-
triebe bei der Umstellung ihrer 
Fahrzeugflotten. Seine Erfahrung 
zeigt: In vielen Anwendungssze-
narien ist die Elektromobilität be-
reits alltagstauglich.

Wie Bernd Zeilmann darlegte, 
müssen Energieerzeugung, Ge-
bäudetechnik, Energiespeicher 
und Elektromobilität zusammen 
betrachtet werden. Die einzelnen 
Komponenten seien  aufeinander 
abzustimmen. DC-Netze (flexible 
Gleichspannungsnetze) in Gebäu-
den verringerten den Wandlungs-
verlust und senkten den Energie-
verbrauch um bis zu 10 Prozent.

Zeilmann zufolge sind Elektro-
fahrzeuge effizienter und verbrau-
chen nur ein Drittel  der Energie 
von konventionellen Fahrzeugen. 
Durch Reichweiten von bis zu 500 
km ist ein Nachladen außerhalb 
des Standortes nicht mehr nö-
tig. Für Kurzstreckeneinsätze, Lie-
fer- und Verteilerverkehre, Kont-
rollgänge oder ähnliche Aufgaben 
sind Elektrofahrzeuge besonders 
geeignet. Behörden, Ämter, Kom-
munen und Städte müssten vor-
angehen und den eigenen Fuhr-
park umstellen. Erforderlich sei 
das optimale Fahrzeug am richti-
gen Platz. 

Als Schwachpunkt identifizier-
te der Obermeister das Ladegerät 
im Auto. DC-Laden ermögliche ein 
flexibleres und in Verbindung mit 
PV-Anlage und Energiespeicher 
effizienteres Laden. Benötigt wer-
de mehr intelligentes und dyna-
misches Laden. Durch den Infor-
mationsaustausch zwischen Fahr-
zeug und Ladesäule nach ISO/IEC 
15118 würden der Ladezustand 
und die Identifikation übergeben 
und das Bezahlen abgewickelt. 

Am günstigsten sei es, die Ener-
gie dort zu erzeugen, wo sie ver-
braucht wird, erklärte Zeilmann. 
Dies entlaste die Netze und durch 
Vehicle to grid (V2G) werde die 
überschüssige Energie in den 
E-Fahrzeugen gespeichert und 
bei Bedarf wieder an das Netz 
zurückgegeben. Oberfranken, so 
Zeilmann abschließend, brauche 
eigene Projekte zur intelligenten 
Stromnutzung wie jenes für in-
telligentes Lademanagement an 
P&R-Plätzen – siehe Buchloe im 
Landkreis Ostallgäu. 

Da das Konzept der gemein-
sam ausgerichteten Regional-
konferenz die Teilnehmer über-
zeugte, wollen Regierung und 
Wirtschaftskammern auch wei-
terhin ihre Kräfte bündeln. „Die-
se Veranstaltung ist der Auftakt 
für weitere Kooperationen“, lau-
tete der Ausblick von Corinna 
Boerner. DK

Altöttings Bürgermeister Herbert Hofauer (2. v. r.) und Bayern-
werk-Kommunalbetreuer Franz-Josef Bloier (r.) bei der Präsentation 
der energiesparenden LED-Straßenleuchten Ende Juni 2017. Bild: RFO

Altötting erstrahlt  
im LED-Licht

75 Prozent Strom spart die Stadt Altötting ab sofort beim Betrieb 
ihrer Straßenbeleuchtung ein. Möglich wird das durch die Umrüs-
tung von rund 1.500 Straßenlaternen auf LED-Technologie. Das 
Energieunternehmen Bayernwerk, das die Straßenbeleuchtung 
in Altötting betreibt, hat nun die Montagearbeiten abgeschlos-
sen. Somit erstrahlt die Stadt ab sofort in modernem LED-Licht.

„Die Umrüstung auf die LED- 
Technologie ist eine Investition 
für die Umwelt und für Energieef-
fizienz. Deshalb amortisiert sich 
dieser Schritt auch innerhalb re-
lativ kurzer Zeit“, erläuterte der 
Erste Bürgermeister Altöttings, 
Herbert Hofauer, im Rahmen ei-
ner Ortsbesichtigung. Durch die 
Umrüstung würden pro Jahr rund 
230 Tonnen weniger klimaschäd-
liches CO2 emittiert. Der Strom-
verbrauch reduziere sich um cir-
ca 460.000 Kilowattstunden jähr-
lich.

Rund 1.500 Straßenleuchten 
hat das Bayernwerk in den letz-
ten Monaten auf LED-Betrieb 
umgestellt. Neben der Ener-
gieeinsparung und damit sin-
kenden CO2-Emissionen haben 
LED-Leuchten weitere Vorteile. 

„Hohe Lichtausbeute, stufen-
los dimmbar, lange Lebensdauer, 
konstanter Lichtstrom bei unter-
schiedlichen Temperaturen und 
bessere Lichtfarbe zählen ebenso 
zu den Vorteilen von LED-Leuch-
ten“, erklärte Franz Bloier, Kom-
munalbetreuer des Bayernwerks. 

Zudem locke LED-Licht deut-
lich weniger Insekten an, da 
der UV-Anteil am Licht sehr ge-
ring ist.

Die Lebensdauer der LED- 
Leuchten beträgt nach Her- 
stellerangaben zwölf bis 15 Jah-
re. Für die Umrüstung fallen Kos-
ten in Höhe von rund 450.000 
Euro an. „Durch die Einsparun-
gen beim Energieverbrauch wird 
sich die neue Straßenbeleuch-
tung rechnerisch nach weniger 
als fünf Jahren amortisiert ha-
ben“, betonte Bloier. 

Beleuchtungskonzept für  
den Kapellplatz in Planung

Besondere Lichtplanungen er-
fordert das Herz des Wallfahrts-
ortes Altötting. Der Kappell-
platz mit der Gnadenkapelle ist 
abends noch in das Gelb-Oran-
ge der Natriumdampflampen ge-
taucht. „Wir feilen aber an einem 
LED-Konzept, das der besonde-
ren Bedeutung des Platzes ge-
recht wird“, versicherte Bloier 
abschließend. r

Laternix :

Historische  
Straßenleuchten erhalten 
Zur Steigerung der Energieeffizienz, Erfüllung von Auflagen zur 
CO2-Reduktion und Verringerung der Kosten nehmen Städte und 
Kommunen derzeit verstärkt die Umstellung der Straßenbeleuch-
tung von konventioneller auf LED-Technologie in Angriff. Dabei muss 
nicht immer der gesamte Lichtkopf ersetzt werden, sondern häufig 
ist die Umrüstung der vorhandenen Leuchte mit einer eigens dafür 
entwickelten LED-Umrüstungsbaugruppe die nachhaltigere und kos-
tengünstigere Alternative. Bei historischen oder denkmalgeschütz-
ten Außenleuchten ist dies sogar der einzige gangbare Weg. 

Das Unternehmen Laternix aus 
dem oberbayerischen Traunstein 
hat mit LEDiKIT® Streetlight ein 
Sortiment von LED-Umrüstsätzen 
entwickelt, die spezifisch auf die 
verschiedenen Leuchtenbaufor-
men zugeschnitten sind. Es um-
fasst Lösungen für Mastaufsatz-
leuchten, Bogen- und Glocken-
leuchten, Spiegel-Werfer-Leuch-
ten sowie für leistungsstarke, 
technische Straßenleuchten. Da-
mit lassen sich drastische Ener-
gie- und Wartungskosteneinspa-
rungen realisieren und gleich-
zeitig die Sehbedingungen im 
nächtlichen Außenraum für  

die Bürger spürbar verbessern. 
Ermöglicht wird dies durch die 

Integration einer intelligenten 
Dimmsteuerung sowie den Einsatz 
präziser Lichtlenkungsoptiken. Da-
mit ist auch der Grundstein für den 
SmartCity-Ansatz gelegt, der auf 
eine effiziente, technologisch fort-
schrittliche und grüne Gestaltung 
von Kommunen abzielt. 

Die Elektronik ist auf die har-
schen Bedingungen in der Stra-
ßenbeleuchtung (extreme Tempe-
raturwechsel, Spannungsspitzen 
usw.) ausgelegt und gewährleistet 
eine lange Lebensdauer und damit 
Investitionssicherheit. r 

Die Umrüstung der vorhandenen Leuchte mit einer eigens dafür ent-
wickelten LED-Umrüstungsbaugruppe ist eine nachhaltige und kos-
tengünstige Alternative. r

Endres Lighting:

Innovativer Einbausatz  
für Bestandsleuchten

Seit einigen Jahren beschäftigt sich Endres Lighting intensiv mit 
LED-Technik für Straßen- und Platzbeleuchtung. Aus eigener Entwick-
lung bietet das Unternehmen aktuell ein breites Spektrum an Umrüst-
sätzen für die verschiedensten Leuchten-Typen an. 

Einen innovativen und indivi-
duell konfigurierbaren Einbau-
satz für Bestandsleuchten stellt 
der Plato LED Umrüstsatz für 
normgerechte Ausleuchtung 
dar. Mit ihm können erhaltens-
werte Leuchten auf den aktuel-
len Stand der Technik gebracht 
werden, ohne das gesamte Er-
scheinungsbild der Straße zu 
ändern. Durch dieses LED Mo-
dul werden Beleuchtungskosten 
erheblich gesenkt. In gleichem 

Maße wird der CO2-Ausstoß ge-
mindert.

Hauptmerkmale:
• hocheffizient - bis zu 154 
lm/W und sehr gleichmäßiger 
Ausleuchtung
• Leistungsreduzierung möglich
• integrierter Überspannungs-
schutz 8 KV
• LED auf einem Aluminium- 
träger
• LED Modul und elektrische 
Baugruppen VDE geprüft. r

Landkreis Garmisch-Partenkirchen:

Übergabe von LED-Lampen 
an die Tafel

Landrat Anton Speer hat zusammen mit Klimaschutzmanager 
Florian Diepold-Erl und Anneliese Gindhart aus der Bauverwal-
tung rund 160 LED-Lampen an die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter der Tafel überreicht. Jochem Rollar, Landkreiskoordinator 
der Tafeln, sprach von einer „tollen und sinnvollen Aktion, die ge-
wiss bei den richtigen Menschen ankommt“. 

Die LED-Lampen wurden dem 
Klimaschutzmanagement des 

Landkreises von der Firma Os-
ram für eine Energiesparakti-
on zur Verfügung gestellt. Die 
LED-Lampen werden nun an die 
Tafeln in Garmisch-Partenkir-
chen, Murnau, Mittenwald und 
Oberammergau verteilt und 
dort an Personen mit einem Be-
rechtigungsschein ausgegeben. 
Landrat Anton Speer, bedank-
te sich für den „unermüdlichen 
und großartigen Einsatz der Ta-
fel-Mitarbeiter“, die allesamt 
ehrenamtliche tätig sind.

Erster Schritt zum Energiesparen

LED-Lampen benötigen nur 
rund ein Zehntel der Energie von 
herkömmlichen Glühbirnen und 
sind ein sehr guter erster Schritt 
zum Energiesparen im Haushalt. 

Klimaschutzmanager Florian  
Diepold-Erl weist zudem darauf 
hin, dass alle bedürftigen Per-
sonen im Landkreis bei der Ver-
braucherzentrale Bayern eine 
kostenlose Energieberatung er-
halten können. 

Einfach unter 0800/809802400 
einen Termin vereinbaren und 
bis zu 30 Prozent Energiekosten 
sparen. r
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Stillleben: Die Herrenmühle im 
Winter. r

Historische Wasserkraftanlage in Altötting:

Energetisch saniert 
und reaktiviert

Im historischen Gewand belassen, zählt die Herrenmühle mit dem 
dazugehörigen Park zu den schönsten Plätzen Altöttings. Wie der 
Name Herrenmühle vermuten lässt, wurde in der Vergangenheit 
die Wasserkraft vor Ort genutzt, um eine Mühle zu betreiben – in 
diesem Fall eine Getreidemühle. Die EnergieGenossenschaft Inn-
Salzach eG (EGIS eG) mit Sitz in Neuötting hat das Mühlenrad vom 
Landkreis nun gepachtet und die historische Wasserkraftanlage in 
den vergangenen Jahren energetisch saniert. 

Seit  Mai 2017 kann die Wasser-
kraft des Triebwerkkanals an der 
Herrenmühle nun wieder genutzt 
werden. Der erzeugte Strom wird 
direkt vor Ort vom Pächter der 
Herrenmühle, dem Kreisjugend- 
ring Altötting, verwendet. Die 
Wasserkraftanlage wurde kom-
plett auf den neuesten, techni-
schen Stand gebracht, so dass 
jetzt davon ausgegangen werden 
kann, die Wasserkraft des über 
800 Jahre alten Triebwerkkanals 
für viele Jahrzehnte zur Produkti-
on von erneuerbaren und damit 
grünen Strom zu nutzen.

Je nach Wasserstand kön-
nen stündlich 11 Kilowattstun-
den Strom hergestellt werden. 
Der geschätzte Ertrag beträgt 
85.000 kWh/a (24 Haushalte), 
die CO2-Einsparung  beläuft sich 
auf ca. 55 Tonnen pro Jahr.

Die erste gesicherte Erwäh- 
nung der „Prandt“ (Herren-)müh-
le findet sich in einer Neuöttin-
ger Gerichtsurkunde des Jahres 
1441. Der Name „Prandtmühle“ 
stammt vom zwischenzeitlichen 
Betreiber der Mühle, dem Zins-
müller und Lehensmann Conrad 
Prandt. Der Name „Herrenmüh-
le“ (benannt nach dem Chorher-
renstift) taucht erstmalig gegen 
Ende des 18. Jahrhunderts in ei-
ner Notiz im Altöttinger Adminis-
trationsarchiv auf. 

Als in der Säkularisation 1803 
das Chorherrenstift aufgelöst 
wurde, bestand die Möglichkeit, 
die Mühle zu erwerben. Mehre-
re Müller hatten das Anwesen 
in ihrem Besitz, bis die Familie 
Trenker die Mühle im Jahr 1831 
kaufte und dann über 100 Jah-
re lang bewirtschaftete, so dass 
auch der Name „Trenker-Müh-
le“ gebräuchlich wurde. Zur Zeit 
der Trenker bestand die Müh-

Einzigartiges Konzept in Neuötting:

Erneuerbarer Strom 
 und Lärmschutz als 

ideale Symbiose 
In Kommunen und Energiegenossenschaften kann dieses Pionier-
projekt Schule machen: 2016 wurde in der oberbayerischen Stadt 
Neuötting entlang der Staatsstraße 2550 eine Lärmschutzwand 
mit integrierter Photovoltaik-Anlage installiert. Das Konzept für 
Gestaltung und Finanzierung gilt als beispielhaft. 

Blick zurück: Die Stadt Neuöt-
ting wollte an der „alten B12“ ein 
neues Baugebiet ausweisen. Auch 
war der Neubau einer Schule an 
diesem Standort geplant. Eine Vor- 
aussetzung für die Ausweisung 
des Baugebietes war der Bau ei-
ner Lärmschutzwand auf kleinem 
Grund mit einer Höhe von immer-
hin knapp 5 Metern. Laut Bau-
amtsleiter Alois Schötz „wäre die 
günstigste Lösung eine blickdich-
te, graue Lärmschutzwand aus 
Beton gewesen, die in Neuötting 
aber keiner haben wollte“.

Parallel zu den Planungen der 
Stadt wurde die EnergieGenossen-
schaft Inn-Salzach eG (EGIS eG) auf 
das Neubauprojekt aufmerksam. 

Unterricht integrieren. Die restli-
chen 60 Prozent des Strombedarfs 
der Montessori-Schule werden 
über den Öko-Strom-Tarif der EGIS 
gedeckt. Der überschüssige Strom 
aus der PV-Lärmschutzwand wird 
in das Netz eingespeist und nach 
EEG auf 20 Jahre vergütet.  

Der erwartete Gewinn nach 
Steuern liegt bei diesem Projekt im 
ersten vollen Jahr bei knapp 2.600 
Euro, nach 20 Jahren bei knapp 
63.000 Euro. Abzüglich Abschrei-
bungen, laufende Kosten wie Ver-
sicherungen, Zählermiete, Rück-
stellungen für Wartungen/Repa-
raturen und Steuern kann über die 
gesamte Anlagenlaufzeit von 20,3 
Jahren (20 Jahre + das Jahr der In-

Das Konzept für die 234 Meter lange und 5 Meter hohe PV-Lärm-
schutzwand ist beispielhaft. Bild: Medienzentrum Altötting

Klimafreundliche  
Wärmeversorgung 

Bayernwerk Natur setzt mit neuer Heizzentrale  
in Peißenberg auf Energieeffizienz

Peißenberg. Die Peißenberger Wärmegesellschaft (PWG) hat zum 
Jahreswechsel ihre neue Heizzentrale in Betrieb genommen und 
setzt damit auch in Zukunft auf dezentrale und klimafreundliche 
Wärmeerzeugung. Die Anlage für das Fernwärmenetz in Peißenberg 
(Landkreis Weilheim-Schongau, Oberbayern) wurde seit Anfang des 
Jahres für rund sechs Millionen Euro grundlegend modernisiert. Die 
Peißenberger Wärmegesellschaft ist ein gemeinsames Unterneh-
men der Bayernwerk Natur GmbH und der Lechwerke AG.

„Unsere Energiezukunft baut 
auf eine dezentrale und regene-
rative Energieerzeugung. Ener-
gieeffiziente Anlagen wie die 
Heizzentrale in Peißenberg tra-
gen maßgeblich zum Gelingen 
der Energiewende bei. Der Um-
bau und die Modernisierung 
der Energieversorgung war ein 
durchaus anspruchsvolles Vor-
haben. Umso mehr freuen wir 
uns, dass die neue Heizzentrale 
nun ihren offiziellen Betrieb auf-
genommen hat. Für das Gelingen 
dieses zukunftweisenden Pro-
jektes möchte ich allen Beteilig-
ten ganz herzlich danken“, sagte 
Werner Dehmel, Geschäftsführer 
der Bayernwerk Natur GmbH. 

Neu errichtet wurden ein 
Blockheizkraftwerk (BHKW) mit 
einer elektrischen und thermi-
schen Leistung von je 1,6 Mega-
watt und zwei gasbefeuerte Kes-
sel mit einer Heizleistung von je 
acht Megawatt. Die Wärme wird 
über die Fernwärmeleitungen di-
rekt an Haushalte, Gewerbe- und 
Industriebetriebe in Peißenberg 
geliefert. Den im BHKW erzeug-
ten Strom speist die PWG in das 
öffentliche Stromnetz ein.

„BHKW und Heizkessel sind auf 
den aktuellen Wärmeverbrauch 
abgestimmt und benötigen nun 
weniger Brennstoff. Im Vergleich 
zum bisherigen Betrieb können 
wir etwa 4.000 Tonnen CO2 pro 
Jahr einsparen und leisten so ei-
nen wichtigen Beitrag zum Kli-
maschutz“, sagte PWG-Ge-
schäftsführer Martin Glink. Als 
Brennstoff kommt dank der Mo-
dernisierung nun nahezu aus-
schließlich umweltfreundliches 
Erdgas zum Einsatz.  

Verbundenheit zum Standort

„Die Fernwärmeversorgung 
in Peißenberg hat seit knapp 50 
Jahren Tradition. Mit der Mo-
dernisierung der Heizzentrale 
und den Investitionen zeigt die 
PWG Verbundenheit zum Stand-
ort Peißenberg. Es freut mich, 
dass wir gemeinsam den Weg 
Richtung Energiezukunft gehen 
und dieses für Peißenberg wich-
tige Projekt jetzt erfolgreich ab-
geschlossen worden ist“, freu-
te sich Manuela Vanni, Erste Bür-
germeisterin des Marktes, bei 
der Inbetriebnahme. 

Neben den Heizkesseln und 
dem Blockheizkraftwerk sowie 
der zugehörigen Infrastruktur 
hat die PWG auch einen neuen 
Kamin und eine neue Leit- und 
Schaltwarte errichtet. Von dort 
werden die Anlagen überwacht, 
mit dem erforderlichen Eigen-

bedarf versorgt und die Einspei-
sung des erzeugten Stroms in das 
öffentliche Netz gesteuert. Mo-
derne IT-Systeme ermöglichen 
eine Alarmierung des Betriebs-
personals bei Störungen und On-
line-Diagnosen der eingesetzten 
Erzeugungsanlagen.Ein Energie- 
managementsystem bilanziert und 
kontrolliert schließlich die ver-
schiedenen Energieströme und 
den effizienten Energieeinsatz. 

Im Inneren der Anlage wur-
den außerdem neue Rohrlei-
tungen verlegt. Die neuen Lei-
tungen sowie die Schnittstel-
len zu Bestandsanlagen wurden 
mit modernen Regelventilen 
und zugehöriger Leit- und Si-
cherheitstechnik ausgerüstet. 
So können alle Anlagen sowohl 
einzeln als auch im Verbund je-
derzeit sicher und entsprechend 
den unterschiedlichen Verbrau-
cher- und Marktanforderungen 
wirtschaftlich optimal einge-
setzt werden. 

Die Kunden haben von den in 
den vergangenen Monaten lau-
fenden Modernisierungsarbei-
ten nichts gemerkt. Sie wurden 
weiterhin zuverlässig mit Wärme 
versorgt. Dafür kam auch eine 
mobile Anlage zum Einsatz, die 
zeitweise die verbliebene Wär-
meversorgung ergänzte. Rein äu-
ßerlich hat sich das Erscheinungs-
bild der Heizzentrale im Norden 
des PWG-Geländes durch eini-
ge neue Gebäude verändert. Au-
ßerdem wurden ein nicht mehr 

Bürgermeisterin Manuela Vanni, PWG-Geschäftsführer Martin 
Glink, Werner Dehmel, Geschäftsführer Bayernwerk Natur und 
LEW-Vorstandsmitglied Norbert Schürmann (v.l.) nahmen die 
neue Heizzentrale in Peißenberg in Betrieb.  r

Gemeinsam mit der Stadt wuchs 
der Gedanke, das Zweckmäßige 
(Lärmschutzwand) mit dem Sinn-
vollen (Photovoltaik-Anlage) zu 
verbinden. Schnell war klar, dass 
Neuötting selbst nicht in die Pho-
tovoltaikanlage investieren woll-
te, da das Fachwissen für Planung, 
Betrieb und Wartung solcher An-
lagen fehlte. So entschloss man 
sich zur Zusammenarbeit mit der 
EGIS eG, die fortan eine auf Pho-
tovoltaikanlagen spezialisierte 
Firma mit ins Boot nahm und ge-
meinsam mit der Stadt schließlich 
auch einen geeigneten Partner für 
Lärmschutzkonzepte fand.

Von der Idee bis zur Umsetzung 
des mit dem Sparkassen-Ener-
giepreis des Landkreises Altöt-
ting und dem Bürgerenergiepreis 
Oberbayern ausgezeichneten Pro-
jekts vergingen insgesamt knapp 
2,5 Jahre. Die vorbereitenden Ar-
beiten begannen im August 2016. 
Die Lärmschutzwand selbst war 
binnen von sechs Wochen instal-
liert und die PV-Modulreihe inner-
halb von drei Tagen.

Das Besondere an dieser Lärm-
schutzwand ist die Kombination 
aus Lärmschutz und Stromerzeu-
gung. Zusätzlich zu diesen zwei 
Eigenschaften kommt noch eine 
durchsichtige Mittelschicht, die 
die Wand optisch deutlich aufwer-
tet. Das Kombinieren von Licht-
durchlässigkeit, Lärmschutz sowie 
Stromerzeugung ist in dieser Form 
einmalig und nimmt eine Vorrei-
terrolle ein. 

Die PV-Lärmschutzwand ist 234 
Meter lang und 5 Meter hoch, 
die installierten PV-Module be-
sitzen eine Gesamtleistung von 
64,4 kWp. Pro Jahr werden knapp 
51.000 kWh Strom erzeugt, was 
einer CO2-Einsparung von ca. 
30.000 kg/Jahr entspricht. Ein 
großer Vorteil des Standorts die-
ser PV-Lärmschutzwand ist, dass 
die neu gebaute Montessori-Schu-
le knapp 40 Prozent des erzeug-
ten Stroms direkt vor Ort selbst 
verbraucht. Somit kann die Schu-
le das Thema Strom aus Erneuer-
baren Energien praxisnah in ihren 

betriebnahme) eine Dividende aus 
der Anlage auf das eingesetzte Ka-
pital von 5-6 % erwartet werden.

Die Nutzung der Lärmschutz- 
wand zur Stromgewinnung mittels 
Photovoltaik durch die EGIS eG ist 
in Form eines Gestattungsvertrags 
mit der Stadt Neuötting geregelt. 
Entgelte für die Nutzung fallen für 
die Genossenschaft nicht an. Da-
für hat die Genossenschaft antei-
lig die Kosten für den oberen Teil 
der Lärmschutzwand übernom-
men. Die Kosten der Stadt Neuöt-
ting reduzierten sich somit um 
knapp 15.000 Euro. Die gesam-
te Lärmschutzwand kostete der 
Stadt 450.000 Euro brutto. 

Die EnergieGenossenschaft in-
vestierte knapp 76.000 Euro net-
to in die Photovoltaikanlage. Sie fi-
nanzierte die Investition über die 
Ausgabe von Genossenschaftsan-
teilen und über frei verfügbare li-
quide Mittel.

Viele Genossenschaften suchen 
derzeit nach ertragreichen Pho-
tovoltaik-Projekten. Mit solchen 
hochwertigen PV-Lärmschutzwän-
den können attraktive Renditen 
erzielt werden und sind somit für 
eine Umsetzung durchaus inter-
essant. Vor allem aber auch unter 
dem Aspekt der Eigenversorgung 
ortsnaher Verbraucher, was die 
Rentabilität der Anlage zusätzlich 
steigert. Daneben spielt das The-
ma Erzeugung erneuerbarer Ener-
gien mit breiter Akzeptanz in der 
Bevölkerung eine große Rolle. 

„Die Nachfrage von anderen 
Genossenschaften bei uns über 
dieses Projekt ist sehr groß und 
dies verdeutlicht, dass wir uns 
auf dem richtigen Weg befinden“,  
freut sich Pascal Lang, Vorstands-
vorsitzender der EGIS eG, die ihr 
Anlagen-Portfolio mit einem wei-
teren Leuchtturmprojekt erwei-
tern konnte. „Der Weg von der 
ersten Idee bis zur Umsetzung war 
mit vielen Hürden und Hindernis-
sen versehen. Nicht zu vergessen 
die viele ehrenamtlich investierte 
Zeit. Aber jetzt sind alle beteilig-
ten Partner und wir stolz auf das 
Erreichte.“ DK 

benötigter Wärmespeicher und 
mehrere nicht mehr benötigte 
Kamine demontiert. 

Die Peißenberger Wärmege-
sellschaft ist ein gemeinsames 
Unternehmen der Bayernwerk 
Natur GmbH und der Lechwerke 
AG. Über das rund 22 Kilometer 
lange Fernwärmenetz werden in 
Peißenberg derzeit rund 1.000 
Kunden - Haushalte, Unterneh-
men und öffentliche Einrichtun-
gen - mit Wärme versorgt. Die 
Projektdurchführung liegt beim 
Bereich Energiedienstleistungen 
der Lechwerke AG. r

lenanlage aus der Mahlmüh-
le, der Schleifmühle, dem Sä-
gewerk, einer Schreinerei, dem 
Wohnhaus, Stall und Stadel.

Die Bauten der heutigen „Her-
renmühle“ stammen zum Teil 
noch aus dem Jahr 1902. Bau-
herr war Alfons Trenker, der 
auch 2. Bürgermeister der Stadt 
Altötting war. 1934 verpachtete 

Trenker die Mahlmühle und zog 
sich in seinen gegenüberliegen-
den Ruhesitz zurück. Neben der 
Einfahrt der Mühle ließ er eine 
Kapelle errichten. Bis ins Jahr 
1967 wurde die Wasserkraft am 
hiesigen Standort aktiv genutzt. 
Das Mühlengesetz erzwang je-
doch damals die Stilllegung klei-
ner Mühlen, seither stand das 
Mühlenrad an der Herrenmüh-
le die meiste Zeit still.

Wasserkraft als Stütze der 
regionalen Energieversorgung

Seit jeher stellt die Wasser-
kraft eine bedeutsame Stütze 
bei der Energieversorgung der 
Region dar. Sie war mit ein maß-
geblicher Grund für die indus- 
trielle Entwicklung des Landkrei-
ses Altötting und dem damit ver-
bundenen einhergehenden An-
stieg des Wohlstandes. Neben 
den großen Wasserkraftwer-
ken an Alz und Inn spielten hier-
bei auch die vielen Kleinwasser-
kraftanlagen eine bedeutsame 
Rolle. Aus diesem Grund ist es 
Landrat Erwin Schneider, Initi-
ator der Sanierung der Herren-
mühle, besonders wichtig, dass 
eines der letzten verbliebenen 
historischen Mühlenräder der 
Region im Bestand saniert und 
wieder reaktiviert wurde. DK

https://www.orca-software.com/service/fachinformationen/e-vergabe/
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Rekordwert beim  
Verpackungsabfall 

Deutsche Umwelthilfe fordert Umsetzung der Mehrwegquote und höhere Entgelte für Verpackungen

Mit 18,15 Millionen Tonnen im Jahr 2015 hat der Verpackungs-
verbrauch in Deutschland einen neuen Höchststand erreicht. Dies 
geht aus einer vom Umweltbundesamt veröffentlichten Studie 
der GVM Gesellschaft für Verpackungsmarktforschung hervor. 
Im Vergleich zum bisherigen Rekordwert aus dem Jahr 2014 mit 
17,77 Millionen Tonnen Verpackungsmüll nahm der Verbrauch 
noch einmal um 380.000 Tonnen zu. 

Kein Land in Europa verur-
sacht mehr Verpackungsabfall 
als Deutschland. 218 kg sind es 
bei uns pro Kopf und Jahr – 20 
Prozent mehr als im europäi-
schen Durchschnitt (Umwelt-
bundesamt 2015). Die Menge 
an Verpackungsmüll wächst seit 
2009 unaufhaltsam und hat sich 
allein bei Kunststoffverpackun-
gen in den vergangenen Jahren 
um ein Drittel erhöht. Seit 1997 
ist das jährliche Gesamtaufkom-
men an Verpackungsmüll von 
13,7 Millionen Tonnen um über 
30 Prozent angewachsen – Ten-
denz steigend. Statistisch ge-
sehen produziert jeder Deut-
sche 36 kg Verpackungsmüll aus 
Kunststoff im Jahr. 

Nach Einschätzung der Deut-
schen Umwelthilfe (DUH) ist dies 
ein besorgniserregendes Signal, 
zeige es doch, dass die bisheri-
ge Abfallpolitik und die Umset-
zung der gesetzlich festgelegten 
Abfallhierarchie, an deren Spit-
ze die Vermeidung steht, bislang 
weitestgehend gescheitert sind. 
Deshalb fordert der Umwelt- 
und Verbraucherschutzverband 
von der geschäftsführenden und 
zukünftigen Bundesregierung ei-
ne konsequente Abfallvermei-
dungspolitik. 

Wenig hilfreiches Gesetz

Das am 30.03.2017 im Bun-
destag beschlossene neue Ver-
packungsgesetz wird nach Ein-
schätzung der Deutschen Um-
welthilfe keinen signifikanten 
Beitrag zur Abfallvermeidung 
leisten. Das Gesetz konzentriert 
sich im Wesentlichen auf das 
Recycling bereits vorhandener 
Abfälle, ohne Verpackungen im 
Vorfeld zu vermeiden. 

Damit in Zukunft weniger Ab-
fälle anfallen und weniger Res-
sourcen verbraucht werden, ist 
laut Studie eine aktive Mehr-
wegförderung durch die Bundes-
regierung notwendig. Beispiels-

weise spart die Wiederbefüllung 
von Getränkeverpackungen im 
Vergleich zur Neuherstellung er-
hebliche Mengen an Ressourcen, 
Energie und Treibhausgasemissi-
onen ein. Während Mehrwegge-
tränkeverpackungen Abfälle ver-
meiden und die oberste Stufe 
der fünfstufigen Abfallhierarchie 
umsetzen, entspricht das Recy-
cling von Einweg-Getränkeverpa-
ckungen lediglich der dritten Stu-
fe der Abfallhierarchie. 

Für verbindliche Zielquote

Um dem Prinzip der Abfall-
vermeidung Rechnung zu tra-
gen, sollte der Anteil abgefüll-
ter Getränke in Mehrwegverpa-
ckungen durch eine verbindliche 
Zielquote festgelegt und deren 
Unterschreitung mit Sanktions-
maßnahmen, wie beispielswei-
se einer Abgabe auf unökologi-
sche Einweggetränkeverpackun-
gen, verbunden werden. 

Im vom Bundestag beschlos-
senen Verpackungsgesetz ist zwar 
eine Mehrwegzielquote von 70 
Prozent enthalten, doch soll die-
se nur einen „appellativen“ Cha-
rakter haben. „Eine Quote ohne 
Verbindlichkeit, die von der In-
dustrie bedenkenlos unterschrit-
ten werden kann, wird die auf 42 
Prozent gesunkene Mehrweg-
quote für Getränkeverpackun-
gen nicht nachhaltig fördern“, 
heißt es in der Studie.

Eine aktuelle Umfrage der TNS 
Emnid Medien- und Sozialfor-
schung GmbH belegt, dass auch 
13 Jahre nach der Einführung 
des Einweg-Pfandes nur knapp 
50 Prozent der Bevölkerung 
weiß, dass es neben bepfande-
ten Mehrwegflaschen auch be-
pfandete Einwegflaschen gibt. 
Um die bestehenden Verwechs-
lungsrisiken zwischen Mehr-
weg- und Einweggetränkeverpa-
ckungen für Verbraucher zu mi-
nimieren, sei eine deutliche und 
rechtlich bindende Verbrau-

cherkennzeichnung dringend er-
forderlich. 

Die Kennzeichnung auf dem 
Produkt wird von der Deutschen 
Umwelthilfe als effizienter und 
wirksamer eingeschätzt als die 
Kennzeichnung am Regal. Für 
den Verbraucher müsse zwei-
felsfrei und zu jedem Zeitpunkt 
erkennbar sein, ob es sich um 
eine umweltfreundliche Mehr-
weg- oder eine weniger umwelt-

freundliche Einweggetränkever-
packung handelt. Daher sollten 
Einweggetränkeverpackungen 
deutlich mit dem Wort „Einweg“ 
und Mehrweggetränkeverpackun- 
gen mit dem Wort „Mehrweg“ 
versehen werden. 

Repräsentative Umfrage

Eine repräsentative Umfra-
ge der Aris Umfrageforschung  
GmbH im Auftrag der Deut-
schen Umwelthilfe ergab, dass 
knapp zwei Drittel der Befrag-
ten sich eher schlecht oder gar 
nicht informiert fühlen, wenn 
es um den Rohstoffverbrauch 
von Verpackungen und Produk-
ten geht, die in Supermärkten, 
Discountern oder bei Drogerien 

angeboten werden. Gleichzei-
tig sind für mehr als drei Viertel 
der Befragten eine klimafreund-
liche und möglichst rohstoffscho-
nende Herstellung von Produk-
ten und die sparsame Verwen-
dung von Verpackungsmateria-
lien von sehr großer Bedeutung. 

Unzureichende Informationen

Augenscheinlich erhalten Ver-
braucher am Verkaufsregal kei-
ne ausreichenden Informati-
onen für eine selbstbestimm-
te Auswahl von Produkten nach 
Kriterien des Ressourcenschut-
zes und Abfallaufkommens. 
Mach Einschätzung der DUH 
muss die Politik tätig werden 
und durch Informationspflich-

ten eine transparente Kundenin-
formation gewährleisten.

Momentan werden nur rund 
40 Prozent der gesammelten 
Kunststoffverpackungen recy-
celt. Das liegt vor allem an der 
niedrigen gesetzlichen Recy-
clingquote von nur 36 Prozent. 
Im neuen Verpackungsgesetz 
wurde für Plastikverpackungen 
eine Quote von 63 Prozent fest-
gelegt. Recyclingquoten müss-
ten allerdings regelmäßig der 
technischen Entwicklung ange-
passt werden. Hierzu wäre es 
wichtig, variable Quoten einzu-
führen, die sich immer an der 
Leistung der besten Entsorger 
orientieren. Auf diese Weise 
würden ökologische „Top Run-
ner“ zum Standardgeber. 

Zudem sollten Verpackungs-
hersteller viel mehr als bisher 
die Recyclingfähigkeit beim Ver-
packungsdesign berücksichtigen. 
Regelungen zur Festlegung von 
Mindeststandards für die Recy-
clingfähigkeit von Verpackungen 
im Verpackungsgesetz sind aller-
dings unklar formuliert und bei 
Verstößen nicht mit Sanktions-
maßnahmen hinterlegt. DK

Neuer UBA-Praxisleitfaden:

Demografie und Abfallwirtschaft
Der demografische Wandel wird in den nächsten Jahren deutli-
che gesellschaftliche Veränderungen mit sich bringen, auf die sich 
das kommunale Handeln einstellen muss. Ebenso wie andere Be-
reiche der kommunalen Daseinsvorsorge ist davon die Abfall- und 
Entsorgungswirtschaft betroffen. In welchem Ausmaß, zeigt eine 
vom Umweltbundesamt in Auftrag gegebene Studie des Öko-Ins-
tituts und des Deutschen Instituts für Urbanistik.

Die Ergebnisse sind in einem  
kommunalen Praxisleitfaden auf-
bereitet, der die sich abzeichnen-
den Herausforderungen für ver-
schiedene Siedlungsstrukturty-
pen analysiert und Empfehlun-
gen für Anpassungsmaßnahmen 
in den Bereichen Abfallaufkom-
men/ Stoffströme, Entsorgungslo-
gistik, Anlagenpark, Personalwirt-
schaft und Finanzen unterbreitet. 

Veränderungsprozesse

Empfohlen wird, sich mit den 
Veränderungsprozessen beson-
ders in den stark wachsenden 
kreisfreien Großstädten, wo-
von Prognosen zufolge mehr 
als 17 Millionen Einwohner be-
troffen sein werden, und in den 
schrumpfenden ländlichen Regi-
onen intensiv zu befassen. Für 
die Abfallwirtschaft bedeutet 
dies, dass überwiegend in be-
reits dicht besiedelten Städten 
und Regionen tendenziell mit 
einem höheren Aufkommen an 
Haushalts- und Geschäftsmüll 
gerechnet werden muss. Umge-
kehrt wird in vielen bereits dünn 
besiedelten ländlichen Kreisen 
tendenziell ein Rückgang des 
Müllaufkommens erwartet.

Laut Leitfaden können Kom-
munen dem demografischen 
Wandel durch aktive Maßnah-
men zur Abfallvermeidung so-
wie zur Verbesserung der Ge-
trennterfassung verschiedener 
Abfallfraktionen begegnen. Ein 
erhöhtes Trennverhalten hätte 
sinkende Mengen im Restabfall-
aufkommen zur Folge. Gleichzei-
tig würde das Aufkommen ver-
wertbarer Abfälle steigen (ge-
trennt erfasste organische Ab-
fälle und Wertstoffe).  Vor allem 
für wachsende Kommunen mit 
steigenden Abfallmengen kön-
nen diese steuernden Maßnah-
men Bedeutung erlangen. 

Im Bereich der Logistik müss-
ten Kommunen künftig auf die 
Ansprüche der alternden Bevöl-
kerung, gleichzeitig aber auch 
auf sinkende oder steigende Ab-
fallmengen reagieren. Ziel mög-
licher Anpassungsmaßnahmen 
sei eine effiziente Abfallbewirt-
schaftung, trotz veränderter Ab-
fallmengen und Servicebedar-
fe. Insgesamt seien Anpassun-
gen des Sammelsystems wie an-
dere Behältergrößen möglich, 
außerdem könne die Digitalisie-
rung der Abfallwirtschaft hilf-
reich sein. Beispielsweise könn-
ten Apps und Smarte Systeme 
sowie Füllstands-Sensorik (RFID) 
die Abfallwirtschaft in ihren Auf-
gaben unterstützen. Im Rahmen 
der Stadtplanung und der Ent-
wicklung neuer Siedlungsgebie-
te seien Vakuumsammelsysteme 
in der Lage, den Aufwand bei der 
Sammlung und beim Transport 
von Abfällen reduzieren. 

Ältere Menschen unterlie-
gen häufig einer eingeschränk-
ten Mobilität. Die Erreichbarkeit 
und das Design von Sammelbe-
hältern zur Entsorgung von Ab-
fällen können bereits eine Hür-
de sein. Für Kommunen besteht 
die Möglichkeit, Behältergrö-
ße und -form an die Bedürfnisse 
der alternden Bevölkerung anzu-
passen. Dies kann durch die Ins-
tallation von Unterflurbehältern 
oder Halbunterflurbehältern er-
folgen. Auch die Neigung von 
Abfallbehältern durch entspre-
chende Vorrichtungen sowie De-
ckel im Deckelsystem können 
das Einwerfen erleichtern. 

Des Weiteren sollte auf die 
Zugänglichkeit und Gestaltung 
der Sammelstellen geachtet 
werden. So sind ein barrierefrei-
er Zugang sowie ein gepflegter 
Zustand der Müllplätze von gro-
ßer Bedeutung. Dies hat vor al-
lem psychologische Wirkung. 
Sauberkeit und Ordnung vermit-
teln ein Sicherheitsgefühl, vor al-
lem bei der hochbetagten Bevöl-
kerung, und können somit einen 
Beitrag zur sachgemäßen Nut-
zung der Müllbehälter leisten.

Effizientere Logistik

„Vor allem schrumpfende 
Kommunen werden ihre Logis-
tikstruktur an sinkende Abfall-
mengen partiell anpassen müs-
sen“, heißt es in dem Leitfaden. 
Dabei sollte der Anpassungs-
prozess vor allem eine Effekti-
vitätssteigerung in der Logis-
tik anstreben. Kommunen hät-
ten die Möglichkeit, mit unter-
schiedlichen Maßnahmen auf 
diese Entwicklung zu reagieren, 
u.a. durch:
• Kleineres Behältervolumen
• Nachbarschaftstonnen (Ge-

meinschaftstonne)
• „Sack im Behälter“-Systeme

können praktikabel sein für
wachsende Städte mit wenig
Platzangebot

• Straffung des Tourenturnus
(Ausdehnung der Abfuhrin-
tervalle)

• Verdichtetes Bringsystem.
Vor allem Nachbarschaftston-

nen könnten eine attraktive Lö-
sung darstellen, da damit die Ab-
fälle mehrerer Haushalte zusam-
men erfasst werden. Dabei tei-
len sich mehrere benachbarte 
Haushalte einen Abfallbehälter, 
wodurch die Abholung und der 
Transport effizient sind. Hierbei 
müssten ggf. Anpassungen der 
kommunalen Abfallgebühren-
satzungen erfolgen, die Ausnah-
men vom Anschluss- und Benut-
zungszwang für Behältergemein-
schaften erlauben. Besonders in 
schrumpfenden Regionen mit 
langen Transportwegen wird aus 
Kostengründen eher eine Dezen-
tralisierung der Sammlung von 

Abfällen als Lösung gesehen.
Steigende Abfallmengen sind 

vor allem in wachsenden Kom-
munen zu erwarten. Diese kön-
nen durch größere Behältervo-
lumen und eine Erweiterung des 
Fuhrparks und des Personals auf 
die steigenden Abfallmengen re-
agieren. Dabei ist zu beachten, 
dass die Größe der Behälter be-
grenzt und nicht unendlich an-
passbar ist, so dass gegebenen-
falls eine höhere Anzahl an Be-
hältern notwendig ist. Weiterhin 
müssten entsprechende Stellflä-
chen vorhanden sein, was zu Flä-
chenkonkurrenzen führt. Zudem 
sei ein zusätzlicher Personalauf-
wand notwendig. 

Eine Erweiterung des Perso-
nals und des Fuhrparks zieht ei-
ne Erhöhung der Kosten für die 
Abfallwirtschaftsunternehmen 
nach sich. Dies kann zu einem 
Anstieg der Abfallgebühren füh-
ren. Aus diesem Grund sind Maß-
nahmen der Abfallvermeidung 
und eventuell zur Optimierung 
des Trennverhaltens sehr wich-
tig. Des Weiteren sind Belan-
ge der Abfallwirtschaft bereits 
frühzeitig in die Planungsprozes-
se der Stadtentwicklung zu integ-
rieren, vor allem die Entwicklung 
von neuen Baugebieten hält dazu 
große Potenziale bereit. 

Bei sinkenden Abfallmengen 
besteht die Gefahr des unwirt-
schaftlichen Betriebs von An-

lagen. Vor allem für schrump-
fende Kommunen kann dies zu-
künftig eine Herausforderung 
darstellen. Durch flexible Anpas-
sungskonzepte können Kommu-
nen die Potenziale der bestehen-
den Anlagen analysieren und 
nutzen. So können die frei wer-
denden Kapazitäten für die Ver-
wertung neuer Stoffströme ge-
nutzt werden. Dies ist allerdings 
von der Art und dem Aufbau der 
Anlage abhängig. Ist der Anlagen-
park für einen Umbau nicht ge-
eignet, könnte der Rückbau von 
Anlagen eine Möglichkeit sein, 
um Kosten zu reduzieren. Dies ist 
vor allem für die Kommunen ei-
ne Option, deren Anlagen bereits 
abgeschrieben sind. Nach Rück-
bau der Anlage sind Verträge mit 
Anlagenbetreibern aus der Um-
gebung eine Alternative. 

Bestehende Anlagen können 
beispielsweise durch Umbau-
maßnahmen, die der Effizienz-
steigerung dienen, höhere Ab-
fallmengen aufnehmen. Laut 
Praxisleitfaden stellt dies insbe-
sondere eine Option dar, um auf 
steigende Restmüllmengen zu 
reagieren. DK

Dorfläden aktiv in  
der Müllvermeidung 

Im Januar 2018 eröffnen zwei weitere Dorfläden im Landkreis 
Donau-Ries. Und der Abfallwirtschaftsverband Nordschwaben 
(AWV) unterstützt die Dorfläden bei der Müllvermeidung. Zwei 
erfreuliche Nachrichten beim fünften Treffen des Dorfladennetz-
werkes im Landkreis Donau-Ries. 

Im Fokus standen dabei die 
Planungen für das Jahr 2018. 
So wird wieder eine regiona-
le Einkaufswoche stattfinden. 
Das Dorfladennetzwerk wird auf 
zahlreichen regionalen Märkten 
vertreten sein, die regionalen 
Produkte stehen aber nach wie 
vor im Mittelpunkt. 

Die Erzeuger- und Gastrono-
mengemeinschaft Geopark Ries 
kulinarisch bleibt beständiger 
Partner. Zusätzlich erhalten die 
Dorfläden nun Unterstützung 
vom AWV Nordschwaben. Des-
sen Werkleiter Gerhard Wiede-
mann stellte im Netzwerktref-
fen die Unterstützungsleistun-
gen vor. 

Die Dorfläden dürfen selbst-
ständig und individuell ihre Pro-
jekte zur Müllvermeidung und 
-verringerung definieren. Dies ist
vor allem deshalb sinnvoll, weil
jeder Dorfladen im Alltag anders
agiert und andere Grundvoraus-
setzungen mitbringt. Projekte
könnten deshalb sein, den Kun-
dinnen und Kunden anstatt den
Plastik- oder Papiertüten für die
Backwaren zukünftig Stoffbeu-
tel zur Verfügung zu stellen. Die
Müllvermeidung und insbeson-
dere die Vermeidung von Plas-

tiktüten passen zum nachhalti-
gen Wirtschaften der Dorfläden, 
die den Bürgern und der Region 
etwas Gutes tun wollen. Land-
rat Stefan Rößle dazu: „Wenn 
wir Müll in jeglicher Form ver-
meiden und verringern können, 
passt das zum Konzept unserer 
Dorfläden. Unseren Nahversor-
gern ist Nachhaltigkeit und der 
Erhalt unserer Umwelt beson-
ders wichtig.“ 

In den Gemeinden Fünfstet-
ten und Oberndorf wurde die 
letzten Monate intensiv an 
den neuen Dorfläden gebaut 
und geplant. Der Dorfladen in 
Oberndorf wird Ende Januar 
2018 eröffnen und der Dorfla-
den in Fünfstetten eröffnete be-
reits zum Jahresbeginn.

Die Bürgerinnen und Bürger 
der Gemeinden und umliegen-
den Gemeinden erhalten da-
mit einen neuen Treffpunkt im 
Dorf und eine neue Möglich-
keit, ihre Versorgung wohnort-
nah zu erhalten. Insbesonde-
re für Kinder und ältere, immo-
bile Bürgerinnen und Bürger 
sind Dorfläden eine große Er-
leichterung und wichtig für die 
Selbständigkeit und Unabhän-
gigkeit. r
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Alles für Städte und Gemeinden
Für den perfekten Auftritt ihrer Kommune
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Moderne Mobilitätskonzepte und neue Nahversorgungsmodelle:

Kommunen setzen auf 
kreative Lösungen

Thierhaupten – Die Fachtagung der Schule der Dorf- und Landent-
wicklung Thierhaupten e.V. beschäftigte sich mit neuen Nahver-
sorgungsmodellen und mit modernen Mobilitätskonzepten. 

Ein intensives Zusammenspiel 
zwischen Kommune, Bürger-
schaft, dem Handel und Dienst-
leistungsanbietern ist notwen-
dig, um Angebote zu erhalten 
und neue gemeinsam zu schaf-
fen. Agile Bürgermeister und 
engagierte Bürger rufen neue 
Projekte ins Leben. Die Be-
reitschaft zum Engagement ist 
groß. Da entsteht ein gemein-
schaftlich geführter Dorfladen 
in Kombination mit einer Se-
niorenwohngemeinschaft wie 
im oberbayerischen Schleching 
oder in Heimertingen im Un-
terallgäu gründen engagierte 
Bürger einen Seniorenverein für 
Fahrdienste. 

Der Markt Heimenkirch, Lkr. 

Lindau,  verfolgt konsequent die 
Innenentwicklung und hat ein 
modernes Mobilitätskonzept 
entwickelt.  Dennoch ist  auch 
die Politik gefordert. Ohne so-
lide Finanzierungsgrundlagen 
kann eine Verbesserung der Si-
tuation in den ländlichen Räu-
men kaum erzielt werden.

Großes Identifikationspotenzial

Die Baukultur, so Christine De-
genhart, Präsidentin der Bayeri-
schen Architektenkammer, ent-
faltet ein großes Identifikations-
potenzial. Sie vermittelt Respekt 
vor der Vergangenheit und gibt 
Impulse für die Zukunft. Die Ar-
chitektur müsse durch intelli-

gente Planung Verkehrsströ-
me lenken und Sicherheit für al-
le Verkehrsteilnehmer garantie-
ren. Nur durch die Einbindung 
der Bürger, so Christine Degen-
hart, kann keine gute Planung 
realisiert werden. 

Menschen motivieren 
und Talente entdecken

Den Strukturwandel im Ein-
zelhandel belegte Ministerialrat 
Leonhard Rill vom Bayer. Staats-
ministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten an-
hand von Zahlen. Nur noch jede 
4. ländliche Gemeinde verfügt 
über ein Lebensmittelgeschäft, 
so Rill. Dafür gibt es verschie-
dene Gründe, wie die Mobilität, 
das Preisbewusstsein sowie die 
Koppelung von verschiedenen 
Erledigungen. 

Neue  
Verantwortungsgesellschaft

In einer neuen Verantwor-
tungsgesellschaft gelte es, Men-
schen zu motivieren und Talen-
te zu entdecken, um im Mitei-
nander die Herausforderungen 
zu schaffen, da unterstützen die 
Schulen der Dorf- und Landent-
wicklung sehr. Kleinstunterneh-
men der Nahversorgung können 
künftig über Dorferneuerungs-
mittel gefördert werden, erläu-
terte Leonhard Rill. 

Chancen ergeben sich durch 
die Digitalisierung, die inzwi-
schen auf einem guten Weg 
in Bayern ist. Digitale Plattfor-
men vernetzen Kunden, Erzeu-
ger, Betreiber. Die Dorferneue-
rung baue auf die Entwicklung 

kompakter Siedlungen und le-
bendiger Ortskerne. Diese Sicht-
weise unterstützte auch Bür-
germeister Josef Steigenberger, 
Vorsitzender des Bezirksverban-
des Oberbayern vom Bayer. Ge-
meindetag. Er plädierte für neue 
Mobilitätsformen, wie Rufbusse, 
Carsharing, Mitfahrdienste. 

Den Katalog kommunaler 
Pflichtaufgaben überdenken!

Den Ansatz der Enquete-Kom-
mission zur Herstellung gleich-
wertiger Lebensverhältnisse  
und Arbeitsbedingungen  in 
Bayern stellte Kommissions-
mitglied Professor Dr. Man-
fred Miosga vor. Die Privatisie-
rung der Inrastruktur hat räum-
liche Disparitäten befeuert und 
die Konzentration auf die Ent-
wicklung der Metropolen ver-
schärft. Dem setzt die Kommis-
sion das Konzept der räumlichen 
Gerechtigkeit mit den Dimensio-
nen Verfahrens-, Chancen-, Ver-
teilungs- und Generationenge-
rechtigkeit entgegen. 

Ein neues Staatsverständ-
nis liegt der Gerechtigkeitsde-
batte zugrunde, erklärte Man-
fred Miosga.  Vielfältige Mobi-
litätsangebote und der Zugang 
zu grundlegender Infrastruk-
tur spielen bei der räumlichen 
Gerechtigkeit eine wesentliche 
Rolle. Ein massives Zusammen-
spiel zwischen der Kommune, 
der Bürgerschaft, dem Handel 
und Dienstleistungsanbietern 
ist notwendig. 

Die Kommission stellte sich 
auch die Frage, ob der Katalog 
der kommunalen Pflichtaufgaben 
noch zeitgemäß ist. Miosgas Ap-
pell: „Die Kommunen brauchen 
eine solide Finanzierungsgrundla-
ge und Unterstützung, um hand-
lungs- und gestaltungsfähig zu 
sein.“ Die Kommission hat dazu 
zahlreiche Handlungsempfehlun-
gen vorgelegt, die derzeit in den 
Fraktionen diskutiert werden. r

Rekordwerte für Flughäfen in 
Nürnberg und Memmingen

2017 hat dem Albrecht Dürer Airport Nürnberg und dem Flugha-
fen Memmingen Rekordzahlen beschert. Mit einem Passagierplus 
von 700.000 konnte in der Norisstadt die 4-Millionen-Marke bei 
den Fluggastzahlen erstmals seit 2010 wieder deutlich über-
schritten werden. Und auf Deutschlands höchst gelegenem Ver-
kehrsflughafen in Memmingen sind noch nie so viele Passagiere 
gelandet und gestartet wie im vergangenen Jahr.   

Beim Albrecht Dürer Air-
port Nürnberg wurde die ra-
sante Entwicklung unter ande-
rem durch neue Strecken getra-
gen. Insgesamt kamen im ver-
gangenen Jahr 18 neue Ziele 
hinzu. Damit umfasste der Flug-
plan mehr als 60 Nonstop-Ziele. 
17 verschiedene Airlines flogen 
den Flughafen regelmäßig an. 

Hohes Passagieraufkommen 
am Albrecht Dürer Airport

Im Vergleich zum Vorjahr 
lag das Verkehrswachstum bei 
über 20 Prozent, was ein Pas- 
sagierergebnis von knapp 
4.187.000 ergibt. Damit steht 
der Airport Nürnberg in der 
Spitzengruppe der deutschen 
Verkehrsflughäfen. 

„Wir blicken auf ein äußerst 
erfolgreiches Jahr 2017 zurück, 
in dem uns gelungen ist, eine 
Vielzahl von Fluggesellschaften 
für den Nürnberger Markt zu 
begeistern“, betonte Flughafen-
geschäftsführer Dr. Michael Hu-
pe bei der Vorstellung der aktu-
ellen Zahlen. Für 2018 rechnet 
er mit einem vergleichbar hohen 
Passagieraufkommen. Nun kom-
me es darauf an, die neu gewon-
nenen Strecken zu etablieren 
und den Flugplan weiter auf die 
Bedürfnisse der Wirtschaft und 
der Menschen aus der Metro-
polregion Nürnberg anzupassen.

Flughafen Memmingen 
ist ein Erfolgsmodell

In Memmingen verzeichnet 
die Bilanz des abgelaufenen Ge-
schäftsjahres 2017 den Rekord-
wert von knapp 1.180.000 Flug-
gästen. Das entspricht einer 
Steigerung gegenüber dem Vor-
jahr um 18,4 Prozent. Insgesamt 
21 Luftverkehrsgesellschaften 
flogen Memmingen im Linien- 
und Charterflugbetrieb an und 
bedienten dabei 60 Zielorte in 
Europa, Afrika und Asien.

Im abgelaufenen Jahr konn-
te nicht nur das zehnjährige Ju-
biläum der zivilen Luftfahrt am 
Flughafen Memmingen gefei-
ert werden, im November be-
grüßte Airport Geschäftsführer 
Ralf Schmid auch den millions-
ten Passagier des Jahres 2017. 
„Wir haben unsere vorsichtigen 
Prognosen alle übertroffen und 
konnten eindrucksvoll unter Be-
weis stellen, dass der Flughafen 

Memmingen längst ein Erfolgs-
modell ist“, unterstrich Schmid. 

Ebenso wie der Airport bei 
den Passagieren eine immer 
größer werdende Rolle spielt, 
ist er auch für zahlreiche Flugge-
sellschaften wichtiger Teil ihres 
Streckennetzes. So hat Ryanair 
2017 den Flughafen zur Base er-
klärt und ein Flugzeug vor Ort 
stationiert, was nicht nur sechs 
neue Strecken bedeutete, son-
dern der Region auch 35 zu-
sätzliche Arbeitsplätze bescher-
te. Von den 21 Luftverkehrsge-
sellschaften, die Memmingen 
im vergangenen Jahr anflogen, 
taten dies sechs im Linienflug-
betrieb. Die übrigen waren als 
Charter für Reiseveranstalter 
und für Unternehmen der Re-
gion tätig. Ryanair, Wizzair und 
die russische Pobeda sind die 
Top-Kunden des Flughafens. Sie 
bedienten regelmäßig 35 Ziele 
in Europa, Afrika und Asien.

Ausgewogener Mix

„Unser Flugplan widerlegt 
einmal mehr die Mär von der 
Abhängigkeit von einer Flugge-
sellschaft“, erläuterte Schmid. 
Vielmehr böten die großen Drei 
einen ausgewogenen Mix. Da 
Memmingen während der Win-
termonate für den Wintersport 
eine immer größere Rolle spie-
le – insbesondere Osteuropä-
er schätzen den Flughafen als 
Tor zu bekannten Winterspor-
torten in den Alpen – konnten 
Schwankungen zwischen Win-
ter- und Sommersaison weiter 
reduziert werden, was sich posi-
tiv auf die Auslastung der Infra-
struktur und somit auf die Kos-
tensituation auswirke.

Aussicht auf  
weiteres Wachstum 

Insgesamt wurden im vergan-
genen Jahr 60 Zielorte ange-
flogen. Dabei kam es zu insge-
samt 20.620 Flugbewegungen, 
was einem Plus von 7,8 Prozent 
im Vergleich zum Vorjahr ent-
spricht. 

Nachdem die organisatori-
sche Neuausrichtung des Un-
ternehmens weitgehend abge-
schlossen ist, blickt Schmid op-
timistisch in das Jahr 11 der zi-
vilen Luftfahrt in Memmingen 
und rechnet mit einem weiteren 
Wachstum. DK

ADAC Südbayern:

Studie zur Mobilität Älterer 
im ländlichen Raum

Mobil sein bedeutet, aktiv am Leben teilzunehmen, Einkäufe zu 
erledigen, zum Arzt zu fahren oder schlichtweg Kontakte zu pfle-
gen. Doch wie sieht es aus, wenn keine öffentlichen Verkehrsmit-
tel in die nächstgelegene Stadt fahren und nicht immer ein eige-
nes Auto zur Verfügung steht? Der ADAC Südbayern hat hierzu 
mit dem IGES Institut Berlin eine Studie mit dem Fokus auf die 
Mobilität Älterer im ländlichen Raum entwickelt. Diese  wurde 
nun für die Regierungsbezirke Oberbayern, Niederbayern und 
Schwaben vorgestellt.

Wie Rüdiger Lode (Vorstands-
mitglied für Verkehr, Umwelt und 
Fahrzeugtechnik des ADAC Süd-
bayern),  Dr. Hans-Gerd Ennser 
(stellvertretender Vorsitzender 
des ADAC Südbayern) sowie Vor-
standsrat Manfred Sensburg be-
tonten, gewinnt das Thema Mo-
bilität im Alter immer mehr an 
Bedeutung. Wegen des demogra-
phischen Wandels und der immer 
höheren Zahl älterer Menschen 
in Deutschland existierten auch 
neue Mobilitäts-Bedürfnisse.

Das Auto ist  
Verkehrsmittel Nummer 1

Laut IGES-Geschäftsführer Chris-
toph Gipp war die Mobilitätssi-
tuation von älteren Personen 
auch und gerade im ländlichen 
Raum bis dato nicht oder nur 
unzureichend mit entsprechen-
den Daten unterfüttert, um die 
richtigen Schlüsse daraus ziehen 
zu können. „Wir haben 1964 
Menschen ab 55 Jahren zu ihrer 
Mobilität befragt und auf acht 
Planungsregionen herunter ge-
brochen. Somit ergibt sich eine 
sehr detaillierte Vergleichbar-
keit.“ Ergebnis: Das Auto ist und 
bleibt Verkehrsmittel Nummer 
1. Die Menschen wünschen sich 
aber eine Optimierung von indi-
vidueller Mobilität und öffent-
lichem Nahverkehr. „Wir müs-

sen hier Neues zulassen“, stellte 
Gipp fest. „Es gilt, die Innovati-
on aktiv zu gestalten und sekto-
rübergreifende Lösungen, z.B. 
mit dem Tourismus oder der Ge-
sundheit, zu schaffen.“

Konkret gilt für die Regierungs-
bezirke Oberbayern, Niederbay-
ern und Schwaben, dass trotz ih-
rer Präferenz für das Auto Älte-
re auf Alternativen zum Pkw an-
gewiesen sind. Sie schätzen auch 
ihre Fahrtauglichkeit bemerkens-
wert verantwortungsvoll ein. Die 
Südbayern haben Interesse an 
Mitnahme-Angeboten. „Hier ha-
ben wir Handlungsbedarf und 
brauchen zugleich Lösungsop-
tionen“, sagte Gipp. Dazu passt, 
dass die Befragten hohes Nut-
zungspotenzial bei Elektrofahr-
rädern und Ruf- bzw. Bürgerbus-
sen sehen. „Zudem sind flexible 
und innovative ÖPNV-Angebo-
te in den untersuchten Regie-
rungsbezirken entwicklungsfä-
hig“, machte Gipp deutlich. Und: 
Bestehende ÖPNV-Barrieren für 
Menschen mit eingeschränktem 
Gehvermögen müssten dringend 
abgebaut werden. 

Innovative Ansätze

Welche Relevanz die Thema-
tik hat, zeigen folgende Zahlen:  
Allein in Südbayern leben 2,2 
Millionen Menschen auf dem 
Land, davon etwa ein Drittel in 
der Altersgruppe ab 55 Jahren. 
Das eigene Auto überwiegt der-
zeit als Fortbewegungsmittel, al-
lerdings sind die Bewohner mit 
zunehmendem Alter häufiger 
auf Mitfahrgelegenheiten ange-
wiesen. Flexible Angebote des 
Personennahverkehrs sind je-
doch gerade außerhalb der Bal-
lungszentren entwicklungsfähig. 

Wie Alexander Kreipl (Ver-
kehrs- und Umweltpolitischer 
Sprecher des ADAC Südbay-
ern) unterstrich, gebe es ver-
einzelt bereits erstaunlich inno-
vative Ansätze wie den selbst-
fahrenden Bus in Bad Birnbach 
oder das ISTmobil in Österreich. 
Von einer flächendeckenden Lö-
sung sei man freilich noch weit 
entfernt. Nur durch gemeinsa-
mes Engagement aller Beteilig-
ten und auf diversen Entschei-
dungsebenen lasse sich diese 
Zukunftsaufgabe meistern, hob 
Kreipl hervor.  DK

Strukturgutachten als Basis für 
Fortschreibung des Regionalplans Oberland

Mit Hilfe eines Strukturgutachtens soll der Regionalplan Ober-
land fortgeschrieben werden. Und das ist u.a. notwendig: Der 
Regionalplan muss an die Vorgaben des Landesentwicklungs-
programms (LEP) der Bayerischen Staatsregierung angepasst 
werden. Angesichts der Fülle der Themen hat sich der Planungs-
ausschuss der Region 17 dafür entschieden, die wichtigsten erst 
einmal zu erkennen und zu priorisieren. Als drängende Herausfor-
derungen für die Region Oberland gilt deren zukünftige Verkehrs- 
und Siedlungsentwicklung. Das Strukturgutachten soll hierfür 
Grundlagen liefern.

Der Regionalplan wird in- 
nerhalb der Leitplanken des Lan-
desentwicklungsprogramms vom 
Planungsverband entwickelt. Weil 
sich die äußeren Rahmenbedin-
gungen stetig ändern, wird das 
Landesentwicklungsprogramm 
permanent weiterentwickelt was 
sich auch auf den Regionalplan 
auswirkt. Dem Regionalplan ob-
liegt die Aufgabe, z.B. Grundzent-
ren oder Ziele und Grundsätze zur 
Siedlungs- und Freiraumentwick-
lung festzulegen. Letztendlich ist 
der Regionalplan als langfristiger 
Orientierungs- und Handlungs-
rahmen konzipiert. Er besitzt den 
grundlegenden Anspruch, die At-
traktivität der Region Oberland als 
Lebens-, Wirtschafts- und Erho-
lungsraum nachhaltig zu sichern. 

Im Zuge der Gesamtfort-
schreibung des Regionalplans 
identifizierte der Planungsver-
band der Region 17 die zukünf-
tige Verkehrs- und Siedlungs-
entwicklung als drängende He-
rausforderung für die Region 
Oberland. Im Mittelpunkt des 
Gutachtens steht die zukünftige 
Gestaltung der regionalen Ver-
kehrsentwicklung. Allerdings 
wird es fachübergreifende Stra-
tegien und Handlungskonzep-
te brauchen, da vielerorts die 
Entwicklungsdynamiken hoch 
sind und sich die Belange der 
Verkehrs-, Bevölkerungs-, Wirt-
schafts- und Siedlungsentwick-
lung, Versorgungssicherheit und 

Freiraumsicherung wechselsei-
tig beeinflussen. 

94 befragte Städte 
und Gemeinden

Die Arbeitsgemeinschaft der 
Münchner Verkehrs- und Tarif-
verbund GmbH (MVV) und der 

Transver GmbH (jetzt Schlothau-
er & Wauer GmbH) sind die Auf-
tragnehmer. Im März 2017 wur-
de mit einer Bestandsaufnahme 
begonnen und 94 Städte und Ge-
meinden der Region befragt. Zu-
dem wurden sog. Stakeholderge-
spräche, u.a. mit IHK, Handwerks-
kammern, Straßenbauämtern, 
Landratsämtern, Tourismusver-
bänden geführt. Voraussichtlich 
im März 2018 wird der Endbe-
richt vorliegen und eine wesent-
liche Grundlage für die Gesamt-
fortschreibung des Regionalplans 
Oberland liefern. In einer öffent-
lichen Sitzung des Planungsver-
bandes wird der Abschlussbe-
richt des Strukturgutachtens vor-
gestellt.� r
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An Feinstaubtagen in Stuttgart: 

Daimler-Mitarbeiter fahren kostenlos 
mit öffentlichem Nahverkehr 

Partnerschaft mit Verkehrs- und Tarifverbund Stuttgart (VVS)

Daimler unterstützt Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, die mit 
S-Bahn, U-Bahn oder Bus zur Arbeit fahren. Beschäftigte des Kon-
zerns können seit Anfang Januar 2018 an Feinstaubtagen mit ih-
rem Werksausweis den öffentlichen Nahverkehr der Region Stutt-
gart für die Fahrt zwischen Wohnort und Büro nutzen. Daimler 
übernimmt die Kosten für diese Fahrten. Bei der Mobilitäts-App 
moovel und beim Jobticket arbeitet Daimler bereits mit dem Ver-
kehrs- und Tarifverbund Stuttgart (VVS) und der Stuttgarter Stra-
ßenbahnen AG (SSB) zusammen. Die erfolgreiche Kooperation 
wird nun an Feinstaubtagen ausgeweitet.

„Neben zahlreichen Mobili- 
tätsmaßnahmen, die an Fein- 
staubtagen für unsere Beschäf-
tigten greifen, ist dies ein weite-
rer wichtiger Baustein zur Ver-
besserung der Luftqualität in 
Stuttgart“, sagt Wilfried Porth, 
Vorstand für Personal und Ar-
beitsdirektor & Mercedes-Benz 
Vans der Daimler AG. Wolfgang 
Nieke, Betriebsratsvorsitzender 
Mercedes-Benz Werk Untertürk- 
heim: „Wir sind froh, dass wir als 
größter Arbeitgeber der Region 
mit dieser verkehrsreduzieren-
den Maßnahme ein Signal set-
zen. Betriebsrat und Unterneh-
men arbeiten gemeinsam an 
weiteren Mobilitätsangeboten 
zum Wohl der Region.“ Daimler 
beschäftigt im Großraum Stutt-
gart rund 80.000 Mitarbeiter.

Fritz Kuhn, VVS-Aufsichts-
ratsvorsitzender und Oberbür-
germeister der Stadt Stuttgart 
sagt: „Ich freue mich sehr, dass 
Daimler - als größter Arbeitge-
ber in Stuttgart - sich zu diesem 
Schritt entschlossen hat. Das ist 
ein ganz wichtiges Zeichen. Das 
Unternehmen und seine Mitar-
beiter tragen dazu bei, hier in 
der Landeshauptstadt Feinstaub 
und Stickoxide weiter zu redu-
zieren.“ 

Bei Daimler gibt es be-
reits viele Maßnahmen, die an 
Feinstaubtagen greifen. So in-
formiert das Unternehmen im 
Raum Stuttgart ständig über 
die an Feinstaubtagen laufen-
de Verlosung von VVS-Tickets 
innerhalb der moovel App. Die 
Wahrscheinlichkeit, dass moo-
vel Kunden dabei kostenfrei mit 
Bus und Bahn fahren, beträgt 
50 Prozent. Ein Zufallsgenera-
tor entscheidet bei Buchung des 
Tickets, ob moovel die Kosten 
für die Fahrt übernimmt. Car-
2go bietet an Feinstaubtagen 
vergünstigte Preise für die Nut-
zung der vollelektrischen smart 
fortwo an. Zudem wird ange-
regt, dass Daimler-Beschäftig-
te an Feinstaubtagen Fahrge-
meinschaften bilden oder Te-
lefon- und Videokonferenzen 
nutzen, um den Pendelverkehr 
im Großraum Stuttgart zwi-
schen einzelnen Standorten zu 
verringern. Seit Sommer 2016 

gibt es im Unternehmen eine 
erweiterte Betriebsvereinba-
rung zum mobilen Arbeiten, die 
noch flexibleres Arbeiten auch 
von zu Hause aus ermöglicht. In 
Feinstaub-Phasen führt Daim-
ler keine Testfahrten innerhalb 
Stuttgarts durch.

Zudem setzt sich das Unter-
nehmen dafür ein, dass die ein-
zelnen Werke besser an den öf-
fentlichen Nahverkehr angebun-
den werden. So fordert Daim-
ler beispielsweise am Standort 
Stuttgart eine Verlängerung der 
Stadtbahnlinie U19. Derzeit en-
det die Stadtbahnlinie einen 
Kilometer vor dem Werkstor 
des Stammwerks Untertürk-
heim und der Konzernzentrale. 
Das Unternehmen befürwortet 
bei der Stadt Stuttgart auch ei-
nen besseren Verkehrsfluss, der 
dazu beitragen würde, die Emis-
sionen im Straßenverkehr er-
heblich zu senken.

Projekt F.L.O.W. zu  
umfassender Mitarbeiter- 
Mobilität gestartet

Eine neue Konzerninitiative 
F.L.O.W. bündelt all diese Maß-
nahmen und entwickelt zusätz-
lich geplante oder bereits in Pi-
lotprojekten gestartete neue 
Mobilitätskonzepte für Daim-
ler-Mitarbeiter. F.L.O.W. steht 
für Fortbewegung, Lebenswei-
se, Oekologie und Wirtschaft. 
Dazu gehört beispielsweise ein 
zukünftiges Ride Sharing-An-
gebot für Daimler-Berufspend-
ler über die Flinc-App. Flinc ist 
eine Tochterfirma von Daim-
ler Mobility Services. Mitarbei-
ter von Daimler haben künf-
tig zudem die Möglichkeit, sich 
über die App „Flex Location“ 
einen Arbeitsplatz an einem 
Daimler-Standort näher an ih-
rem Wohnort zu reservieren, 
um den Verkehr im Stadtgebiet 
Stuttgart zu entlasten. Ziel ist, 
zukünftig auch andere Unter-
nehmen, Städte und Gemein-
den für die Initiative F.L.O.W. zu 
gewinnen.

Des Weiteren planen die zu 
Daimler gehörende moovel 
Group und die Stuttgarter Stra-
ßenbahnen AG (SSB) in Stutt-

gart ein neues Mobilitätsange-
bot, das Kunden und Mitarbei-
ter flexibel und bedarfsgerecht 
buchen können. Ein sogenann-
tes „Pooling“-System bündelt 
Fahrtanfragen und ermöglicht 
das Teilen von Fahrten („Ride 
Sharing“). Das neue Angebot 
wird bereits getestet und soll im 
ersten Halbjahr 2018 unter dem 
Namen „SSB Flex“ mit der SSB 
als Betreiber starten.

Darüber hinaus hat Daimler 
weitere Maßnahmen ergriffen, 
um die Luftqualität in Städten 

weiter zu verbessern. So wur-
de die Pkw-Umtauschprämie 
für Euro 6-Diesel um ein Jahr 
verlängert. Zusätzlich wird das 
Unternehmen gemeinnützigen 
Diensten in Stuttgart rund 50 
smart electric drive für die in-
nerstädtische Nutzung zur Ver-
fügung stellen. In den kommen-
den Jahren investiert das Un-
ternehmen mehr als zehn Mil-
liarden Euro in den Ausbau der 
Elektroflotte. Bis 2022 sollen 
mehr als zehn neue Elektrofahr-
zeuge in Serie gehen.

Unternehmerischer Erfolg und 
gesellschaftliche Verantwortung 
gehören für Daimler zusammen. 
In vielen gemeinwohlorientier-
ten Projekten trägt das Unter-
nehmen gemeinsam mit den 
Mitarbeitern dazu bei, gesell-
schaftliche Herausforderungen 
zu meistern, so auch mit der Ini-
tiative F.L.O.W. r

BEG-Qualitätsranking: 

Bahnfahren im Freistaat 
bleibt weiterhin angenehm 
Die bayerischen Regionalzüge bringen stabile Qualität auf Bay-
erns Schienen. 90 Prozent der Netze fahren im Bonusbereich. Das 
Netz Kissinger Stern erreicht als Spitzenreiter eine historisch ho-
he Punktzahl. 

25 von 28 Netzen und damit 
knapp 90 Prozent der bewerte-
ten Netze, landen laut dem jüngs-
ten Qualitätsranking der BEG im 
Bonusbereich (Halbjahresranking 
2017: 26 von 28). Mitte November 
2017 erzielen die 28 Netze im bay-
ernweiten Durchschnitt auf einer 
Skala von -100 bis +100 möglichen 
Punkten 34,67 Punkte. Der Wert 
bleibt damit im Vergleich zum 
Halbjahresranking (34,58 Punk-
te) stabil. Gegenüber dem Jahres-
wert von 2016 bedeutet das eine 
merkliche Verbesserung um rund 
zehn Punkte und einen Rekord-
stand seit Inbetriebnahme des 
Messsystems im Jahr 2008. 

Das aktuelle Qualitätsranking 
bestätigt die drei Top-Platzie-
rungen vom Juni. Alle drei Net-
ze konnten sich sogar noch wei-
ter verbessern. Die Spitzenposi-
tion besetzt das Netz Kissinger 
Stern. Es wurde um noch einmal 
8,95 Punkte besser bewertet als 
zuvor. Der Betreiber, die Erfurter 
Bahn, kann sich demnach mit ins-
gesamt 99,84 erreichten Punkten 
nicht nur über den ersten Platz 
freuen, sondern auch über eine 
historische Leistung: Noch nie 
seit Einführung des Messsystems 
hat ein Netz einen Wert erreicht, 
der so nah an die maximal mög-
liche Punktzahl herankam. Auf 
dem Silberrang landet das Netz 
Agilis-Nord mit 92,72 erreichten 
Punkten; im Vergleich zum ers-
ten Halbjahr bedeutet dies ein 
Plus von 7,40 Punkten. Bronze 
geht an das Netz Kahlgrund, das 
sich um 4,42 Punkte weiter ver-
bessern konnte und mit 88,91 
Punkten den dritten Rang belegt. 

Qualitätssprung für 
den Meridian 

Insgesamt konnten im Ver-
gleich zum ersten Halbjahr 
2017 zwölf Netze erneut Boden 
gutmachen. Den größten Qua-
litätssprung hat das Netz Me-
ridian gemacht: Es wurde um 
26,51 Punkte besser bewer-
tet. Mit 38,94 erreichten Punk-
ten hat sich das Netz von Rang 
20 auf Rang neun verbessert und 
ist damit auch bester Aufsteiger 
nach Plätzen. Um jeweils mehr 
als zwölf Punkte konnten sich 
drei weitere Netze verbessern. 
Der Franken-Thüringen-Express 

legt um 12,77 Punkte zu und klet-
tert mit 18,70 Punkten von Platz 
24 auf Platz 17. Das Netz Bayeri-
sches Oberland, das zum Halb-
jahr noch zu den größten Abstei-
gern nach Plätzen zählte, macht 
12,38 Punkte und sechs Plätze 
gut und besetzt mit 14,83 Punk-
ten jetzt Rang 19. Das Netz Ober-
pfalzbahn / Waldbahn verbessert 
sich um 12,33 Punkte und fährt 
mit sehr guten 88,90 Punkten 
von Platz sechs auf Platz vier. 

Einen Verlust von 14,24 Punk-
ten musste das Netz Westfran-
kenbahn verkraften. Damit war 
die Westfrankenbahn nach Punk-
ten der größte Verlierer und fiel 
mit insgesamt 17,11 Punkten von 
Platz 12 auf Platz 18 zurück. Wei-
tere vier Netze wurden um mehr 
als zehn Punkte schlechter be-
wertet als noch zum Halbjahr. 
Dazu zählt die Werdenfelsbahn, 
die um 13,08 Punkte schlechter 
abschnitt, sich mit 67,19 Punk-
ten aber noch in den Top Ten be-
hauptete. 

Das Netz Regio Oberbayern 
verlor 12,33 Punkte und fiel auf 
Platz 16 zurück. Das Netz Alex- 
Süd konnte sich trotz eines Ver-
lusts von 11,42 Punkten mit 
0,87 Punkten noch knapp im Bo-
nusbereich behaupten. Das Netz 
Main-Spessart-Express fiel um 
10,92 Punkte zurück, ist aber mit 
einer Bewertung von -3,86 Punk-
ten auf dem Sprung zurück in den 
Bonusbereich. Schlusslicht bleibt 
das Netz Regio Franken. 

Kontrolle zahlt sich aus 

„Dass wir mit unserem ausge-
reiften Messsystem regelmäßig 
die Qualität der bayerischen Re-
gionalzüge überprüfen und sie 
mit unserem Ranking vergleich-
bar machen, trägt dazu bei, dass 
sich die Verkehrsleistungen im 
Bahnland Bayern nachhaltig ver-
bessern“, sagt BEG-Geschäfts-
führer Thomas Prechtl. „Wenn 
dazu noch der finanzielle Anreiz 
mit Bonus- oder Strafzahlungen 
kommt, ist das eine effektive Mo-
tivation für die von uns beauf-
tragten Eisenbahnverkehrsun-
ternehmen, jedes Potenzial zur 
Angebotsverbesserung konse-
quent auszuschöpfen. Die Fahr-
gäste wissen dieses Engagement 
zu schätzen.“ r

Verkehrsverbund-Puzzle mit neun Teilen: Mit der Unterzeichnung des 
Gesellschaftsvertrags der Nahverkehr Mainfranken GmbH machen 
Landrat Thomas Bold (Bad Kissingen), Bürgermeisterin Sorya Lippert 
(Schweinfurt), Landrat Florian Töpper (Schweinfurt Land), Oberbür-
germeister Christian Schuchardt (Würzburg), Landrat Thomas Haber-
mann (Rhön-Grabfeld), Landrätin Tamara Bischof (Kitzingen), Landrat 
Thomas Schiebel (Main-Spessart), Landrat Eberhard Nuß (Würzburg 
Land), Regierungspräsident Dr. Paul Beinhofer und Landrat Wilhelm 
Schneider (Haßberge) einen Riesenschritt in Richtung einheitlicher 
Wabentarif in ganz Mainfranken. Bild: Stadt Würzburg, Georg Wagenbrenner

Neuer Verkehrsverbund:

Gemeinsam in die 
Zukunft starten

Mit der Unterzeichnung des Gesellschaftervertrages zur Grün-
dung der Nahverkehr Mainfranken GmbH am Montag, 11. De-
zember 2017, ist der Weg frei für einen gemeinsamen Ver-
kehrsverbund, der Stadt und Landkreis Würzburg, die Landkreise 
Kitzingen, Main-Spessart, Rhön-Grabfeld, Bad Kissingen, Haßber-
ge sowie Stadt und Landkreis Schweinfurt umfasst.

„Mit dieser großflächigen Er-
weiterung des bestehenden Ver-
bundraumes und der Aussicht 
auf einen Gemeinschaftstarif im 
gesamten Verbundraum geht 
ein langgehegter Wunsch in Er-
füllung“, betont Würzburgs OB 
Christian Schuchardt.

„Die Attraktivitätssteigerung 
des ÖPNV und damit eine größt-
mögliche Verlagerung vom mo-
torisierten Individualverkehr auf 
den öffentlichen Nahverkehr ist 
zugleich eines der wichtigen Zie-
le, die wir umweltpolitisch ver-
folgen. Außerdem wächst Stadt 
und Land wieder ein wesentli-
ches Stück weiter zusammen“, 
so Schuchardt. Der neue Ver-
kehrsverbund ist damit nicht nur 
eine stärkere Vernetzung der Ver-
kehrsträger sondern auch eine 
Stärkung des Umweltverbundes.

Die Attraktivität steigern

„Der neue Verbundraum, 
der von den Haßbergen bis in 
den Mainspessart und vom 
Rhön-Grabfeld bis in den Land-
kreis Kitzingen reicht, gibt uns 
die Möglichkeit, den Nahver-
kehr im gesamten Bereich at-
traktiver zu machen“, so Flori-
an Töpper, Landrat des Landkrei-
ses Schweinfurt. „Eine gelunge-
ne Vernetzung von Arbeits- und 
Wohnorten, auch über die Gren-
zen einzelner Städte und Land-
kreise hinaus, ist entscheidend 
für die Zukunftsfähigkeit einer 

Region“, so Töpper. Der neue Ver-
bundraum verdoppelt schließlich 
den bisherigen auf fast eine Mil-
lion Menschen, die in seinem Zu-
ständigkeitsbereich leben.

Freude bei Beinhofer 

Regierungspräsident Dr. Paul 
Beinhofer freut sich über die 
Gründung der neuen Gesell-
schaft. „Sie verdeutlicht den 
gemeinsamen politischen Wil-
len aller ÖPNV-Aufgabenträger  
in Mainfranken, diesen – dann 
drittgrößten – Verkehrsverbund 
in Bayern zu schaffen“. 

Nach der Unterzeichnung des 
Gesellschaftervertrages werden 
nun die weiteren rechtlichen 
Grundlagen für die Erweite-
rung des Verkehrsverbundes ge-
schaffen. In einem ersten Schritt 
werden die Verkehrsunterneh-
men des bestehenden Verbun-
des über Kooperationsverträ-
ge in die Nahverkehr Mainfran-
ken GmbH integriert werden. Im 
Anschluss wird für eine zielgrup-
pengerechte Ausrichtung des 
Verkehrsverbundes das Fahr-
gastverhalten durch externe 
Gutachter untersucht werden. 
In einem weiteren Schritt soll 
zum 1. August 2022 die Erweite-
rung des Verkehrsverbundes um 
die Region Main-Rhön erfolgen. 
Es liegen vor den Kooperations-
partner noch mehrere Jahre Ar-
beit bis zur operativen Verwirk-
lichung der Zielsetzung. r

Dialog-Displays: 

München startet  
zweijährigen Verkehrsversuch

Das Kreisverwaltungsreferat startet einen zweijährigen Ver-
kehrsversuch mit Dialog-Displays für sensible Verkehrsbereiche. 
München setzt fünf mobile Einheiten mit je zwei Anzeigen vor al-
lem in der Nähe von Schulen, Kindergärten und Kitas ein. Bezirks- 
ausschüsse, Anwohner und die CSU-Stadtratsfraktion – auf Initiati-
ve des ehemaligen CSU-Stadtrats Dr. Georg Kronawitter – sprechen 
sich seit Jahren für den Betrieb der Geschwindigkeitsanzeigen aus.

Das Münchner Umland hat 
schon lange blinkende Geschwin-
digkeitsanzeigen installiert, um 
die Verkehrsteilnehmer zu sensi-
bilisieren. In einem zweijährigen 
Versuchszeitraum setzt München 
nach den Sommerferien 2018 mo-
bile, akkubetriebene Dialog-Dis-
plays an wechselnden Standorten  
ein. Über einen Komplettdienst-
leistungsvertrag läuft die Anmie-
tung der Geräte, die ein Feedback 
zur gefahrenen Geschwindigkeit 
geben, indem z.B. ein Simley auf 
der Anzeige erscheint. 

Als Einsatzort kommen Stra-
ßen in Tempo-30-Gebieten in 
Frage, wo sich Schulen, Kinder-
gärten, Krankenhäuser oder Al-
ten- und Pflegeheime befinden 
oder die in irgendeiner Art ver-
kehrlich auffällig sind. Die Be-

zirksausschüsse werden aufge-
fordert, zwei Örtlichkeiten für 
geeignete Standorte zu nennen, 
denn pro Versuchsjahr wird ei-
ne mobile Einheit mit zwei An-
zeigen für zwei Monate in ihrem 
Gebiet aufgestellt. Nach einem 
erfolgreichen Testbetrieb erhal-
ten die Bezirksausschüsse zu-
sätzlich die Möglichkeit, solche 
Anlagen aus ihrem eigenen Bud-
get anzuschaffen.

„Das System funktioniert in 
den Münchner Umlandgemein-
den bereits bestens, München 
hat hier Nachholbedarf. Deshalb 
sprechen wir uns bereits heute 
dezidiert für einen Dauerbetrieb 
in den Stadtvierteln aus“, so 
Stadtrat Sebastian Schall, stell-
vertretender Sprecher im Kreis-
verwaltungsausschuss. r
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DStGB-Dokumentation:

Elektromobilität bei kommunalen 
Nutzfahrzeugen

Einsatzfelder und Anwendungsbeispiele im Fokus
Elektromobilität in Städten und Gemeinden hat viele Facetten. 
Beginnend beim Aufbau einer leistungsstarken, flächendecken-
den Ladeinfrastruktur im öffentlichen Bereich über das Angebot 
von E-Bikes für kurze Strecken bis hin zum Einsatz von elektrisch 
betriebenen Automobilen in der Stadtverwaltung. In allen diesen 
Bereichen sind die Kommunen gefordert, die Elektromobilität vo-
ranzubringen und sind, wie es zahlreiche Praxisbeispiele zeigen, 
bereits auf einem guten Weg.

In einer aktuellen Dokumen-
tation des Deutschen Städte- 
und Gemeindebundes in Zusam-
menarbeit mit der Deutschen 
Post DHL Group steht allerdings 
der Einsatz von Elektromobi-
len im Bereich der kommunalen 
Nutzfahrzeuge im Fokus. Gera-
de in diesem Bereich kommen 
derzeit noch vielfach Dieselfahr-
zeuge zum Einsatz, die teilweise 
nicht mehr den neuesten Anfor-
derungen an den Schadstoffaus-
stoß entsprechen. Dabei eig-
net sich gerade der Bereich der 
kommunalen Nutzfahrzeuge in 
besonderem Maße für den Ein-
satz von Elektrofahrzeugen.

Emissionsarmut

Abgesehen von ihrem Bei-
trag zum Klimaschutz liegt der 
besondere Vorteil von Elektro- 
fahrzeugen vor allem in der 
Emissionsarmut. Gerade in ver-
kehrsberuhigten Bereichen, bei-
spielsweise Fußgängerzonen, wird 
es durch E-Nutzfahrzeuge viel 
besser als bisher möglich, dort 
zu jeder Zeit notwendige Arbei-
ten durchzuführen. So ist es et-
wa mit einem Elektrofahrzeug der 
Stadtreinigung problemlos mög-
lich, eine viel frequentierte Fuß-
gängerzone oder einen Spielplatz 
zu befahren, ohne die Bürger mit 
Schadstoffausstoß zu belasten. 

Auch in Gebieten, in denen es 
auf Geräuscharmut ankommt, 
bieten Elektrofahrzeuge beson-
dere Vorteile. Mittlerweile sind 
elektrisch betriebene Nutzfahr-

zeuge, etwa der StreetScoo-
ter, in vielen verschiedenen Va-
rianten verfügbar und kön-
nen auch für spezielle Anforde-
rungen nachgerüstet werden. 
StreetScooter existieren mit La-
deraum, als Kastenwagen, als 
Pritschenwagen oder als spezi-
elle Fahrzeuge für Grünflächen- 
ämter oder Bauhöfe. Auch die 
Modellpalette ist mittlerweile 
deutlich umfangreicher gewor-
den und umfasst verschiedene 
Fahrzeugtypen. Mit Reichwei-
ten von 100 bis 170 Kilometern 
sind auch größere Distanzen an 
einem Einsatztag zu bewältigen. 
Die Ladedauer der Fahrzeuge 
beträgt acht Stunden, sie kön-
nen also problemlos während 
der nächtlichen Standzeiten be-
laden werden. 

Vielfältige Einsatzfelder

Durch die verschiedenen Fahr-
zeugtypen sind auch die Einsatz-
felder für Elektrofahrzeuge viel-
fältig. Auf kommunalen Bauhöfen 
können sie genauso eingesetzt 
werden wie beim Gartenbau-
amt. So finden Elektrofahrzeuge 
immer stärkere Verwendung auf 
Friedhöfen. Hier können Fried-
hofsbesucher, denen die Wege zu 
weit oder zu beschwerlich sind, 
mit kleinen elektrischen Mobilen 
gefahren werden, ohne dass die 
Totenruhe oder andere Trauern-
de gestört werden.

Auch viele Sozialverbände 
steigen verstärkt auf Elektro-
fahrzeuge um und unterstrei-

chen damit ihre Vorbildfunkti-
on. Außerdem verwenden kom-
munale Wasserbetriebe und 
Stadtwerke immer öfter Elek- 
trofahrzeuge, wodurch sie sich 
zu einer umweltfreundlicheren 
Mobilität bekennen.

Eigene regenerative  
Energie nutzen

Verfügt eine Stadt oder Ge-
meinde über eigene Möglichkei-
ten zur regenerativen Energieer-
zeugung, können nochmals Syn-
ergieeffekte erzielt und Kosten 
eingespart werden. So kann et-
wa Strom, der aus Photovoltaik-
anlagen auf kommunalen Dach-
flächen, kommunalen Wind-
parks oder Bürgerwindparks er-
zeugt wurde, gezielt zum Laden 
der Fahrzeuge eingesetzt wer-
den. Hierzu sind vor Ort die not-
wendigen Speicherkapazitäten 
vorzusehen, um den erzeug-
ten Strom dann während der 
Ladezeiten wieder an die Fahr-
zeuge abgeben zu können. Dies 
senkt die Kosten und versetzt 
die Kommune in die Lage, nicht 
mehr Verbraucher, sondern Er-
zeuger der benötigten Energie 
zu sein. 

Vorbildfunktion

Besondere Bedeutung hat 
dies für die Kommunikation ge-
genüber den Bürgern, die sich 
eine solche Strategie zum Vor-
bild nehmen können. Ideal ist 
es, wenn Kommunen über ei-
gene Stadtwerke oder Beteili-
gungen an Energieunternehmen 
verfügen, die bei der Umset-
zung dieses Vorhabens unter-
stützen können und gleichzeitig 
auch mit der eigenen Fahrzeug-
flotte ein Einsatzfeld für Elektro-
mobilität bieten. 

Ein Vorteil des Einsatzes von 
Elektromobilität bei kommu-
nalen Nutzfahrzeugen ist, dass 
die Umrüstung der Flotten suk-
zessive erfolgen kann. Auf die-
se Weise können im Rahmen 
der ohnehin vorgesehenen Be-
schaffungszyklen alte Fahrzeu-
ge mit Verbrennungsmotoren 
nach und nach gegen Fahrzeuge 
mit Elektroantrieb ausgetauscht 
werden. Es ist also keine zusätz-
liche Finanzierung erforderlich, 
die über die ohnehin vorgese-
hene Größenordnung für Neu-
beschaffung hinausgeht. Da 
die Anschaffungskosten für ein 
Elektrofahrzeug nicht mehr hö-
her sind als für ein Fahrzeug mit 
konventionellem Antrieb, ent-
stehen allenfalls Kosten für den 
Aufbau einer Ladeinfrastruk-
tur. Diese dürften sich jedoch 
durch die geringeren Betriebs- 
und Wartungskosten innerhalb 
weniger Jahre amortisieren. Ins-
gesamt können die Wartungs- 
und Betriebskosten um jeweils 
rund 60 Prozent gegenüber her-
kömmlichen Fahrzeugen redu-
ziert werden.

Sukzessive Umstellung  
der Flotten

Ein klarer Vorteil bei der För-
derung der Elektromobilität in 
Kommunen durch die sukzessi-
ve Umstellung der Flotten auf 
Elektrofahrzeuge ist der ver-
gleichsweise einfache Aufbau 
der notwendigen Ladeinfra-
struktur. In der Frühphase der 
Förderung von emissionsarmer 
elektrischer Mobilität wurden 
verschiedene strategische Feh-
ler begangen. Der Fokus lag in 
dieser Zeit in hohem Maße auf 
dem Aufbau einer öffentlichen 
Ladeinfrastruktur für private 
Fahrzeuge. So wurden beispiels-
weise vor Rathäusern, an öffent-

lichen Plätzen oder vor Einkaufs- 
passagen Ladesäulen aufge-
stellt, die zwar eine hohe öffent-
liche Wahrnehmung, aber nur 
begrenzt praktischen Nutzen er-
zielen konnten. Um an diesen 
Ladesäulen ein Fahrzeug wirk-
lich zu laden, waren die Stand-
zeiten meist zu kurz. 

Aufbau von Ladeangeboten

Mehr Nutzen entfaltet der 
Aufbau von Ladeangeboten et-
wa in öffentlichen Parkhäu-
sern, an Park and Ride Statio-
nen oder auf den Parkplätzen 
von Unternehmen. Allerdings 
ist der Aufbau einer flächende-
ckenden öffentlichen Ladein- 
frastruktur sehr kostenintensiv 
und nur schwer refinanzierbar. 
Gleichzeitig kann die Schaffung 
einer Vielzahl von öffentlichen 
Ladesäulen, besonders wenn es 
sich um leistungsfähige Schnell-
ladeplätze mit praktischem Nut-
zen handelt, zu einer wirklichen 
Herausforderung für die beste-
hende Stromversorgungsinfra-
struktur werden.

Die Vorteile

Wie der Dokumentation zu 
entnehmen ist, bietet Elektro- 
mobilität bei kommunalen Nutz- 
fahrzeugen  in dieser Hinsicht 
mehrere Vorteile:
• Die eingesetzten Fahrzeuge 
haben in der Regel ausreichend 
lange Standzeiten, um sie über 
Nacht zu laden. Hierfür reicht 
in aller Regel die herkömmliche 
Netzspannung für Haushalte (16 
Ampere) aus.
• In den meisten Fällen sind 
feste, räumlich abgeschlossene 
Standflächen für die Fahrzeu-
ge verfügbar. Dies können oh-
nehin genutzte Abstellflächen 
auf Bauhöfen, Grünflächenäm-

tern oder der Parkplatz der Ord-
nungsämter, etc. sein. 
• Sollen mehr als zwei Fahr-
zeuge gleichzeitig geladen wer-
den, kann mit dem lokalen Ener-
gieversorger eine entsprechend 
leistungsstarke Netzanbindung 
gezielt aufgebaut werden.
• In aller Regel müssen kei-
ne besonders kostenintensiven 
Ladesäulen aufgebaut werden, 
sondern es reichen vergleichs-
weise günstige „Wallbox“-Syste-
me.
• Für eine größere Flotte oder 
Einsatzszenarien ohne vorher 
planbare Stand- und Ladezei-
ten können intelligente Syste-
me eingesetzt werden. So kann 
durch eine Verknüpfung mit der 
Einsatzplanung der Fahrzeuge 
gewährleistet werden, dass die 
Fahrzeuge entsprechend ihrer 
jeweiligen Reichweitenkapazitä-
ten genutzt werden können.

Anwendungsbeispiele  
in der Dokumentation

Welche unterschiedlichen 
Strategien Kommunen verfol-
gen, um den Einsatz von Elek-
tromobilität auszuweiten, be-
schreibt die Dokumentation an-
hand zahlreicher kommunaler 
Anwendungsbeispiele. So zei-
gen die Mitgliederkommunen 
der Arbeitsgemeinschaft Obe-
re Vils – Ehenbach (AOVE) in der 
mittleren Oberpfalz mit ihren 
ersten E-Autos für Bauhof und 
Verwaltung auf, wie nachhaltige 
Mobilität in der täglichen Pra-
xis gelebt werden kann. Auf die-
se Weise bringen sie die Weiter-
verbreitung von Elektromobili-
tät bei Bürgern und Unterneh-
men voran. 

Unter dem Motto „Zukunfts-
mobilität“ wurde das Thema 
Elektroauto bei der Erstellung 
 (Fortsetzung auf Seite 16)

Holder MUVO mit CRISTAL CH 3000 LP Schwemm- 
anlage.  Bilder (2): Max Holder GmbH

Holder MUVO mit CRISTAL CH 3000 HP Hoch-
druckreinigungsanlage und Absaugung. r

Neu: Schwemmanlage und Hochdruckreinigungssystem für den Holder MUVO

Umweltfreundlich und effektiv  
Flächen reinigen

Die stetig steigende Feinstaubbelastung erfordert neue Reinigungs-
lösungen. Viele Städte wechseln daher von konventionellen Kehr-
maschinen zu Nassreinigungssystemen, die den Staub besser bin-
den und darüber hinaus auch empfindliche und stark verschmutzte 
Oberflächen schonend und effektiv reinigen. Holder bietet für sein 
Modell MUVO ab sofort zwei exklusive Lösungen dafür an. 

Beide arbeiten mit reinem 
Wasser und führen einen Was-
sertank mit 2.100 Liter Fassungs-
vermögen mit sich. Über eine 
enorme Reichweite verfügt die 
Schwemmanlage CH 3000 LP. 
Sie kann mit einem Schwemm-
balken in U-Form mit 2300 mm 
Arbeitsbreite oder als Teleskop-
version mit bis zu 2800 mm Ar-
beitsbreite geliefert werden. 
Die passende Leistung garantie-
ren hier der Wasserdurchfluss 
von 114 l/min sowie der Was-
serdruck von 50 bar. Die Hoch-
druckreinigungsanlage CH 3000 
HP reinigt dagegen mit zwei ro-
tierenden Sprüharmen unter ei-
ner Reinigungshaube. Inklusive 
Seitenversatz ist eine Gesamt- 
reinigungsbreite von 2300 mm 
möglich. Der Wasserdruck von 

250 bar und der Wasserdurch-
fluss von 25 l/min sind vor allem 
für die Beseitigung von starken 
Verunreinigungen geeignet. Op-
tional kann bei der CH 3000 HP 
eine Schmutzwasserabsaugung 
installiert werden. Ebenso ist 
eine zusätzliche Steigerung der 
Reinigungsleistung durch den 
Einsatz von Heißwasser mit ei-
ner Arbeitstemperatur von bis 
zu 90 Grad möglich. 

Abgestimmt auf  
kommunale Anforderungen

Für den Handbetrieb stehen 
bei beiden Systemen eine ma-
nuelle Hochdruckreinigungshau-
be und eine Doppelstrahl-Hoch-
drucklanze zur Verfügung. Die auf 
dem Dach des Wassertanks mon-

tierte Schlauchhalterung ist um 
360 Grad schwenkbar. Für die CH 
3000 LP wird außerdem eine Hy-
brid-Funktion angeboten, in der 
die Handgeräte per Batterie an-
getrieben werden können.

Ob Stadtzentren, Marktplät-
ze, Einkaufszonen, Industrie-
flächen oder Baustellenzufahr-
ten mit den typisch festsitzen-
den Verschmutzungen – nicht 
nur das jeweilige Reinigungs-
system, sondern auch das Trä-
gerfahrzeug sind perfekt auf die 
anfallenden kommunalen An-
forderungen abgestimmt. Die 
kompakten Abmessungen des 
Fahrzeugs sowie seine Wendig-
keit dank der Allrad- und Hun-
deganglenkung ermöglichen fle-
xible Einsätze auch in beeng-
ten Situationen, die Transport-
geschwindigkeit von bis zu 60 
km/h erlaubt schnelle An- und 
Abfahrten zum Einsatzort. Zu-
dem ist der MUVO wie alle Fahr-
zeuge von Holder multifunktio-
nal einsetzbar.  r
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Machen Straßen sicherer.

 Egal, für welchen Einsatz: Mit diesen 
beiden sind Sie  auf der sicheren Seite.
Der Caddy und der Crafter liefern durch ihre vielseitigen Ein-
satzmöglichkeiten auf jeder Baustelle beste Leistungen ab. Mit dem 
optionalen Allradantrieb 4MOTION können selbst schwierige 
 Straßenverhältnisse gemeistert werden. Für  sämtliche Auf- 
und Umbau varianten bietet das professionelle Umbauportal 
www.umbauportal.de immer genau die passende Lösung. Verlassen 
Sie sich jederzeit auf Ihre Flotte. Und  vereinbaren Sie noch heute 
eine Probefahrt mit Ihrem  Volkswagen Nutzfahrzeuge Partner.

www.volkswagen-nutzfahrzeuge.de/kommunen-und-behoerden

Abbildung zeigt exemplarische Aufbaulösungen.

 GRABARZ & PARTNER   Volkswagen AG   Job-Nr. A-VWN-16-180121   AZ Kommunen  
Motiv: Straßenmeisterei, NF0866
Format 140x210 mm    Bayerische Gemeindezeitung, DU: 21.12. 

1712_13146_VWN_Kommunen_Strassenmeisterei_140x210_bg.indd   1 19.12.17   18:05

(Fortsetzung von Seite 15)
des Integrierten Klimaschutz-
konzeptes im Jahre 2009 und 
dessen Fortschreibung im Jah-
re 2014 als festes Projekt „Um-
strukturierung der öffentlichen 
Kfz-Flotte“ definiert. Der An-
stoß kam sowohl von den poli-
tischen Vertretern als auch von 
Mitarbeitern der Verwaltung. 
Die Elektroautos wurden über 
die ausgewählte Klimaschutz-
maßnahme im Rahmen der Um-
setzung des Integrierten Klima-
schutzkonzeptes AOVE mit 50 
Prozent gefördert.

Lange Wartezeiten

Bei Anschaffungen im Zuge der 
Elektromobilität kam es bei eini-
gen Kommunen jedoch zu lan-
gen Wartezeiten, was zur Folge 
hatte, dass die Zuwendungszeit-
räume für die Förderung mehr-
mals verlängert werden mussten. 
Bei zukünftigen Kaufentscheidun-
gen wird von den AOVE-Kommu-
nen geprüft, ob sich ein Elektro- 
auto als Alternative eignet. Zur-
zeit liegt der Fokus in den Kom-
munen auch auf dem Ausbau der 
Ladeinfrastruktur.

Studienschwerpunkt  
in Kempten

In Kempten hat Elektromobili-
tät bereits eine längere Traditi-
on. An der Hochschule Kempten 
gibt es einen eigenen Studien-
schwerpunkt „Vernetzte Mobi-
lität und Fahrzeugtechnik“ und 
auch der lokale Energieversor-
ger (Allgäuer Überlandwerk) hat 
das Thema befeuert. Schon im 
Jahr 2010 wurde in Kempten die 
erste öffentliche Ladesäule ein-
gerichtet.

Die Stadtverwaltung inves-
tierte bereits 2012 in Elektro-
mobilität. Es wurde ein elekt-
risch betriebener Kleinlastwa-
gen für den kommunalen Fried-
hof angeschafft. 2014 beschloss 
der städtische Umwelt- und Kli-
maschutzausschuss, dass neu-
anzuschaffende Pkw für den 
städtischen Fuhrpark bevor-
zugt emissionsfrei sein sollten 
oder zumindest bestimmten 

CO2-Emissionskriterien genü-
gen sollten. In der Folge dieses 
Beschlusses schaffte die Stadt-
verwaltung weitere E-Autos an 
und als Folgeprojekt zum „Kli-
maschutz-Masterplan“ wur-
de die weitere Umstellung des 
städtischen Pkw-Fuhrparks auf 
elektrobetriebene Fahrzeuge 
beschlossen.

Mobilitätsanalyse der Stadt

Um die Anschaffung von Elek-
troautos für den städtischen 
Pkw-Fuhrpark zu überprüfen, 
kooperierte die Stadt Kempten 
mit der Hochschule Kempten 
und ließ dort eine Mobilitäts-
analyse für den bestehenden 
Fuhrpark mit Verbrennungsmo-
toren erstellen. Bei dieser Mo-
bilitätsanalyse ging es darum, zu 
eruieren, welche Fahrzeuge aus 
dem Pkw-Fuhrpark gegen elekt-
risch angetrieben Modelle aus-
getauscht werden können. Für 
diesen Zweck untersuchte die 
Hochschule über einen mehr-
wöchigen Zeitraum die Nut-
zungshäufigkeit, Nutzungsdau-
er sowie die Fahprofile der ver-
schiedenen Pkw. Daraus wur-
de dann abgeleitet, welche der 
Autos mit Verbrennungsmoto-
ren gegen Elektroautos ausge-
tauscht werden konnten.

Um den Mitarbeitern den Um-
stieg auf die Elektrofahrzeuge 
zu vereinfachen, bot die Stadt-
verwaltung mehrere Kennen-
lern-Termine an, die laut Ober-
bürgermeister Thomas Kiechle 
gut angenommen wurden. Mitt-
lerweile würden die E-Autos 
gerne von den Mitarbeitern aus-
geliehen. Für die Zukunft plane 
Kempten einen weiteren Aus-
bau der Elektrofahrzeugflotte. 
„In Bezug auf die Nutzfahrzeuge 
wird die Marktentwicklung sehr 
genau verfolgt“, so Kiechle.

Zurzeit wird das Angebot in 
dem Bereich der elektrisch be-
triebenen Nutzfahrzeuge von 
den Verantwortlichen der Stadt 
jedoch als „sehr dünn“ bewer-
tet. Die Stadtverwaltung er-
hofft sich daher in Zukunft kos-
tengünstigere Fahrzeugmodelle 
von den Herstellern.  DK

Elektromobilität bei ...

Volkswagen Nutzfahrzeuge: 

2017 erneuter  
Auslieferungszuwachs

Vertriebsvorstand Löw: „Mit dem e-Crafter zusätzliche  
Chancen im urbanen Liefer- und Dienstleistungsverkehr“ 

Volkswagen Nutzfahrzeuge hat im Geschäftsjahr 2017 welt-
weit 497.900 Fahrzeuge ausgeliefert. Damit konnte die Mar-
ke, die im Volkswagen Konzern das Geschäft mit leichten 
Nutzfahrzeugen, Großraumlimousinen, Reisemobilen und 
Pickups verantwortet, den bisherigen Bestwert aus 2016 
nochmals um rund 4,2 Prozent steigern. Erheblichen Anstieg 
bei den Auslieferungszahlen verzeichneten die T-Baureihe, 
der Caddy und auch der Pickup Amarok.

Heinz-Jürgen Löw, Mitglied des Markenvorstands für Vertrieb 
und Marketing: „Wir danken unseren Kunden für das hohe Ver-
trauen, das sie 2017 unseren Produkten entgegengebracht ha-
ben. Auch weiterhin wollen wir ihre Bedürfnisse mit unseren 
Produkten punktgenau treffen.“ Das gesteigerte Auslieferungs-
volumen stehe aber auch für das leistungsfähige Vertriebsnetz 
und die motivierte Vertriebsmannschaft weltweit, so Löw wei-
ter. 2018 blicke er zuversichtlich entgegen: „Mit dem e-Crafter 
öffnen wir zusätzliche Chancen im urbanen Liefer- und Dienst-
leistungsverkehr.“ Das Fahrzeug ist seit Dezember 2017 zum fi-
nalen Praxistest bei ausgewählten Großkunden und wird in der 
zweiten Jahreshälfte in Europa eingeführt.

Die weltweiten Auslieferungen an Kunden stiegen gegen-
über dem Vorjahr um 4,2 Prozent auf 497.900 Fahrzeuge 
(2016: 478.000). In Westeuropa inklusive Deutschland nah-
men die Auslieferungen um 1,5 Prozent auf 332.000 Fahrzeu-
ge zu (2016: 327.200). In Osteuropa kletterten die Auslieferun-
gen 2017 um 13,0 Prozent, in Südamerika stiegen um 28,1 Pro-
zent. In der Region Nordamerika (Mexiko) steigerte Volkswa-
gen Nutzfahrzeuge die Auslieferungen um 23,0 Prozent und in 
der Region Asien-Pazifik um 20,7 Prozent. Lediglich die Märk-
te in Afrika (-0,9 Prozent) und Nahost (-13,9 Prozent) verbuch-
ten 2017 aufgrund der volatilen Marktsituationen Rückgänge.

Die Auslieferungen der T-Baureihe wuchsen weltweit um 
3,8 Prozent auf 206.100 Auslieferungen. Damit ist sie die vo-
lumenstärkste Baureihe der Marke. Die Caddy-Auslieferun-
gen stiegen um 2,2 Prozent auf 165.900 Fahrzeuge. Der Ama-
rok verzeichnete ein Auslieferungsplus von 14,0 Prozent auf 
78.900 Fahrzeuge. Die Crafter-Auslieferungen lagen im An-
laufjahr mit 47.000 Fahrzeuge 1,8 Prozent unter dem Vorjahr.  r

Vier Jahrzehnte Einsatz  
für das Stadtgrün

Die Landesgartenschau 2018 kann Dieter Müller, Leiter des Gar-
tenamtes der Stadt Würzburg, in vollen Zügen genießen. Denn ob-
wohl er bereits die LGS von 1990 begleitet hat und auch maßgeb-
lich an der Bewerbung für die LGS 2018 beteiligt war, wird Müller 
die kommende LGS nur privat besuchen. Zum Jahresende trat er 
in Ruhestand. 40 Jahren lang, davon 22 Jahre als Leiter des Gar-
tenamtes, gestaltete er mit seinem Team die Gartenanlagen der 
Stadt Würzburg, betreute den Ringpark mit seinen 34 Hektar und 
seinen 4.800 Parkbäumen bestehend aus 220 Arten und Sorten, 
sanierte den Pleicher See und zuletzt das Filetstück Klein-Nizza.

Parkräume kreativ zu gestal-
ten und gleichzeitig Belange des 
Naturschutzes zu beachten, das 
macht mir einfach Spaß“, sagt 
Müller rückblickend. Gleichzei-
tig wurde der Park digital ver-
messen und der Baumbestand 
dendrologisch kartiert. Seit ei-
nem Jahrzehnt war es Wunsch 
des Gartenamts ein Parkent-
wicklungswerk zu erstellen. Ziel  
war ein Handlungsleitfaden für 
das Baudenkmal Glacis, in dem 
Parkstrukturen, Freizeitaktivitä-
ten, Gehölzstrukturen und das 
Wegenetz in einem geschicht-
lichen Kontext betrachtet wer-
den und sich modern weiterent-
wickeln lassen. 

Forschungsprojekt  
Stadtgrün 2021

Neben den beiden Teichanla-
gen wurden die Partnerschafts-
gärten im Zuge der Landesgar-
tenschau 1990 gestaltet, drei 
Friedhöfe wurden mit neuen 
Grabstellen sowie einer fried-
hofsgerechten Grüngestaltung 
in Richtung Parklandschaft er-
weitert, Spielplätze gebaut oder 
saniert, das Forschungsprojekt 
Stadtgrün 2021 ermöglicht, die 
Bäume im Glacis kartiert und 
vieles mehr. Aber immer mit 
dem gewissen „Etwas mehr“. 

Beim Bau der Spielplätze sorg-
te zum Beispiel eine Vernetzung 
mit der Arge Familien dafür, dass 
sozialpädagogische Aspekte in 
die Planung mit aufgenommen 
wurden. „Es ging immer darum, 
Projekte gemeinsam mit denen 
zu entwickeln, die es dann nut-
zen; für die Kinder und die Be-
wohner, die unmittelbar etwas 
davon haben“, sagt Müller.

Naturschutz einbeziehen

Wichtig war ihm dabei auch, 
den Naturschutz in die Konzep-
tion der verschiedenen Bereiche 
mitaufzunehmen. So wurden 
an manchen Orten tote Bäu-
me nicht einfach abgeholzt son-
dern bewusst stehen gelassen, 
um die Artenvielfalt im Stadt-
grün zu stärken. Aus demselben 
Grund wurde bewusst in Teilen 
des Ringparks das Gras nicht ge-
mäht sehr zum Missfallen eini-
ger Anwohner, die sich im Som-
mer gerne direkt dort gesonnt 
hätten, wo im langen Gras be-
sonders viele Bienen und ande-
re Insekten tummelten.

Dass die Park- und Garten-
anlagen in Würzburg so far-
benprächtig und gepflegt sind, 
hängt dabei nicht nur an der 
ständigen Pflege durch die Mit-
arbeiter des Gartenamtes. 

Auch das „Staudenkonzept 
Silbersommer“, das Müller in 
Würzburg eingeführt hat, hat 
seinen Teil dazu beigetragen. In-
zwischen sind über 3.500 Qua-
dratmeter Beete meist auf Ver-
kehrsinseln an Straßenkreuzun- 
gen mit „Hungerkünstlern“ ge-
staltet, die als Dauerstauden-
konzept ausgelegt sind. Dafür 
ist die Stadt bis weit über ih-
re Grenzen hinaus bekannt, wie 
Müller stolz erklärt.

Staudenkonzept

Staudenkonzepte sind in sei-
ner Amtszeit förmlich aufge-
blüht und haben eine Renais-
sance erfahren. Knapp 1 ha ist 
so neu entstanden und die Grü-
ne Mitte Sanderau beim Ehehal-
tenhaus, ist wohl die bekanntes-
te Einzelfläche.

Ganz besonders stolz ist der 
Leiter des Gartenamtes auf das 
jährliche Ringparkfest, das jetzt 
als Bürgerfest fest im Kalender 
der Stadt etabliert ist. Mehrere 
tausend Bürger genießen jeden 
Sommer die lauschige Atmos- 
phäre im Ringpark unter alten 
Bäumen, picknicken auf mit-
gebrachten Decken oder zum 

Frühschoppen auf den bereitge-
stellten Biertischgarnituren. Für 
viele ist das Ringparkfest, das 
ohne Eintrittsgelder auskommt, 
eines der schönsten Würzbur-
ger Feste unter freiem Himmel. 

Stolz auf das alte LGS-Gelände

Mit Stolz blickt Müller auch 
auf das alte Gelände der Landes-
gartenschau. Denn auch wenn 
die LGS vor 27 Jahren stattfand, 
ihr Gelände ist heute noch eine 
Attraktion unter den Würzbur-
ger Parkanlagen.

Es ist eines der am besten ge-
pflegten LGS-Gelände da fließt 
viel Herzblut hinein“, freut sich 
Dieter Müller. Nicht umsonst 
wurden die Preisrichter bei der 
Bewerbung um die Landesgar-
tenschau 2018 auch durch das 
Gelände der alten LGS geführt. 
Schließlich ist es ein Beleg da-
für,  dass Würzburg es kann ge-
treu dem Motto: „gestalten und 
erhalten“, grinst Müller.

Gestalten wird Müller jetzt 
auch im Ruhestand weiter; al-
lerdings im Miniaturformat: Für 
seine Amphibien und Reptilien 
baut er kleine Landschaftsbilder 
in Terrarien.  r

Dieter Müller im japanischen Garten am Alten Kranen.  
 Bild: Christian Weiß

Kärcher  
Winterroadshow
Welche Einsatzmöglichkeiten  
bieten kommunale Geräteträ-
ger und Kehrmaschinen in Eis 
und Schnee? Welche Innova-
tionen gibt es und wie können 
Städte und Kommunen davon 
profitieren? Auf der Winter-Ro-
adshow 2018 zeigt Kärcher, wie 
der Räum- und Streudienst in 
der kalten Jahreszeit mit moder-
ner Technik schnell und effizient 
bewältigt werden kann.

An insgesamt sechs Veranstal-
tungsorten sind Vertreter von 
Städten und Gemeinden eben-
so wie Anwender und Entschei-
der kommunaler Betriebe und 
Dienstleister eingeladen, sich zu 
informieren und auszuprobie-
ren: Vorgestellt wird die aktuel-
le Fahrzeugflotte mit Anbauge-
räten für den Winterbetrieb von 
der Schneefräse über den Pflug 
bis zum Streugutbehälter. Auf 
einem Parcours können Besu-
cher sich auch selbst ans Steuer 
der robusten und wendigen Ma-
schinen setzen.

 Im Mittelpunkt der Roadshow 
steht die neue Kommunalma-
schine MIC 42. Sie vereint viel-
seitige Einsatzmöglichkeiten im 
Ganzjahresbetrieb mit Fahrkom-
fort, sparsamen Verbrauch und 
niedrige Emissionen. Ihr neu 
entwickelter Commonrail-Die-
selmotor mit Dieselpartikelfilter 
schafft Abgaswerte deutlich un-
ter der Norm „Stage V“.

 Kärcher stellt auf der Tour 
seine Fahrzeugflotte vor und 
informiert über seine Service- 
angebote bis hin zum Mietpark, 
mit dem das Winnender Fami-
lienunternehmen kurzfristigen 
und saisonal begrenzten Bedarf 
abdeckt.
Termine - jeweils von 10.00 
Uhr bis 15.00 Uhr: 20.02. Win-
terberg, 22.02. Torfhaus, 27.02. 
Bischofsgrün, 1.03. Spitzingsee, 
06.03. Oberstorf, 8.03. Feldberg
Weitere Informationen: und 
Anmeldung: www.kaercher.de/
roadshow.  r
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Voller Einsatz gegen Schnee und Eis.
Im Winterdienst zählen Schnelligkeit, Zuverlässigkeit 
und Wirtschaftlichkeit. Der Unimog ist in jeder dieser 
Disziplinen ein Profi. Dafür sorgen zum Beispiel innovative 
Eigenschaften wie der synergetische Fahrantrieb EasyDrive, 

der während der Fahrt den Wechsel zwischen mecha nischem 
und stufenlosem Antrieb (0–50 km/h) erlaubt, der 
komfortable Arbeitsplatz mit intuitivem Bedien konzept 
oder modernste Euro-6-Motoren bis 220 kW (299 PS). 

Mehr dazu bei Ihrem Unimog Partner oder unter  
mbs.mercedes-benz.com/unimog-kommunal

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG, Regensburger Straße 23, 93095 Hagelstadt,  
Tel.: 09453 991-110, Fax: 09453 991-106, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG, Albert-Ruckdeschel-Straße 19, 95326 Kulmbach,  
Tel.: 09221 5 07-0, Fax: 09221 8 44 81, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de 

Henne Nutzfahrzeuge GmbH, Hürderstraße 6, 85551 Heimstetten, Tel.: 089 99 2490–0, Fax: 089 99 2490–109,  
E-Mail: heimstetten@henne-unimog.de, Internet: www.henne-unimog.de 

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG, Werner-von-Siemens-Straße 10, 97076 Würzburg, Tel.: 0931 250 360,  
Fax: 0931 250 36 60, E-Mail: info@kurt-herold.de, Internet: www.kurt-herold.de 

KLMV GmbH, Robert-Bosch-Straße 1, 95145 Oberkotzau, Tel.: 09286 95 11-0,  
Fax: 09286 95 11-10, E-Mail: verkauf@klmv.de, Internet: www.klmv.de 

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge, Industriestraße 29–33, 89231 Neu-Ulm, Tel.: 0731 97 56-214,  
Fax: 0731 97 56-410, E-Mail: nutzfahrzeuge@wilhelm-mayer.com, Internet: www.wilhelm-mayer.com

Ein neuer Unimog für Denklingen
Groß war die Freude der Denklinger Bauhof-Mitarbeiter als sie 
ihren neuen Unimog U 427 bei der Henne Nutzfahrzeuge GmbH  
in Heimstetten in Empfang nehmen konnten. Das mulitfunktio-
nale Kommunalfahrzeug wurde mit einem Hauer Frontlader Typ 
POM UGE RX 500 bestellt. Anfang Oktober 2017 wurde es ausge-
liefert. Künftig werden mit dem Unimog z.B. Grüncontainer bela-
den, Straßen abgeschoben und Erdarbeiten erledigt. Für Arbeiten 
in luftiger Höhe gibt es sogar einen Hubkorb. Die symbolische 
Schlüsselübergabe an die Mitarbeiter der Gemeinde Denklingen 
erfolgte direkt bei der Henne Nutzfahrzeuge GmbH in Heimstet-
ten. Unser Bild zeigt (v.l.): Andreas Altmann, Unimogfahrer, Frie-
der Füllemann, Verkäufer, Franz Schießl, Bauhofleiter und Rainer 
Partelly, Verkaufsleiter bei Henne in Heimstetten.  r

Erste Deutsche Schneepflugfahrer-Meisterschaft setzt Maßstäbe:

Präzision mit dem Schneepflug
Beeindruckende Manöver, ein harter Kampf gegen die Zeit und 
viel Spaß für Fahrer und Zuschauer. Das ist das Fazit des ersten na-
tionalen Wettbewerbs im Schneepflugfahren. Ausgetragen wur-
den die spannenden Duelle mit einem Unimog U 527.

Nein, Schnee lag noch nicht 
im brandenburgischen Stolpe, 
als Anfang September die ers-
te Deutsche Schneepflugfah-
rer-Meisterschaft ausgetragen 
wurde. Doch der Parcours auf 
dem Gelände des Landesbe-
triebs Straßenwesen Branden-
burg hatte es trotzdem in sich: 
Slalomstrecken galt es vorwärts 
und rückwärts zu bewältigen, 
Hindernisse mussten passgenau 
auf Zielpunkte geschoben und 
aufgeschichtete Pyramiden ex-
akt abgeräumt werden. 

Unimog überzeugt  
beim Räumdienst

Der Wettbewerb war so ge-
staltet, dass tägliche Herausfor-
derungen abgefordert wurden, 
die den Fahrern im Winterdienst 
begegnen. Neben Präzision und 
Schnelligkeit gehört dazu die 
perfekte Zusammenarbeit zwi-
schen Mensch und Fahrzeug.

Als Wettbewerbsfahrzeug fiel 
die Wahl auf einen Unimog U 
527 mit Schneepflug von Aebi 
Schmidt. Der wendige und leis-
tungsstarke Allrounder verfügt 
über einen zuverlässigem 6-Zy-
linder-Motor und beeindruckt 
mit 272 PS. 

Beste Ergebnisse auch bei 
widrigsten Bedingungen

So kann sich der Unimog dank 
gefederter Portalachsen und 
Allradantrieb auch bei widrigs-
ten Bedingungen durch den 
Schnee kämpfen. Dank der gro-
ßen Frontscheibe der Freisicht-
kabine und dem kurzen Vorbau-
maß hat der Fahrer seinen Ar-
beitsbereich immer gut im Blick 
– eine unabdingbare Vorausset-
zung für präzise Manöver beim 
Winterdienst-Einsatz.

Team aus Rangsdorf  
holt den Titel

Angetreten waren bei der 
Schneepflugfahrer-Meister-
schaft acht hochmotivierte 
Teams von Straßenmeistereien aus 
insgesamt fünf Bundesländern. 
Darunter auch die jeweiligen 
Sieger der zuvor ausgetragenen 
Landeswettbewerbe. 

Die Fahrer lieferten sich span-
nende Duelle beim Kampf ge-

gen die Uhr. Am Ende hatte das 
brandenburgische Team der 
Autobahnmeisterei Rangsdorf 
sprichwörtlich die Nase vorne. 
Die Plätze zwei und drei gingen 
an die Straßenmeisterei Luckau 

len Winterdienst-Kongresses 
„PIARC“ statt. Dort werden 
auch die Unimog Partner Aebi 
Schmidt und Bucher Municipal 
vertreten sein. 

Die Leistung der Teilneh-
mer, die den Unimog allesamt 
geschickt durch den Parcours 
steuerten, fand nicht nur An-
erkennung bei den anwesen-
den Experten, sondern auch bei 

Unser Bild zeigt nicht den U 527 aus dem Wettbewerb in Stolpe 
– und auch keinen normalen Schneepflug. Aber dieser neue Uni-
mog U 430 leistet in Leogang im Salzburger Land hervorragende 
Arbeit im Winterdienst. Technische Daten: Mercedes-Benz Uni-
mog U 430, Exterieur, orange, OM 936 Euro VI mit 220 kW (299 
PS), 7,7 l Hubraum, permanenter Allradantrieb. r

den zahlreichen Besuchern. Die-
se waren sogar mit Bussen ei-
gens angereist und feuerten ih-
re Teams lautstark an. 

Auch die Organisatoren zo-
gen eine positive Bilanz der 
Schneepflugfahrer-Meister-
schaft und planen in zwei Jahren 
eine weitere Auflage des Uni-
mog-Events.  r

(Brandenburg) und die Auto-
bahnmeisterei Kamen (NRW). 

Die Sieger vertreten im Fe-
bruar 2018 erstmals das Team 
Deutschland auf der „Inter-
national Snowfighter Champi-
onship“ in Danzig (Polen). Die 
Schneepflugfahrer-Weltmeis- 
terschaft findet alle vier Jahre 
im Rahmen des Internationa- 

Bauhof in Bestform
Unimog gratuliert Gewinnern des KT-Image-Awards 2017

Deutschlandweit war die Fachzeitschrift KommunalTechnik ge-
sponsert von Unimog auf der Suche nach den kreativsten und 
engagiertesten Bauhöfen. Und ist fündig geworden. Die jeweils 
Erst-, Zweit- und Drittplatzierten in den beiden Kategorien „Beste 
Einzelaktion“ und „Beste Gesamtaktion“ sowie das Engagement 
der kleinsten Kommune wurden jetzt prämiert. Rolf Trampert von 
Mercedes-Benz Special Trucks gratulierte den Gewinnern und 
lobte die originellen Ideen.

Das KommunalTechnik-Maga- 
zin unterstützt in Zusammen-
arbeit mit Unimog besonderes 
Engagement von kommunalen 
Baubetriebshöfe und Straßen-
meistereien. Und zeichnet die 
herausragendsten Bauhof-Qua-
litätsbeispiele regelmäßig mit 
dem KT-Image-Award aus – als 
Wertschätzung und Motivation 
für die Zukunft. Denn mit Hilfe 
einer ideenreichen Außendar-
stellung können Kommunen ei-
nen wichtigen Beitrag leisten, 
Bürgern Themen näherzubrin-
gen oder ihre Dienste transpa-
rent und zugänglich zu gestalten. 

Rolf Trampert freute sich bei 

der Prämierung sichtlich, die 
Preise in der Kategorie „Beste 
Einzelaktion“ verleihen zu dür-
fen. Ein großes Lob richtete der 
Mercedes-Benz Special Trucks 
Marktmanager an den Neue Be- 
triebshof Saarlouis. Mit seinem 
richtungsweisenden Projekt „Bür- 
ger erzeugen gemeinsam Strom“ 
ist der NBS ganz oben auf dem 
Siegertreppchen gelandet. 

Betriebsleiter Björn Althaus 
ist stolz auf das Kooperations-
projekt zwischen der Stadt und 
der Bürgerenergiegenossen-
schaft Köllertal eG. Bürger kön-
nen sich nun selbst als Anleger 
am dortigen Biomasseheizkraft-

werk und der Photovoltaikan-
lage beteiligen und so den Um-
weltschutz unterstützen – ein 
im Saarland einmaliges Konzept. 

Den zweiten und dritten Platz 
in der Kategorie „Beste Einze-
laktion“ sicherten sich der Bau-
betriebshof Ravensburg mit der 
Kampagne „Saubere Stadt“ und 
der Bauwirtschaftshof Aschers-
leben mit dem innovativen 
Friedhofskonzept „Erinnerungs-
garten“.

Grünflächen-Patenschaften 
und Frühjahrsputz

Neben gelungenen Einzelak- 
tionen sei aber auch kontinuier-
liches Engagement sehr wichtig, 
so Rolf Trampert. Als besonders 
vorbildlich und daher verdienter 
Sieger der Kategorie „Bester Ge-
samtauftritt“ wurde das Team 
der Kommunalwirtschaft Mittle-
re Bergstraße um Geschäftsfüh-
rer Peter Daum ausgezeichnet. 
Dessen konsequent umgesetz-
tes Farbleitkonzept funktioniert 
offline und online – in allen Ar-
beitsbereichen, dem umfangrei-
chen Internetauftritt sowie der 
beliebten Mängelmelder-App. 
Zudem sorgen öffentlichkeits-
wirksame Aktionen, wie et-
wa Grünflächen-Patenschaften 
oder der Frühjahrsputz „Sau-
berhaftes Bensheim“, für geleb-
te Bürgernähe. 

Platz zwei in Sachen Gesamt-
auftritt belegte die Stadt Biele-
feld mit ihren Umweltbetrieben, 
während sich der Bauhof der 
niederrheinischen Stadt Rees 
Bronze sicherte. 

Sonderpreise  
für Schillingsfürst

Darüber hinaus erhielt das 
fränkische Schillingsfürst einen 
Sonderpreis als kleinste teilneh-
mende Kommune für den 2017 
erstmals durchgeführten Tag 
der offenen Tür des Bauhofes. 

Profis Seite an Seite 

Weil gerade die Fülle und Viel-
falt an Ideen der zahlreichen 
Baubetriebshöfe und Straßen- 
meistereien in Deutschland für 
ein buntes kommunales Le-
ben sorge, dankte Rolf Tram-
pert im Rahmen der Preisverlei-
hung noch einmal ausdrücklich 
allen Teilnehmern fürs Mitma-
chen. Für die kommenden Jah-
re wünsche er sich einen eben-
so abwechslungsreichen Wett-
bewerb mit kreativen Projekten. 
Der Unimog stehe den kommu-
nalen Mitarbeitern bei ihrem 
täglichen Einsatz stets gerne zur 
Seite.  r

Rosenheim gründet 60.  
Landschaftspflegeverband in Bayern

In Rosenheim wurde jetzt der 60. Landschaftspflegeverband in 
Bayern gegründet. Dazu gratulierte der Amtschef des Bayerischen 
Umweltministeriums, Dr. Christian Barth, den Vertretern der Re-
gion bei einer Festveranstaltung in Bad Aibling. 

„Der Erhalt unserer einzigar-
tigen bayerischen Kulturland-
schaften ist eine wichtige Auf-
gabe für den modernen Natur-
schutz. Die bayerischen Land- 
schaftspflegeverbände sind da- 
bei entscheidende Stützen vor 
Ort. Landschaftspflegeverbände 
sind die Triebfeder, um Brauch-
tum, Artenvielfalt und einma-
lige Landschaften zu erhalten. 
Um den weiteren Austausch 
der Landschaftspflegeverbände 
voranzubringen, unterstützt der 
Freistaat Gründungsinitiativen 
ebenso wie die tägliche Arbeit 
der Verbände. Ich freue mich 
über dieses Engagement und 
den Landschaftspflegeverband 
Rosenheim als neuesten Part-
ner“, so Barth. Mit dem neu ge-
gründeten Landschaftspflege-
verband Rosenheim sollen die 
bisher laufenden Landschafts-
pflegemaßnahmen sinnvoll wei- 
tergeführt sowie regionale Struk- 
turen und Akteure gestärkt wer-
den. Der Landschaftspflegever-
band ist außerdem eine neu- 
trale Kommunikationsplattform 
für eine vertrauensvolle Zu-
sammenarbeit von Kommunen, 
Land- und Forstwirtschaft sowie 
Naturschutz.

Landschaftspflegeverbände 
sind in über 1.300 Städten und 
Gemeinden in 61 Landkreisen 

und damit auf rund drei Viertel 
der Landesfläche aktiv. Sie ar-
beiten mit 3.300 Landwirten zu-
sammen, davon über 200 Hüte-
schäfern. Das Umweltministe- 
rium investiert dieses Jahr rund 
36 Millionen Euro für Maßnah-
men in Naturschutz und Land-
schaftspflege in den Regionen. 
Zusammen mit EU- und Bundes-
mitteln stehen damit 2017 in die-
sem Bereich insgesamt rund 65 
Millionen Euro zur Verfügung. 
Die bayerischen Landschafts-
pflegeverbände setzen auf re-
gionaler Ebene als Akteure vor 
Ort zusammen mit Landwirten, 
Kommunalpolitikern und Natur-
schützern rund zwei Drittel aller 
geförderten Landschaftspflege-
maßnahmen um, wie beispiels-
weise Entbuschungsmaßnahmen 
oder spezielle Artenschutzmaß-
nahmen.

Seit 1985 begleiten und be-
raten die Landschaftspflegever-
bände Kommunen, Behörden, 
Eigentümer und Naturschutz-
verbände in Bayern bei der Pfle-
ge und Entwicklung ihrer Flä-
chen. Dabei orientieren sie sich 
an den lokalen und natürlichen 
Gegebenheiten und Bedürfnis-
sen. Dank ihrer Ortskenntnis-
se sind sie wichtige Impuls- und 
Ideengeber bei der Erfüllung 
von Naturschutzaufgaben.  r
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Kinder, die etwas anders sind
Kristin Hessel aus Lohr setzt sich bayernweit für Pflegekinder ein

Lohr. Kindern, denen es nicht gut geht, zu helfen, war Kristin Hes-
sel aus Lohr schon immer ein Anliegen. Im Kindergarten ihres 
heute 16 Jahre alten Sohnes übernahm sie das Mittagessen für 
ein Kind, das keine regelmäßigen Mahlzeiten erhielt. Später wur-
de sie Patin eines kleinen Afrikaners. Vor drei Jahren nahm Hes-
sel ein Pflegekind bei sich auf. Im Landesverband der Pflege- und 
Adoptivfamilien (PFAD) engagiert sie sich heute bayernweit für 
das Recht von Kindern, in einer intakten Familie groß zu werden.

Knapp drei Jahre war Sabi-
ne (Name geändert) alt, als sie 
zur Familie Hessel kam. Was 
das Mädchen bis dahin alles er-
lebt hatte, wissen ihre Pflegeel-
tern nicht genau. Aus dem, was 
ihnen das Jugendamt mitge-
teilt hatte, war nur zu entneh-
men, dass Sabines Eltern, aus 
welchen Gründen auch immer, 
nicht in der Lage gewesen sind, 
sich gut um ihr Kind zu küm-
mern. Sie vernachlässigten das 
Mädchen. Womöglich wurde es 
auch geschlagen.

Als Sabine zu den Hessels 
kam, merkte man ihr nicht an, 
dass sie Schlimmes durchge-
macht hatte. „Pflegekinder kön-
nen sich sehr gut anpassen“, 
sagt die Lohrer Maschinenbau-
technikerin. Doch jedes Pfle-
gekind trage einen unsichtba-
ren Rucksack mit sich herum: 
„Der wird im Laufe der Zeit ent-
packt.“ Das erlebten auch die 
Hessels: Sabine, die allen inzwi-
schen ans Herz gewachsen und 
ein ganz normales Familienmit-
glied ist, konfrontiert ihren Bru-
der, den Papa und die Mama im-
mer wieder mit überraschenden 
Verhaltensweisen.

Hohe Impulsivität

„Sie ist, ähnlich wie Kinder mit 
ADHS, äußerst impulsiv“, be-
richtet Kristin Hessel. Geht die 
Familie zum Beispiel spazieren 
und kommt ein Spaziergänger 
mit Hund entgegen, kann es 
passieren, dass die Kleine auf 
den Hund zustürmt: „Ohne da-
rauf zu achten, ob er vielleicht 
knurrt.“ Ein solches Verhalten 
kannte Kristin Hessel von ihrem 
Sohn nicht. Auch der wäre si-
cherlich neugierig auf den wu-
scheligen Vierbeiner gewesen. 
Doch er hätte gefragt, ob er zu 
dem Hund gehen und ihn strei-
cheln darf. Diese Art Rückversi-
cherung praktizieren Pflegekin-
der, die keine enge Bindung an 
ihre Eltern kennen, laut Hessel 
in vielen Fällen nicht.

Sich immer wieder klarzu-
machen, warum Sabine so und 
nicht anders reagiert, ist ein an-
strengender, aber auch ein sehr 

interessanter Prozess. „Ich ha-
be durch mein Pflegekind eine 
ganze Menge Neues gelernt“, 
sagt Kristin Hessel. Noch bevor 
Sabine in die Familie kam, re-
cherchierte die Lohrerin viel im 
Netz. Nachdem sie Sabine bei 
sich aufgenommen hatte, las sie 
sich mit einem Fachbuch in die 
Thematik „Pflegekinder“ ein. 
2015 schließlich entdeckte sie 
den Landesverband der Pfle-
ge- und Adoptivfamilien (PFAD), 
dessen Vorstand sie seit April 
angehört. Dadurch erhielt sie 
weitere, fundierte Informatio-
nen.

Gute Bindung ist  
für Kinder essenziell

Kristin Hessel lernte durch 
PFAD-Publikationen und auch 
durch den Austausch mit an-
deren Pflegeeltern, die sich in 
der von ihr vor knapp zwei Jah-
ren gegründeten „PFAD-Eltern-
gruppe Main-Spessart“ treffen, 
wie essenziell eine gute Bindung 
für Kinder ist. Wächst ein Kind 
bei Eltern auf, die ständig eine 
Angstatmosphäre um sich ver-
breiten, die emotional perma-
nent schwanken oder die un-
fähig sind, die Bedürfnisse des 
Kindes wahrzunehmen, „ver-
schaltet“ sich das Gehirn falsch. 
Manche Kinder entwickeln dann 
zum Beispiel ein überstimulier-
tes Alarmsystem: Harmloseste 
Dinge können auf sie bedrohlich 
wirken, weil sie schlimme Erin-
nerungen auslösen.

Umgang mit den  
leiblichen Eltern

Eine Herausforderung für al-
le Pflegeeltern stellt der Um-
gang mit den leiblichen Eltern 
des Kindes dar. Auch Kristin 
Hessel hat Kontakt zu Sabines 
Eltern. Jeden Monat dürfen sie 
ihre Tochter sehen. Bei wichti-
gen Entscheidungen, etwa, wel-
che Schule Sabine besucht oder 
ob eine Operation durchgeführt 
werden soll, haben die leibli-
chen Eltern Mitspracherecht. 
Pflegeeltern und leibliche El-
tern müssen also gut miteinan-

der auskommen – so schwierig 
es für die leiblichen Eltern auch 
ist, zu akzeptieren, dass ihnen 
ihr Kind per Gerichtsbeschluss 
„weggenommen“ wurde.

„Ich traf mich schon mehrmals 
mit Sabines Mutter“, erzählt Kris-
tin Hessel. Die Initiative zur ers-
ten Begegnung ging von ihr aus. 
Die Mutter ließ sich darauf ein. 
Dass Sabine nicht bei ihr leben 
darf, schmerzt sie sehr, gab sie zu. 
Dennoch ist sie bereit, mit Kristin 
Hessel zu kooperieren. Schließlich 
geht es beiden im Kern um dassel-
be: Sabine soll sich positiv entwi-
ckeln. Und fähig werden, später, 
als Erwachsene, ein befriedigen-
des Leben zu führen.

Pflegekinder werden vom Ju-
gendamt in eine Pflegefamilie ver-
mittelt. Meist wohnt das Kind in 
der Pflegefamilie, wobei es auch 
Kinder gibt, die weiterhin in ihrer 
Herkunftsfamilie leben und nur 
tagsüber in der Pflegefamilie be-
treut werden. Anders als bei Ad-
optionen leben Pflegekinder nicht 
zwangsläufig bis zur Volljährigkeit 
in ihrer Pflegefamilie. Gelingt es 
der Herkunftsfamilie, sich zu sta-
bilisieren, ist eine Rückführung 
möglich.

Zu Jahresbeginn waren 89 
Kinder aus Main-Spessart in 61 
Pflegefamilien untergebracht. Bay-
ernweit lebten Ende 2015 mehr 
als 8.100 Kinder und Jugendli-
che in einer Pflegefamilie. Über 
1.730 Eltern wurde in diesem 
Jahr das Sorgerecht vom Fami-
liengericht ganz oder teilweise 
entzogen. Pat Christ

Bürgermeisterwahlen in Sulzbach-Rosenberg und Teisnach:

SPD setzt sich durch
Sulzbach-Rosenberg hat gewählt: Michael Göth von der SPD 

bleibt für weitere sechs Jahre Bürgermeister der oberpfälzi-
schen Stadt. Auch im niederbayerischen Teisnach regiert wei-
terhin die SPD: Der 28-jährige Daniel Graßl ist neuer SPD-Rat-
hauschef. Er folgt auf Rita Röhrl, die seit Dezember neue Land- 
rätin im Landkreis Regen ist. r      

 Pfaffenhofen an der Ilm:

Auszeichnung als Energie- 
Kommune des Monats

Gemeinsam mit anderen lokalen Akteuren geht die Stadt Pfaffen-
hofen an der Ilm mit ihren etwa 26.000 Einwohnern neue Wege. 
Nicht nur im Strom- und Wärmesektor ist das Engagement vorbild-
lich. Seit Oktober 2017 erproben die Pfaffenhofener den Einsatz 
von Power-to-Gas-Anlagen, um überschüssigen Strom aus Erneuer-
baren Energien zu speichern. „Pfaffenhofen ist ein Paradebeispiel 
dafür, wie Kommunen gemeinsam mit anderen Akteuren vor Ort in-
novative Projekte umsetzen“, betont Nils Boenigk, stellvertretender 
Geschäftsführer der Agentur für Erneuerbare Energien. 

Gesucht: Bayerns  
„Bürgermeister des Jahres“
Auch in diesem Jahr wird wieder Bayerns „Bürgermeister des Jah-
res“ gesucht. Diese Auszeichnung ehrt Bürgermeister, die innova-
tive Maßnahmen und Projekte in den Bereichen Energiepolitik, 
Demografischer Wandel, Wohnungsbau, Migration- und Integra-
tion, Wirtschafts- und Tourismusförderung, Digitalisierung oder 
Elektromobilität auf den Weg gebracht oder umgesetzt haben. 

Noch bis zum 10. Februar 2018 können Bürger, Städte- und Ge-
meinderäte, Verwaltungsangestellte sowie die Bürgermeister 
selbst ihre Nominierungen zusammen mit einer kurzen schrift-
lichen Projektbeschreibung von maximal zwei Seiten einrei-
chen bei: DETIG Rechtsanwaltsgesellschaft mbH, Dr. Stefan De-
tig, M.B.A., Altbürgermeister, Habenschadenstr. 16, D-82049 Pul-
lach, Tel.: +49 (0)89 7244 4850-0, Fax: +49 (0)89 7244 4850-89, 
E-Mail: stefan.detig@detig-rsw.de

„Das Engagement, die Kreativität und die Verantwortung ge-
genüber den nachfolgenden Generationen soll durch den Preis 
Wertschätzung und Aufmerksamkeit erfahren sowie anderen 
Kommunen als Vorbild dienen“, so der initiierende Rechtsanwalt 
Dr. Stefan Detig, der selbst Altbürgermeister der Gemeinde Pul-
lach ist. Die Detig Rechtsanwaltsgesellschaft aus Pullach im Isar-
tal und die bayernweit tätige LKC-Gruppe, die zu den 20 führen-
den Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungsgesellschaften in 
Deutschland gehört, loben diesen Preis gemeinsam aus. 

Als Gewinn winken rechtliche und steuerliche Beratungsleis-
tungen für eine örtliche gemeinnützige Einrichtung in Höhe von 
je 2.000 Euro, die innerhalb eines Jahres abzurufen sind. Es ist zu-
dem möglich, herausragende Projekte aus sonstigen kommunal-
politischen Feldern mit einem Sonderpreis zu ehren. Alle Nomi-
nierungen werden durch eine fachkundige Jury aus Kommunal-
politik und -beratung bewertet. r

Bezirk Oberfranken:

Hilfe für traumatisierte 
Soldaten in der Ukraine

Zum Abschluss des Jahres besuchte Bezirkstagspräsident Dr. Gün-
ther Denzler zusammen mit einer fünfköpfigen Delegation die 
Partnerregion des Bezirks Oberfranken, das ukrainische Transkar-
patien. Grund war der Abschluss der Fort- und Weiterbildung von 
Ärzten und psychiatrischem Fachpersonal aus der ukrainischen 
Teilregion in der Behandlung von Posttraumatischen Belastungs-
störungen (PTBS). Aufgrund des militärischen Konflikts in der 
Ostukraine leiden auch in Transkarpatien vermehrt Menschen an 
diesem psychiatrischen Krankheitsbild. Die Zusammenarbeit bei-
der Regionen soll nun weiter ausgebaut werden.

„Der immense Anstieg von 
Personen, die als Folge des mi-
litärischen Konflikts im Osten 
der Ukraine an posttraumati-
schen Belastungsstörungen er-
krankt sind, erforderte die Aus- 
und Weiterbildung von Ärzten 
und des medizinischen Fachper-
sonals aus der Region Transkar-
patien in Diagnostik, Therapie 
und Rehabilitation. Wir freuen 
uns, dass wir unseren Partnern 
in der Ukraine mit unseren Fach-
leuten der Gesundheitseinrich-
tungen des Bezirks Oberfranken 
(GeBO) auf diesem so wichtigen 
Gebiet weiterhelfen und einen 
Beitrag zur Verbesserung der 
Lebensqualität von Menschen 
mit PTBS in Transkarpatien leis-
ten konnten“, zeigt sich Bezirks-
tagspräsident Dr. Günther Denz-
ler beeindruckt von seinen Be-
suchen im Veteranenhospital 
und in der Suchtklinik der trans-
karpatischen Bezirkshauptstadt 
Uschhorod. 

Im Rahmen des Kurzbesuchs 
in der Ukraine übergab Denzler 
zusammen mit einer fünfköp-
figen Delegation auch ein Mo-
dulhandbuch, das nun als Leit-
faden für die Behandlung von 
PTBS in den ukrainischen Klini-
ken Verwendung finden wird. 
Das Handbuch wurde federfüh-
rend von Gesundheitswissen-
schaftler Walter Rätzel-Kürz-
dörfer, Diplompsychologe Kai 
Uffmann und dem ehemaligen 
Ärztlichen Direktor des Bezirks-
krankenhauses Bayreuth, Prof. 
Manfred Wolfersdorf, zusam-
men mit den transkarpatischen 
Ärzten erstellt und ins Ukraini-
sche übersetzt. „Unser Ziel war 
es, einen Erfahrungsaustausch 
zu gewährleisten und die Exper-
tise der deutschen Ärzte und 
Psychologen weiterzugeben“, 
bilanziert Denzler. Im Sommer 
fand dazu bereits eine Hospita-
tion von sieben Psychiatern und 
Psychologen aus Transkarpatien 
am Bezirkskrankenhaus in Bay-
reuth statt. 

Wie wichtig der medizinische 
Austausch für die Region Trans-
karpatien ist unterstrichen Ge-
bietsrat Mykhailo Rivis und der 
Rektor der Universität Uschho-
rod Prof. Vladimir Smolanka bei 
der Übergabe des Modulhand-
buches. „Die Behandlung von 
posttraumatischen Belastungs-
störungen stellt uns vor große 
Herausforderungen. Das Fort- 
und Weiterbildungsprogramm 
für unser medizinisches Fach-
personal war für uns daher ei-

ne große Hilfe. Gerade die Ver-
bindung zwischen der Vermitt-
lung von Wissen und den prak-
tischen Einblicken war enorm 
wichtig“, unterstrich Smolanka. 
Wie der Rektor sprach sich auch 
Gebietsrat Rivis für eine Fortset-
zung des medizinischen Austau-
sches und einer weiteren Vertie-
fung der Zusammenarbeit aus. 

Eine Hilfe, die Bezirkstagsprä-
sident Dr. Günther Denzler be-
reitwillig zusicherte. „Ich bin 
mir sicher, dass dieses Fortbil-
dungsprogramm den gegensei-
tigen Austausch unserer Regi-
onen weiter gefestigt hat. Wir 
stehen unserer Partnerregion 
weiter mit Rat und Tat zur Sei-
te und helfen, wenn wir helfen 
können“, versprach Denzler zum 
Abschluss der dreitägigen Reise. 
Er dankte allen am Projekt Be-
teiligten für das gute und enga-
gierte Zusammenwirken, beson-
ders der Initiative „Engagement 
Global“ und dem Bundesminis-
terium für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung 
für die finanzielle Unterstützung 
sowie dem Gebietsrat Mykhailo 
Rivis für die vertrauensvolle Zu-
sammenarbeit. Vor allen Dingen 
wünschte Denzler der Ukraine 
aber eine rasche Beendigung 
des militärischen Konflikts.

Neben dem offiziellen Emp-
fang im Gebäude des Gebiets-
rates von Transkarpatien und 
der Übergabe des Modulhand-
buches standen noch Besuche 
in der Suchtfachklinik und dem 
Veteranenhospital von Usch-
horod auf dem Programm. Da-
bei schilderten die Soldaten ih-
re teils traumatischen Erlebnis-
se im Kampfeinsatz in der Ost- 
ukraine. 

Info: Transkarpatien

Transkarpatien ist eine von 24 
Teilregionen der Ukraine. Das 
12.777 Quadratkilometer gro-
ße Gebiet (zum Vergleich Ober-
franken: 7.231 km²) liegt im äu-
ßersten Westen des Landes und 
grenzt direkt an die EU-Mit-
gliedsstaaten Polen, Slowakei, 
Ungarn und Rumänien an. Die 
Einwohnerzahl von 1,26 Milli-
onen Menschen entspricht in 
etwa der Größe Oberfrankens 
(rund 1,1 Millionen Einwohner). 
Die Hauptstadt ist Uschhorod.

Aufgrund ihrer wechselvollen 
Geschichte leben in der Region 
Transkarpatien zahlreiche Min-
derheiten, darunter auch viele 
Deutsche. r

Die Gründung einer Bürger- 
energiegenossenschaft und der 
kommunalen Stadtwerke sowie 
die Erstellung des Klimaschutz-
konzeptes im Jahr 2013 sind wich-
tige Meilensteine für eine voll-
ständige Umstellung auf Erneu-
erbare Energien vor Ort. Darüber 
hinaus gehört seit 2016 die Mehr-
heit des Strom- und Gasnetzes in 
Pfaffenhofen den Stadtwerken. 

Um den Sektor Verkehr schritt-
weise auf die Umstellung in Rich-
tung Erneuerbare Energien vorzu-
bereiten, arbeiten die Stadtwerke 
Pfaffenhoffen gemeinsam mit der 
Stadt und der Energiegenossen-
schaft an einem Pilotprojekt mit 
dessen Hilfe zukünftige Strom- 
überschüsse gespeichert wer-
den können. Das Projekt „Infinity 
One“ setzt auf die Power-to-Gas 
Technologie. Aus überschüssigem 
erneuerbaren Strom wird Wasser-
stoff erzeugt und nach einer wei-
teren Veredelung in der örtlichen 
Kläranlage  können damit bis zu 
250 Fahrzeuge mit Gasantrieb be-
tankt werden. Die Bürgerenergie-
genossenschaft geht derzeit da-
von aus, dass die Planungen bis 
2020 umgesetzt sind.

Bürgerwindpark aktuell 
in der Umsetzung 

Im Stromsektor produzieren 
900 Erzeuger Strom aus Erneu-
erbaren Energien. Die Kommu-
ne geht mit gutem Beispiel voran. 
Der Strom für alle kommunalen 
Verbrauchsstellen stammt bereits 
zu 100 Prozent aus Erneuerbaren 
Energien, so können 1.500 Ton-
nen CO2 pro Jahr eingespart wer-
den. Derzeit wird ein genossen-
schaftlicher Bürgerwindpark mit 
drei Anlagen umgesetzt. Bei der 
Erstellung des Bebauungsplans 
wurde im Herbst 2016 ein Bürger- 
entscheid durchgeführt, 57 Pro-
zent der Befragten entschieden 
sich für den Bau des Windparks. 
Bürgermeister Thomas Herker 
macht deutlich: „Windkraft po-
larisiert immer, die Begeisterung 
hielt sich in Pfaffenhofen in Gren-
zen. Im gesamtstädtischen Kon-
text wurde jedoch deutlich, dass 
wir die gemeinsame Verantwor-
tung haben, im eigenen Einzugs-
bereich das Bestmögliche umzu-
setzen. Durch dieses Bewusstsein 
in der Bevölkerung ist der Bür- 
gerentscheid positiv ausgefallen.“ 

Gemeinsame Stoßrichtung

Der Erneuerbare-Energien-An-
teil der Pfaffenhofener Wärme-
versorgung liegt bei 35 Prozent. 
Die Wärmeversorgung von 150 
Abnehmern wurde durch ein 
2001 in Betrieb genommenes Bio-
masse-Blockheizkraftwerk (BH-
KW) mit Fernwärmenetz von Öl 
und Gas auf Erneuerbare Energi-
en umgestellt. Durch das Biomas-
se-BHKW lässt sich der jährliche 
CO2-Ausstoß von 148.000 Ton-
nen im Vergleich zum Jahr 1990 
um 65.000 Tonnen reduzieren. 
Zusätzlich nutzen die Pfaffenho-
fener neben einem weiteren Holz-

kraftwerk mit Fernwärmenetz 
auch kleine Anlagen auf Basis von 
Holzenergie, Biomasse, Klär- und 
Deponiegas, Solarthermie und 
Wärmepumpen.

Zusammenfassend betont Her-
ker: „Pfaffenhofen an der Ilm pro-
fitiert von der Tatsache, hand-
lungsfähig zu sein und Projekte 
im Energiebereich selbständig ge-
stalten zu können. Das Gelingen 
der Planung bis hin zur Umsetzung 
kann jedoch nur funktionieren, 
wenn alle Akteure eine gemeinsa-
me Stoßrichtung verfolgen“.  r
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„So, jetzt ist es auch wie-
der gut und schön, zurück im 
Büro zu sein, die vertrauten 
Gesichter zu sehen und den 
üblichen Ärger zu haben. Ur-
laub in der Sonne ist was Fei-
nes, aber wir Mitteleuropä-
er brauchen auch das Win-
tergrau zum Leben.“ Mein 
Chef, der Bürgermeister, kam 
quietschvergnügt und sehr 
entspannt aus seinem Weih-
nachtsurlaub zurück. 

Diesmal hat ihn seine Frau 
zu fast drei Wochen Entspannung an einem 
Traumstrand Ostasiens verurteilt, inklusive 
Wellness, Naturgenuss und gerade so viel Kul-
turgeschichte, wie es sich für einen gebildeten 
Menschen der Generation Baedeker geziemt. 
Allein ein Blick in die Prospekte und die Reise-
beschreibung haben genügt, dass sich in mir 
ein Gefühl wohliger Sehnsucht eingestellt hat.

Die Argumentation der „Chefin“ war ein-
fach: Nach einem anstrengenden Jahr mit 
Bundestagswahl wird ein superanstrengendes 
Jahr mit Landtags- und Bezirkstagswahl fol-
gen, das nahtlos in die Vorbereitungen zu den 
Kommunalwahlen einmünden wird. Wann al-
so an seine Work-Life-Balance denken, wenn 
nicht jetzt.

Da fiel es also auch bei Bürgermeisters zu 
Hause, dieses ominöse Zauberwort unserer 
Zeit: Work-Life-Balance. Die Formel, die ver-
hindern soll, dass wir uns vom Job auffres-
sen lassen und vor lauter professionellen Bäu-
men den Wald des Lebens nicht mehr sehen. 
Hätten Sie meinen Vater gefragt, was er von 
dieser Work-Life-Balance hält, hätte er wohl 
gesagt: Erst kommt das Arbeitsleben, dann 
der Ruhestand und dann stirbt man. Das war 
noch der Arbeitsethos der Aufbaugenera- 
tion. Die Babyboomer waren da schon ganz 
anders drauf. Deren erklärtes Ziel war es, zu 
Anfang des Berufslebens so mächtig Gas zu 
geben und zu powern, dass möglichst schnell 
der Karriereturbo anspringt, möglichst schnell 
Kohle gebunkert werden kann, damit man sich 
schon vor dem Rentenalter aufs Angenehms-
te auf die faule Haut legen könne. Die magi-
sche Grenze, die angepeilt wurde, lag irgend-
wo zwischen 50 und 55, wobei ich zugeben 
muss, dass den Leuten, die in dieses Ratten-
rennen eingestiegen sind, am Berufsstart ein 

50-Jähriger wie ein Greis vor-
kam – vor allem mental. Ge-
schafft haben es nur weni-
ge, was sicher nicht am Fleiß 
oder dem Ehrgeiz lag, son-
dern mehr an der Steuerlast, 
studierenden Kindern und 
dem Gefühl, auch im sechs-
ten und siebten Lebensjahr-
zehnt noch gestalten zu wol-
len statt sich nur von Daiquiri 
zur Margarita zu schleppen.

Und die Generation Y? Die 
kommen schon zu Vorstel-

lungsgesprächen mit der klaren Frage, wie der 
künftige Arbeitgeber wohl gewillt sei, die indi-
viduelle – na was wohl – Work-Life-Balance zu 
unterstützen. Und so gibt es nunmehr auch im 
öffentlichen Dienst neben einer im internati-
onalen Vergleich märchenhaften Zahl von 30 
Urlaubstagen alle möglichen Teilzeit- und Sab-
batjahrmodelle, die Auszeiten für die Kinder-
erziehung ebenso ermöglichen wie den Total-
ausstieg für ein Jahr Weltreise ohne Sorgen 
bezüglich des Gehaltseingangs.

Etwas außer Blick gerät, dass diese Life-Ab-
schnitte immer von anderen mit Work-Einsatz 
aufgefangen werden müssen. Letztlich ist es 
ein riesiger organisatorischer Aufwand, den 
der Arbeitgeber treiben muss, um alle die-
se Befindlichkeiten und Ansprüche zu befrie-
digen. Da kommt der öffentliche Dienst und 
mehr noch die Wirtschaft an ihre Grenzen. 
Wenn jetzt ein Recht auf Teilzeit unabhängig 
von Familienpflichten und ohne Rücksicht auf 
betriebliche Notwendigkeiten gefordert wird, 
einschließlich der einseitigen Bestimmung der 
Rückkehr in Vollzeit durch den Arbeitnehmer, 
dann testen wir mal wieder wie früher schon 
die Grenzen der Belastbarkeit des Systems 
aus. Zusammenbruch wird billigend in Kauf 
genommen. 

Mein Chef, der Bürgermeister, ist viel zu gut 
erholt und euphorisch von den neu gewon-
nenen Eindrücken, als dass er große Lust auf 
Grundsatzdiskussionen hätte. Aber irgend-
wann kommt er nicht drum rum, als Chef ei-
ner großen Behörde. Bis dahin gebe ich ihm 
per Twitter Gedanken des indischen Philoso-
phen Tagore mit auf den Weg: „Ich schlief und 
träumte, das Leben sei Freude. Ich erwach-
te und sah, das Leben ist Pflicht. Ich handelte 
und siehe, die Pflicht ist Freude.“

GZ GESTERN
hat mein Chef gesagt ...

Ominöses Zauberwort 
Work-Life-Balance

Oberbayerischer Integrationspreis 2017:

Initiativen mit vielen Facetten 
Fünf Initiativen aus Altötting, Neuötting, Pittenhart (Landkreis 
Traunstein), Weilheim und Wörth (Landkreis Erding) sind in den 
Kategorien Bildung und Soziales, Kultur, Sport, Demografie und 
Wirtschaft mit dem Oberbayerischen Integrationspreis 2017 aus-
gezeichnet worden. Verliehen wurden die Preise von Regierungs-
präsidentin Brigitta Brunner, der Integrationsbeauftragten der 
Bayerischen Staatsregierung Kerstin Schreyer, MdL und dem Ver-
treter von Bayerns Integrationsministerin Emilia Müller, Ministe-
rialdirektor Dr. Markus Gruber.

In der Kategorie Sport wurde 
das „Box Gym“ des TV Altötting 
1864 e. V. mit einem Integrations-
preis bedacht. Der Verein hat sich 
in den vergangenen Jahren inten-
siv um Integration bemüht und 
mit dem „Box Gym“ einen Ort ge-
schaffen, an dem Sportler aus 14 
Staaten trainieren können und 
an dem somit gelebte Integration 
stattfindet. 

2007 hat der TV Altötting die 
Etage eines alten Möbelhauses an-
gemietet, Um- und  Ausbauarbei-
ten getätigt und durch große Ei-
genleistung einen Sportraum mit 
Boxring und Kraftraum – das „Box 
Gym“ – geschaffen, in dem neben 
Boxen und Kickboxen auch Selbst-
verteidigungskurse für Mädchen 
und Frauen, Damen-Boxgymnas-
tik, Kindergruppen und eine Kin-
der-Box-Therapie stattfinden. Das 
Einzugsgebiet des Projektes er-
streckt sich mittlerweile über den 
ganzen Landkreis. Die Stadt Altöt-
ting unterstützt das Projekt, ins-
besondere durch einen Beitrag zu 
den Mietkosten.

Im „Café Mama“, einer Initiati-
ve der katholischen und der evan-
gelischen Pfarrgemeinde Neuöt-
ting (Sieger Kategorie Bildung und 
Soziales) können Asylbewerberin-
nen und einheimische Frauen zu-
sammenkommen, um Kontakte zu 
knüpfen und miteinander ins Ge-
spräch zu kommen. An den Tref-
fen, die regelmäßig etwa einmal 
im Monat stattfinden, nehmen 
rund 20 Mütter mit Kindern teil. 
Die Migrantinnen können gemein-
sam singen, spielen und basteln, 
außerdem werden Vorträge zu 
verschiedensten Themen wie „Ge-
sunde Ernährung und Körperpfle-
ge bei Babys und Kleinkindern“ 
oder „Brauchtum und jahreszeit-
liche Feste“ angeboten. Weite-
re Angebote haben sich aus dem 
Projekt „Café Mama“ entwickelt: 
Eine Internationale Kreativwerk-
statt für Frauen, eine Kreativwerk-
statt für Kinder sowie Deutschkur-
se für Frauen.

Der Verein „Intercultural Mu-
sic Association e. V.“ (IMA) in Pit-
tenhart (Sieger Kategorie Kultur) 
bringt im Projekt „Klang der Welt“ 
professionelle Künstler aus den 
Reihen der Asylsuchenden mit re-
gionalen professionellen Künstlern 
(insbesondere aus dem Chiemgau 
und Österreich) zusammen. Ziel 
ist, den Austausch und die Begeg-
nung zwischen den Kunstrichtun-
gen Tanz, Musik, Theater und Er-

zählkunst zu fördern und den Ge-
danken zu vertiefen, dass Inte- 
gration sowohl mit der Beziehung 
zum Gastgeberland als auch mit 
der Beziehung der Migranten un-
tereinander zusammen hängt. 

In der generationenübergrei-
fenden Gruppe wirken etwa 15 
Künstler aus unterschiedlichen 
Genres mit. Es wurden bereits 
zahlreiche Proben und mehr als 
fünf Aufführungen veranstaltet, 
die stark nachgefragt wurden und 
mehr als 1.000 Personen – davon 
rund 40 Prozent Helfer und deren 
Schützlinge – erreichten. Koopera-
tionspartner sind die Soziale Stadt 
Rosenheim, Integer e. V., Helfer-
kreise, Kulturamt Trostberg und 
Marias Kino Bad Endorf.

Chance auf einen  
Berufseinstieg

Das Projekt PERSPEKTIVE der 
Bauer Maschinen & Technologie 
GmbH in Weilheim (Sieger Katego-
rie Wirtschaft) stellt ein ganzheit-
liches Integrationskonzept dar, 
das nicht nur geflüchteten Men-
schen, sondern auch solchen mit 
Benachteiligung die Chance auf 
einen Berufseinstieg ermöglicht. 
Die Grundlage dafür schafft eine 
solide Berufsausbildung, die die 
weitere erfolgreiche Entwicklung 
der betreffenden Mitarbeiter er-
möglicht. Das unternehmerische 
Engagement von Motoren Bau-
er zahlt sich dabei für beide Sei-
ten aus.

Das Projekt beinhaltet Hilfestel-
lung über die Ausbildungsinhal-
te hinaus (Behördengänge, Woh-
nungssuche etc.), zusätzliche in-
nerbetriebliche Unterstützung 
für den schulischen Teil der Aus-
bildung sowie eine motivierende 
und lernfördernde Atmosphäre in 
der Lehrwerkstatt. Interessierte 
werden über einen Eignungstest 
ausgewählt und auf Basis der vor-
handenen Talente und Fähigkeiten 
ausgebildet, bis hin zur Facharbei-
terausbildung. Zusätzlich wird in 
der ehemaligen Eigentümer-Villa 
Wohnraum für Flüchtlinge ange-
boten. Weiterhin besteht eine en-
ge Zusammenarbeit mit den Inte-
grationsklassen der Berufsschule 
und des Bildungskollegs Weilheim. 

Das Projekt „Digital Grannies“ 
der Zukunftsmacher gUG (Sieger 
Kategorie Demografie) in Wörth 
bringt schließlich junge Asylsu-
chende und Senioren zusammen. 
Die Jugendlichen führen Senioren 

in die Welt der digitalen Technik 
und des Internets ein. Auf diese 
Weise lernen sie die Situation älte-
rer Menschen kennen, werden für 
bürgerliches Engagement begeis-
tert und erwerben interkulturel-
les und intergenerationales Ver-
ständnis. Über ein Bildungspor-
tal erwerben sie Deutschkennt-
nisse, zusätzlich nehmen sie an 
diversen Medienkompetenz-Trai-
nings teil, was zugleich ihre Ausbil-
dungschancen verbessert. Auf der 
anderen Seite erobern die Senio-
ren das Internet, genießen beson-
dere Wertschätzung ihrer Senio-
rität und erleben Re-Aktivierung. 
Das Projekt soll auf weitere Orte 
im Landkreis ausgeweitet werden. 
„Digital Grannies“ arbeitet zusam-
men mit dem Jugend- und Kultur-
haus Erding, Fischer‘s Senioren-
zentrum und dem Landratsamt Er-
ding.

Mit Anerkennungsurkunden  
wurden die Wanderausstel-
lung „Auf der Flucht: Frauen und 
Migration“ (Evangelischer Presse-
verband für Bayern e. V. - Abtei-
lung Crossmedia München), die 
Projektgruppe „Integration“ Städ-
tische Anita-Augspurg-Berufs-
oberschule München sowie „Ta-
felacker“ der Weilheimer Tafel ge-
würdigt.

Die Leih-Ausstellung „Auf der 
Flucht: Frauen und Migration“ 
präsentiert das Werk von neun Fo-
tografinnen und Fotografen. Die 
Bilder dokumentieren das Leben 
der Frauen in ihrer Heimat, auf der 
Flucht und im Asyl. Der Evangeli-
sche Presseverband Bayern e. V. 
unterstützt Veranstalter vor Ort 
bei der Gestaltung des Rahmen-
programms. 

Die Projektgruppe „Integrati-
on“ der Städtischen Anita-Augs-
purg-Berufsoberschule München 
ist eine außerunterrichtliche Ak-
tivität. Schülerinnen und Schüler 
drehten verschiedene dokumen-
tarisch angelegte Kurzfilme. Die-
se werden öffentlich gezeigt und 
dienen auch als Unterrichtsmate-
rial für künftige Schülerinnen und 
Schüler. Im Film „In Between“ be-
schäftigt sich die Filmemacherin 
mit ihren eigenen Wurzeln und 
dem Aufwachsen zwischen zwei 
Kulturen.

Die Weilheimer Tafel hat einen 
Feld-Gemüsebau mit Flüchtlin-
gen ins Leben gerufen. Eine Acker-
zelle wurde angepachtet und auf 
sieben Flüchtlingsfamilien aufge-
teilt. Gleichzeitig wurden vier Bie-
nenvölker angeschafft, die von ei-
nem syrischen Imker gepflegt wer-
den. Ziel des Projekts ist, das An-
gebot der Weilheimer Tafel durch 
Eigenanbau und Honigproduktion 
zu erweitern, so auch die Idee der 
Nahversorgung an die Tafelkun-
den zu vermitteln und den Flücht-
lingen durch ihre Arbeit mehr An-
erkennung zu verschaffen. DK

Ebersberger Klimaschulen 
gehen in die zweite Runde

Den Schülern die Wichtigkeit für einen achtsamen Umgang mit un-
seren Ressourcen aufzeigen – das ist eines der wichtigsten Ziele der 
EbersbergerKlimaSchulen. Seit letztem Jahr gibt es das Projekt nun 
schon im Landkreis. Die vierzehn teilnehmenden Schulen werden bei 
Projekten und Aktionen zum Thema Umwelt- und Klimaschutz vom 
Team Klimabildung, Marion Eder und Lisa Huber der Energieagentur 
Ebersberg-München, tatkräftig unterstützt.

Mit dem neuen Schuljahr gehen 
nun auch die Energiescoutausbil-
dungen in eine neue Runde. Diese 
Ausbildung ist neben den Projekten 
eine wichtige Säule der Ebersber-
gerKlimaSchulen. Aus jeder Klas-
se werden zwei Scouts gewählt, 
die in einer Schulung die Grundla-
gen des Klimawandels und des Kli-
maschutzes vermittelt bekommen. 
Im Fokus steht der bewusste Um-
gang mit den Ressourcen Strom, 
Wärme und Wasser. Durch Expe-
rimente und Versuche entwickeln 
die Schüler dabei Tipps, wie Sie in 
der Schule - aber auch daheim - auf 

sparsamen Umgang mit Ressour-
cen achten können. Die ausgebil-
deten Scouts dienen dann als Mul-
tiplikatoren und tragen das Gelern-
te in ihre Klassen.

Durch Änderung des Nutzer-
verhaltens sollen sich an den teil-
nehmenden Schulen Energieein-
sparungen ergeben. Diese werden 
durch eine kontinuierliche Erfas-
sung der Energieverbräche durch 
die Hausmeister im Auge behalten. 
Da sich aber auch an vielen Schu-
len durch technische Regelung und 
kleine Anpassungen die Energie-
versorgung des Schulgebäudes oft 

noch sehr viel effizienter gestalten 
lässt, werden die teilnehmenden 
Schulen einem Schulhauscheck un-
terzogen. Die beiden Energiebera-
ter der Energieagentur, Lisa Haber-
thaler und Philipp Rinne prüfen bei 
einem Vor-Ort-Termin das Schul-
haus und dessen Anlagentechnik 
auf Herz und Nieren. Unterstützt 
werden die beiden dabei von ei-
nem Meister in Anlagentechnik.

Mit diesen Maßnahmen ist nun 
der Grundstein für eine Verringe-
rung des Energieverbrauches und 
damit für den Klimaschutz an den 
Schulen gelegt. Daneben werden 
auch dieses Schuljahr wieder zahl-
reiche Projekte zum Klimaschutz 
durchgeführt, die eine klima- 
freundliche Alternative zum Ge-
wohnten aufzeigen. Aktuell ruft 
das Team Klimabildung zu einem 
Kreativwettbewerb für einen „Cof-
fee-to-go-Becher“ auf. r

Aufruf zur Bewerbung: 

ASA-Projekt zu Kolonialgeschichte 
und nachhaltigem Tourismus

Die Partnerstädte Würzburg und Mwanza (Tansania) geben im 
nächsten Jahr jungen Menschen die Möglichkeit, sich im Rahmen 
eines Arbeits- und Studienaufenthalt-Projekts (ASA) in Mwanza 
mit der Geschichte der deutschen Kolonialherrschaft auseinander-
zusetzen. Gleichzeitig soll dabei auch die Förderung nachhaltiger 
Tourismus-Strukturen in Mwanza im Vordergrund stehen. Das Pro-
gramm ASA bietet zusammen mit der Servicestelle Kommunen in 
der Einen Welt (SKEW) Projekte im Kontext kommunaler Entwick-
lungspolitik an. 

Das gemeinsam vom Büro 
Würzburg International und der 
Tourismusabteilung der St. Au-
gustine University of Tanzan-
ia (SAUT) initiierte ASA-Projekt 
trägt den Titel „Kolonialgeschich-
te begegnen: Erinnerungskul-
tur und Nachhaltigkeit im Touris-
mus“. Die Teilnehmer werden in 
einer mehrtägigen Hospitation 
in Würzburg und bei einem Ver-
netzungsseminar mit den ande-
ren kommunalen Projekten auf 
die dreimonatige Praxisphase in 
Mwanza vorbereitet. Außerdem 
umfasst die ASA-Teilnahme drei 
mehrtägige Seminare und Impul-
se für die Reflexion des eigenen 
Lernprozesses.

Projektbeschreibung

Das Projekt beschäftigt sich so-
wohl mit nachhaltigem Tourismus 
als auch mit der Kolonialvergan-
genheit Deutschlands. Die Teil-
nehmerInnen sollen nachhalti-
ge touristische Angebote entwi-

ckeln, die sich mit der deutschen 
Kolonialherrschaft auseinander-
setzen.

Aufarbeitung 
historischer Stätten

Seit 2013 engagieren sich Ak-
teure in Würzburg und Mwanza 
für mehr Nachhaltigkeit im Touris-
mus in Mwanza. Zu diesem Zweck 
werden aktuell historische Stät-
ten in Mwanza aufgearbeitet, die 
an den deutschen Kolonialismus in 
Tansania erinnern. Hierzu gehört 
das Haus des ehemaligen Koloni-
alverwalters Theodor Gunzert in 
Mwanza, welches als Museum ge-
nutzt werden soll. Auch der soge-
nannte German Tree – ein Baum, 
an dem Oppositionelle durch die 
deutsche Kolonialverwaltung hin-
gerichtet wurden – soll ein Erinne-
rungsort werden. Zudem sind die 
Eröffnung eines Theaters und ei-
ner Galerie geplant. 

Ziel ist sowohl die Förderung 
einer kritischen Erinnerungskul-

tur hinsichtlich der Kolonialge-
schichte als auch der touristi-
schen Strukturen der Stadt. Die 
ASA-Teilnehmer werden diese 
Aktivitäten unterstützen.

Bewerbung

Studierende, Bachelor-Absol- 
venten und Fachkräfte zwi-
schen 21 und 30 Jahren können 
sich bis 10. Januar 2018 unter 
http://www.asa-programm.de be-
werben.

Die Bewerber sollten fließend 
Englisch beherrschen, selbstän-
dig arbeiten können und einen 
Hintergrund im Bereich Touris-
mus oder Kultur- und Sozialwis-
senschaften aufweisen. Außer-
dem sollten sie die Bereitschaft 
mitbringen, sich schon vor Be-
ginn des Projektpraktikums in 
Mwanza einige Grundkenntnisse 
in Kisuaheli anzueignen.

Die ASA-Seminare finden im 
April und Juni 2018 sowie im 
Frühjahr 2019 statt. Ergänzend 
kommen alle Teilnehmer Mitte 
Mai 2018 zu einem thematischen 
Vernetzungstreffen zusammen. 
Das Projektpraktikum in Mwanza 
kann zwischen Juli 2018 und Ja-
nuar 2019 absolviert werden.

Weitere Infos gibt es u. a. auf der 
Homepage des Büros Würzburg  
International: www.wuerzburg.de/ 
international r
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Vorschau auf GZ 3
In unserer Ausgabe Nr. 3, die am 1. Februar 2018 
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
• Kommunale Baupolitik 
• Dorferneuerung · Stadtsanierung
• Gestaltung öffentlicher Räume · Stadtmobiliar
• Kommunale und private Freizeitanlagen
• Fremdenverkehr in Bayern
• Kommunale Finanzthemen
• Wasserversorgung · Abwasserentsorgung

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe liegen Beilagen der Firma Endres Lighting 
und des Verlags C.H. Beck bei. Wir bitten um freundliche  
Beachtung.  r

Sie finden uns auf Twitter und Facebook:
www.twitter.com/gz_aktuell

www.facebook.com/GZaktuell

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de

Kommunalfahrzeuge

Gebäudedienstleistungen

Ihr zuverlässiger Partner
für die Gebäudereinigung

seit 1910

Für Sie vor Ort: 
86356 Neusäß  90427 Nürnberg

www.pp-service.com

L I E F E R A N T E N ­ N A C H W E I SGZ

Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

CONSTANZE VON HASSEL
Telefon 08171.9307­13

hassel.constanze@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.9307­10

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Inserieren bringt Erfolg!
www.gemeindezeitung.deGebäudedienstleistungen

Schacht­Ausrüstungen

Wissen was für bayerische
Kommunen wichtig ist:

Ihr ABO der

Abzeichen

Gewerbebau

Kindergärten . Turnhallen . Mehrzweckhallen

Fertigteile in Holz und Beton aus eigener Herstellung

Energiedienstleistung

Absperrpfosten

Sitzmöbelhersteller

Schachtabdeckungen, Schachtleitern
Einstieghilfen, Fallschutzeinrichtungen
Fassadenleitern, Rückenschutzsysteme

Hailo-Werk GmbH & Co. KG · Daimlerstr. 2 · 35702 Haiger
Telefon:  02773 821256 · Fax: 02773 8212-18
professional@hailo.de · www.hailo-professional.de

Fahnenmaste + Fahnen

Fahnenmaste + Fahnen
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Multifunktionale
Wärmerückgewinnung

Kommunalfinanzierung

Ihre Kommunalkredit- und Förderbank

www.bayernlabo.de

AVA­Software

orca-software.com

Nutzfahrzeuge

www.volkswagen-nutzfahrzeuge.de/kommunen-und-behoerden

Straßenbeleuchtung

transform light to LED

LEDiKIT® Streetlight
Digital LED-Upgrade 
bestehender Straßenleuchten 
mit Verstand und Verantwortung.

T 0861 90992040       www.laternix.deHugo Knödler GmbH
Heinkelstraße 44, 71384 WEINSTADT
Telefon 07151-995160
Telefax 07151-995166
e-Mail info@knoedler.de
Internet: www.knoedler.de

Hugo Knödler GmbH
Heinkelstraße 44, 71384 WEINSTADT
Telefon 07151-995160
Telefax 07151-995166
e-Mail info@knoedler.de
Internet: www.knoedler.de
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Landkreis Passau:

Intensives Jahr zwischen Extremen
Im Rahmen der Jahresschluss-Sitzung des Passauer Kreistages 
hielt Landrat Franz Meyer traditionell Rückschau auf bewegende 
Momente des Jahres 2017. Sein Jahresüberblick zeigte „die enor-
me Bandbreite unserer Aufgabenstellungen“. Dabei sei „das ge-
meinsame Ringen um die besten Lösungen eines der Erfolgsre-
zepte des Passauer Landes“, hob Meyer hervor.  

Anlass zum Feiern gab es am 
Gymnasium Untergriesbach mit 
dem Spatenstich zu einem der 
größten Schulsanierungsprojekte 
der Landkreis-Geschichte. 22 Mil-
lionen Euro werden in den Schul-
standort investiert, wobei die För-
dersumme 59 % beträgt. Die Sa-
nierung des Funktionstraktes für 
Biologie, Physik und Chemie kos-
tet anstelle der 2015 kalkulierten 7 
Millionen Euro lediglich 6,5 Millio-
nen Euro. Trotz einer europaweiten 
Ausschreibung für die 25 Gewerke 
stammen zwölf Firmen aus dem 
Landkreis Passau und vier aus dem 
Landkreis Freyung-Grafenau. Der 
erste Bauabschnitt kostet 6,5 Mil-
lionen Euro und soll Anfang 2019 
fertig gestellt werden, woraufhin 

die Generalsanierung des Zentral-
traktes mit geplanten 15 Millionen 
Euro Gesamtkosten beginnt. 

Als zentrales Ereignis des zu En-
de gegangenen Jahres bezeichne-
te Meyer „die wohl größte Sturm-
katastrophe, die unsere Wälder 
und Siedlungen bislang heim-
suchte“. Die Sturmnacht im Au-
gust hinterließ über 3.000 Hek-
tar völlige Kahlfläche in einem 
Gesamtschadensgebiet, das ein 
Drittel der Waldfläche im Land-
kreis umfasst – Dimensionen, die 
bislang unbekannt waren. „Auch 
wenn staatliche Hilfen ebenso 
schnell zugesagt wie dann auch 
geleistet wurden: Über Genera-
tionen aufgebautes Kapital, die 
sprichwörtliche Sparkasse unse-

rer Waldbauern, ist verschwun-
den. Erst in 70 bis 100 Jahren wer-
den wir uns davon erholt haben“, 
betonte der Landrat.

In punkto Verkehrssicherheit 
geht der Landkreis Passau kon-
sequent den Weg weiter, Unfall-
schwerpunkte zu entschärfen und 
die Verkehrssicherheit zu erhö-
hen. Exemplarisch nannte Meyer 
den Kreisverkehr für die Kreuzung 
im Bereich Parzham. Als zentra-
les Zukunftsprojekt bezeichnete 
er den Baubeginn der Umfahrung 
von Vilshofen an der Donau.

Innovationen sind etwas für Mu-
tige. Keine Erfolgsgarantie habe es 
daher für das Pilotprojekt einer 
Wohnungsbörse u.a. für anerkann-
te Asylbewerber gegeben. „Aber 
wir lagen mit unserem Konzept ge-
nau richtig“, erklärte der Landkreis- 
chef. „Die hervorragenden Ver-
mittlungszahlen geben uns Recht 
und 2017 wurden wir dafür vom 
Sozialministerium ausgezeichnet.“

Die Integration der anerkann-
ten Flüchtlinge war bereits ein 
zentrales Thema des Jahres 2017 
und werde es auch bleiben. „Ich 
wünsche mir, dass dies für die 
Menschen gelingt, die zu Recht 
bei uns Schutz und eine Bleibe su-
chen“, machte Meyer deutlich.

Mit Blick auf den Öffentlichen 
Personennahverkehr meinte der 
Landrat: „Unsere ÖPNV-Offen-
sive hat uns auf diesem Gebiet 
zu einem der leistungsstärks-
ten Flächenlandkreise im Frei-

staat gemacht. Nun gilt es, in Zu-
kunft auch die Gesamtintegration 
u.a. mit dem Nachbarlandkreis 
Freyung-Grafenau und der Stadt 
Passau auf den Weg zu bringen. 
Ein sehr guter Anfang ist mit dem 
gemeinsamen ÖPNV-Gespräch 
bereits gemacht. Und mit der lau-
fenden Konzeption des Bayer-
waldtarifs sind wir hier als Region 
schon sehr weit.“

Wenn es um die Zukunftsfähig-
keit der Heimat geht, ist die Ge-
sundheitsversorgung ein zent-
rales Thema. „Als ‚Gesundheits-
region plus‘ haben wir hier die 
Instrumente, alle Akteure einzu-
binden und deutlich zu machen, 
was der ländliche Raum braucht“, 
stellte Franz Meyer fest. Die Land-
kreis-Gesundheitseinrichtungen 
mit den Standorten Vilshofen, 
Rotthalmünster, Wegscheid und 
Bad Füssing leisteten hier einen 
großartigen Beitrag. Angesichts im-
mer neuer und schwierigerer Rah-
menbedingungen – ob aufgrund 
staatlicher Regelungen oder we-
gen des Fachkräftemangels – wer-
de auch der Landkreis immer wie-
der neu gefordert sein, seine  Ge-
sundheitseinrichtungen zu sichern 
und zu stärken.

Sichern und stärken – diese Ma-
xime kennzeichnen auch das wei-
tere Engagement des Landkreises 
Passau für den Breitbandausbau 
und die Weiterentwicklung des 
Dreistandortkonzeptes der Land-
kreis-Verwaltung. Hinzu kommen 
die Wirtschaftsförderung, der Tou-
rismus und die weitere Profilie-
rung als Kulturlandkreis – um nur 
einige Beispiele zu nennen, wie 
Landrat Meyer verdeutlichte. DK

Landkreis Cham:

Jugendsozialarbeit an Schulen 
ist ein Erfolgsmodell

Die Jugendsozialarbeit an Schulen (JaS) gibt es nun bereits seit 
fast 20 Jahren im Landkreis Cham. Was mit einem Pilotprojekt an 
der damaligen Johann-Brunner-Volksschule begonnen hat, gibt 
es nun auch an 10 weiteren Schulen. 

Die Jugendsozialarbeit an Schu- 
len hat sich bewährt! Denn dort, 
wo Kinder und Jugendliche täg-
lich zusammenkommen, muss und 
kann man ansetzen, um ihnen bei 
ihren Problemen zu helfen“, fasste  
stellvertretender Landrat Sandro 
Bauer bei einem Pressetermin zu-
sammen, an dem vier zusätzli-
che Sozialarbeiterinnen vorgestellt 
wurden.

An acht Schulen übernimmt der 
Landkreis selbst die Trägerschaft, 
an den drei weiteren Schulen wird 
sie von der Jugendbildungsstätte 
Waldmünchen durchgeführt. 

Jugendhilfe vor Ort

Die Jugendsozialarbeit an Schu-
len ist Jugendhilfe vor Ort und ver-
steht sich als Bindeglied zwischen 
Schule, Schüler, Elternhaus und 
anderen Institutionen. Sie soll hel-
fen, soziale Benachteiligung aus-
zugleichen und individuelle Be-

einträchtigungen zu überwinden. 
Egal ob bei Konflikten mit Eltern, 
Lehrern oder Mitschülern, egal 
ob bei Streitigkeiten, Mobbing 
oder Erziehungsproblemen – die 
JaS steht als Ansprechpartner al-
len Beteiligten an der Schule ger-
ne zur Verfügung. Dabei ist vor al-
lem die gute Vernetzung von JaS 
mit den anderen sozialen Diensten 
des Amtes für Jugend und Familie 
und den unterschiedlichen sozia-
len Angeboten im Landkreis Cham 
wichtig. So kann Familien, Kindern 
und Jugendlichen möglichst früh 
geholfen werden – oftmals bevor 
sich Schwierigkeiten in der Ent-
wicklung und Erziehung verfesti-
gen und intensivere Formen der 
Jugendhilfe notwendig werden.

„Da ist alles dabei“, berichten die 
Fachkräfte vor Ort. Vom Liebeskum-
mer über die angespannte Situation 
zu Hause wegen der Trennung der 
Eltern bis zu Suchtproblematiken 
oder körperlicher Gewalt. r
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ENDRESPLATO LED-Umrüstsatz 
Einbausatz für vorhandene Bestandsleuchten

Vorkonfektionierter LED-Umrüstsatz zum Einbau in vorhandene Bestands-
leuchten. Erhaltenswerte Leuchten können mit unserem Plato LED-Umrüstsatz 
auf den aktuellen Stand der Technik gebracht werden, ohne das gesamte 
Erscheinungsbild der Straße zu ändern. Durch dieses LED-Modul können Sie 
Ihre Beleuchtungskosten erheblich senken. In gleichem Maße mindern Sie den 
CO2-Ausstoß.



          

Leuchte Prestige mit LED-Modul Plato

Leuchte Caso mit LED-Modul PlatoLeuchte Classic mit LED-Modul Plato

Der Plato LED-Umrüstsatz  
zeichnet sich durch seinen  
modularen Aufbau aus.  
Alle technischen Bestandteile  
sind austauschbar.

Der Plato Umrüstsatz wird betriebs-
fertig vormontiert ausgeliefert und 
besteht aus einer Montagekonsole 
aus Aluminiumblech, einem LED-Vor-
schaltgerät und einem LED-Modul.

Astrobasierter  Modus:   
In diesem Modus führt der LED-Treiber  
ein Dimmprofil aus, das auf den tägli-
chen Ein- und Ausschaltzeiten basiert.  
Der Dimmplan wird der Länge der Nacht 
angepasst. Die  Software berechnet die 
jährliche durchschnittliche Mitte der  
Nacht auf der Grundlage der theoreti-
schen Sonnenauf- und -untergangs- 
zeiten, die sich auf den in der Software 
ausgewählten Standorte beziehen.  n

StepDIM
Für den Step DIM-Betrieb ist der  
LED-Treiber an das Netz ange-
schlossen und eine zweite Schalt-
phase (L2) leitet den Dimmvor-
gang ein.
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Alle Plato LED-Module gliedern sich in drei Bauguppen. Sie sind als eine Einheit ver-
bunden und können einzeln ausgetauscht werden.
- Basis und Montageplatte
- LED-Betriebsgerät
- LED-Einbaumodul mit Optiken 

Wärmemanagement
Großzügig dimensionierter, innen-
liegender, integrierter Kühlkörper 
aus Aluminiumdruckguss Keine ak-
tiven Kühlkomponenten erforderlich.  
Das LED-Modul ist Temperatur über-
wacht.

Elektronisches Vorschaltgerät
Das LED-Vorschaltgerät sowie das 
LED-Modul lassen sich im Reparatur-
fall unabhängig voneinander tauschen.

Optik
Multilayer Lichtverteilung über inte-
griertes Linsensystem. Verfügbar mit 
asymmetrischer Lichtverteilung für 
Anlieger- und Wohnstraßen, sowie für
Fußgängerbereiche oder mit sym-
metrischer Lichtverteilung für Platz-
beleuchtung oder Fußgängerzonen. 
Geringe Blendung durch eine große Op-
tikfläche, entwickelt für normgerechte 
Ausleuchtung von Straßen, Wegen 
und Plätzen gemäß EN 13201.              n

Intelligenter Controller, Produktvorteile: 
- 4DIM-Funktionalität in einem Gerät (StepDIM, AstroDIM, MainsDIM, DALI)   
- sehr hohe Effizienz und Zuverlässigkeit   
- hoher Überspannungsschutz: bis 10 kV (1 Impuls) / 8 kV, in Schutzklasse I oder II  
- niedrige Lichtausstoßtoleranz durch niedrige Ausgangsstromtoleranz von ± 3% 
- große Flexibilität durch breiten Betriebstemperaturbereich von -40-60°C  
- Schutz durch doppelte Trennung zwischen Netzanschluss und LED-Ausgang  
- geeignet für Außenanwendungen in Leuchten mit IP> 54  
- geeignet für den Einsatz in Außenleuchten der Schutzklasse I und II  

Produkteigenschaften: 
- erhältlich in verschiedenen Wattagen: 40W, 60W, 90W  
- Eingangsspannung: 220-240V/50 Hz  
- Stromausgangsbereich: 70-1.050 mA  
- flexible Stromeinstellung mit einem zusätzlichen Draht (LEDset2)  
- AstroDIM für autonomes Dimmen mit fünf unabhängigen Ebenen (Astro, Zeitmodus) 

Ermöglicht die Energieeinsparung in Dämmerungsphasen  
- MainsDIM-Funktion zum Dimmen über Reduzierung der Netzspannungsamplitude  
- isolierte DALI-Schnittstelle für bidirektionale Telemanagementsysteme 
- Standby Leistungsaufnahme: <0,5 W konstante Lumenfunktion 
- Übertemperaturschutz über externe NTC Ausrüstung  
- Zubehör DALI Magic Hardware für die Konfiguration von 4DIM EVGs notwendig 
- programmierbar über Tuner4TRONIC Software 
- CE / ENEC 10 / VDE / VDE-EMC / CQC



               s       

Unsere Produktpalette: 
l Straßenbeleuchtung
l Retrofit Leuchtmittel
l Röhren und Panels
l Hallen- und Bodenstrahler
l Flutlicht und Außenstrahler
l integrierte Handlaufbeleuchtung
l Weihnachtsbeleuchtung für 
    Kommunen und Gewerbe     

Unsere Leistungen: 
l Hersteller und Importeur
l Beratung, Planung und Vertrieb
l Lichtplanung/Lichtsimulation
l Montage und Wartung
l Fertigung individueller  
    Weihnachtsmotive für 
    Straßen, Plätze und Gebäude

Unsere Marken:     

           ENDRES Lighting GmbH
           56751 Polch . Hinter Viedel 4/8
Telefon : +49 (0) 26 54 - 94 87 - 0 

Telefax : +49 (0) 26 54 - 94 87 - 11

E-Mail : info@endres-lighting.de 

Internet : www.endres-lighting.de

USt.-IdNr.: DE 167135191 . WEEE-Reg.Nr.: DE 97116610

Leuchte Classic, LED-Plato mit einem Modul Bega-Leuchte 9962 mit zwei Modulen

Plato P40
LED-Umrüstssatz mit einer System-
leistung von 10-40 Watt,
Lichtstrom 1.200-5.200 Lumen.

Plato P60
LED-Umrüstssatz mit einer System-
leistung von 20-60 Watt,
Lichtstrom 2.200-7.200 Lumen.

Plato P90
LED-Umrüstssatz mit einer System-
leistung von 30-90 Watt,
Lichtstrom 3.400-10.200 Lumen.

Montage
Die Montage in der Leuchte erfolgt 
durch einfaches Zubehör wie z.B. ein 
Zwischenmontageblech, welches die 
mechanische Einbaubausituation ge-
nau an die umzurüstende Bestands-
leuchte anpasst.  
 
Ferner kann durch einen Kabelsatz mit 
Steckverbindern die Netzzuleitung ser-
vice- und wartungsfreundlich herge-
stellt bzw. getrennt werden. Damit ist 
es möglich, den gesamten bestehen-
den Elektrosatz gegen das LED-Sys-
tem auszutauschen. 

Durch die direkte Anschlussmög-
lichkeit der Netzleitung aus dem Be-
standssystem und wenigen mecha-
nischen Verschraubungen bleibt der 
Einbauaufwand minimal.                         n

In der neuen Produktfamilie Plato 
stehen ihnen verschiedene  
Modelvarianten zur Verfügung. 

Sie bieten jetzt erstmals die Möglich-
keit, bestehende Leuchten mit her-
kömmlichen Leuchtmittel auf effizi-
ente LED-Beleuchtung umzurüsten. 
ENDRES Lighting GmbH gehört damit 
zu den ersten Anbietern von profes-
sionellen LED-Umrüstsätzen für die 
Straßenbeleuchtung für fast alle gän-
gigen Gehäuseformen. Sie möchten 
das Stadtbild nicht verändern, trotz-
dem aber von neuer, energiesparender 
LED-Technik profitieren? Wir bieten 
Ihnen den passenden Umbausatz für 
Ihre vorhandene Leuchte.                                            

MADE IN GERMANY
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Jetzt anfordern und 4 Wochen kostenlos und unverbindlich testen 
beck-online@beck.de |  089/38189-747 |  089/38189-297 
www.beck-online.de oder bei Ihrem Buchhändler

   Ja, ich möchte beck-online testen! Bitte senden Sie mir mein(e) Passwort(e) zum 4-Wochen-Test!✗

Verlag C.H.BECK · Wilhelmstraße 9 · D-80801 München
Amtsgericht München, HRA 48045 · www.beck-online.de
Tel.: 089/38 189-747 · Fax: 089/38 189-297

 facebook.com/beckonline |  twitter.com/beckonlinede

4 Wochen kostenlos testen:

www.beck-online.de
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Bitte senden Sie mein(e) Passwort(e) und Ihr Angebot an folgende Adresse

Hiermit bestelle ich folgende Module

Vorname/Name (Ansprechpartner) Firma/Kanzlei/Behörde

Straße/Hausnummer/Postfach PLZ/Ort

Telefon E-Mail (unbedingt erforderlich)   

1. Nutzer: Vorname/Name E-Mail

2. Nutzer: Vorname/Name E-Mail

3. Nutzer: Vorname/Name E-Mail

Beck-KOMMUNALPRAXIS 
Bayern PLUS

Auf einen Blick: die Inhalte 
Beck-KOMMUNALPRAXIS Bayern PLUS

Inhalte

A. Kommunalverfassung, Dienstrecht, Finanzen, Allgemeines
Europa-, Staats- und Kommunalverfassungsrecht
Verwaltungsverfahren und -prozess, Öffentlicher Dienst und Datenschutz
Finanzen, Haushalt und Steuern
Allgemeine Handreichungen für die kommunale Praxis
B. Wirtschaft, Vergabe und Verkehr
Vergabewesen
Eigenbetriebsrecht, Kommunalunternehmen
Konzessionsvertrag und -abgaben
Energiewirtschaft
Sparkassenrecht
Straßen- und Wegerecht
C. Sicherheit und Ordnung
Öffentliche Sicherheit und Ordnung
Ordnungswidrigkeiten
Allgemeines Gewerberecht, Handwerksordnung, Gaststättenrecht, Spielgeräte
Ladenschluss
Einwohner-, Meldewesen, Ausweisrecht, Personenstandswesen
Ausländer- und Asylrecht
Unterbringungs- und Obdachlosenrecht
Feuer-, Brand- und Katastrophenschutz/Rettungsdienst
Jagd- und Fischereirecht
Waffen- und Sprengstoffrecht
D. Soziales, Gesundheit, Schule und Kultur
Sozialhilfe
Sozialversicherung
Kindertagesstättenrecht
Gesundheitswesen
Krankenhausrecht
Versorgungsrecht
Kinder- und Jugendhilfe
Soziale Leistungsgesetze
Arbeitssicherheit
Veterinärwesen
Schulwesen
Kultur
Denkmalschutz
E. Bauwesen, Umwelt und Natur
Bauplanungsrecht
Bauordnung
Baunutzungsverordnung
Landesplanung, Flurbereinigung
Vermessungsrecht
Enteignungsrecht
Wohnbauförderung
Nachbarrecht, Kleingartenrecht, Erbbaurecht
Landpachtverkehr
Schwarzarbeit
Umweltrecht
Abfallrecht
Wasser- und Abwasserrecht
Naturschutz
Waldgesetz

Beck-KOMMUNALPRAXIS Bayern PLUS Monatspreis*
 www.beck-shop.de/brpc

   zum Normalpreis für 3 Nutzer (Plätze 1 bis 3) zusammen € 83,–

     Plätze 4 bis 9 je € 13,83 

   zum Vorzugspreis für Bezieher der Loseblattausgabe PRAXIS DER KOMMUNALVERWALTUNG Bayern

     Plätze 1 bis 3 ohne Berechnung 

     Plätze 4 bis 9 je € 13,83

   zum Vorzugspreis für Bezieher der Loseblattausgabe PRAXIS DER KOMMUNALVERWALTUNG oder 
Beck-KOMMUNALPRAXIS PLUS eines anderen Bundeslandes

     Plätze 1 bis 3 zusammen € 41,50

     Plätze 4 bis 9 je € 6,92

   zum Vorzugspreis für Mitglieder des Bayerischen Gemeindetages

     Platz 1 € 30,–

     Plätze 2 bis 3 je € 15,–

     ab Platz 4 je € 7,50

   zum Vorzugspreis für Gemeinden bis 2.000 Einwohner (Mitglieder des Bayerischen Gemeindetages)

     Platz 1 € 18,–

     Plätze 2 bis 3 je € 15,–

     ab Platz 4 je € 7,50

   zum Vorzugspreis für Mitglieder des Bayerischen Gemeindetages und Bezieher der Loseblattausgabe 
PRAXIS DER KOMMUNALVERWALTUNG Bayern

     Plätze 1 bis 3 ohne Berechnung

     ab Platz 4 je € 7,50
*  Unsere Vertrauensgarantie: Sie erhalten von uns per E-Mail Ihr(e) Passwort(e) sowie unser Vertragsangebot für die weitere Nutzung und können dann sofort in dem von Ihnen gewünschten Modul uneingeschränkt und 

unberechnet 4 Wochen lang arbeiten. Die Preise gelten pro Monat für bis zu drei Nutzer in der Institution des Kunden und sind Nettopreise zzgl. 19% MwSt.; Mindestlaufzeit 6 Monate.



Die Vorteile Ihrer Beck-KOMMUNALPRAXIS PLUS

Täglich nutzen.

  Umfassende Sammlung von Kommentaren und Hand büchern 
zu Ihrem Rechtsgebiet.

  Dazu umfangreiche Rechtsprechung im Volltext sowie alle 
wichtigen Gesetze.

  Übersichtlich aufbereitet, einfach zu bedienen.

Einfach suchen.

  Recherchieren nach Schlagwort, Paragrafen, Fundstellen, 
Aktenzeichen  – oder per Direktaufruf zum Werk.  1  

  Treffer eingrenzen nach Rechtsgebieten, Publikationstypen, 
Normen, Gerichten etc. mit der Detailsuche.

Schnell finden.

  Einfach navigieren über Inhaltsverzeichnisse, Links, Verweise 
oder einfach per Blättern wie im Buch.  2  3

  Direkte Verlinkungen zu zitierter Rechtsprechung, einschlä-
gigen Vorschriften oder weiterführender Literatur.  4  
  Schnelle Informationen zu weiterführenden Dokumenten und 
zu Fußnotentexten durch Mouseover-Dialog.  5

  Formulare mit einem Klick in Word öffnen, bearbeiten, 
drucken. 

Effizient organisieren.

  Dokumente und Kosten per Aktenverwaltung einfach einem 
Fall zuweisen. 

  Individuelle Anmerkungen direkt am Dokument 
speichern.  6  

  Dokumente per Dokumentmanager  in verschiedenen 
Formaten herunterladen und dauerhaft archivieren.  7  

Immer aktuell.

  Die neuesten Entscheidungen – tagesaktuell, im Volltext und 
direkt von den Gerichten.

  Fortlaufend aktualisierte Normen.

  Ältere Textfassungen bleiben im Archiv verfügbar.

  Neuauflagen wie im Print.

Schwarz auf weiß zitieren.

  Zitierfähig wie ein gedrucktes Werk – das gilt für sämtliche 
Inhalte in beck-online.

  Inhalte für Zitate übernehmen – per copy and paste in 
die individuelle Textverarbeitung.

Neu: Verbesserte Leseansicht 

Für eine bessere Lesbarkeit und den optimalen 
Überblick über längere Texte: Sie können eine spezielle 
Leseansicht durch Klick auf das Icon 8  aktivieren. Danach er-
halten Sie eine mehrspaltige Dokumentansicht, die horizontal 
scrollbar und auf vielen Bildschirmen besser lesbar ist.

In Kooperation mit 

 Beck-KOMMUNALPRAXIS PLUS

Die PRAXIS DER KOMMUNALVERWALTUNG
Mehr als 20.500 Seiten landesspezifische Kommentierungen und 
Darstellungen, dazu das Beck-PLUS: Online-Kommentierungen, 
Gesetze, Rechtsprechung, Zeitschriften.
Die PRAXIS DER KOMMUNALVERWALTUNG Bayern ist das seit 
Jahrzehnten bewährte Standardwerk mit mehr als 44.000 
bundes- und landesspezifischen Seiten zu allen praxisrelevanten 
Rechts- und Arbeitsgebieten der kommunalen Verwaltung.

Kommentierungen und Darstellungen
Das Werk enthält praxisorientierte, ausführliche Kommentare und 
systematische Darstellungen zu den Rechts- und Ver waltungs-
vorschriften von Bund, Ländern und Kommunen, regelmäßig 
aktualisiert, zuverlässig und konkret, mit Mustern, Checklisten 
und Beispielen, gegliedert in die zentralen Bereiche:

  Kommunalverfassung, Dienstrecht, Finanzen, Allgemeines

 Wirtschaft, Vergabe und Verkehr

  Sicherheit und Ordnung

  Soziales, Gesundheit, Schule und Kultur

  Bauwesen, Umwelt und Natur

Über 1.000 renommierte Autoren kommentieren auf 
zehntausenden Seiten orientiert am Landesrecht u. a.:

 Wahlrecht

  Kommunalverfassungsrecht und Recht der kommunalen 
Zusammenarbeit

  Gemeindehaushaltsrecht (u. a. mit DOPPIK-Kommentierung)

  VOB, VOL, VOF und GRW, VgV und GWB

  Kommunalabgabenrecht

  Nachbarrecht

  Sozialrecht

  Krankenhausrecht

  UVP, SUP, UIG

  Straßen- und Wegerecht

  Dienstrecht (u.a. mit TVöD- und TV-L-Kommentierung)

Hinzu kommen dutzende weitere Fachbeiträge und Darstellungen 
zu Ihren täglichen Aufgaben bei Ordnungswidrigkeiten, Beamten-
recht, Datenschutz und vielem mehr – bis hin zu praxisnahen 
Fragen rund um »Social Media«, Bürgerbeteiligung in Form infor-
meller Verfahren, Risikoorientierte Prüfungsplanung in der öffent-
lichen Finanzkontrolle, Europäische Beihilfe, Kommunale Wirt-
schaftsförderung und Kommunale Pressearbeit.

BeckOK VwVfG, Hrsg. Bader/Ronellenfitsch
Stets aktuelle Kommentierung des VwVfG, des VwVG und des 
VwZG, herausgegeben von ausgewiesenen Experten: 

  Prof. Johann Bader, Vors. Richter am VG Stuttgart

  Prof. Dr. Michael Ronellenfitsch, Eberhard Karls Universität 
Tübingen

BeckOK TVöD/TV-L/TV-L Entgeltordnung/
TVöD Entgeltordnungen 
Die Beck’schen Online-Kommentare zum Tarifrecht zeichnen sich 
insbesondere durch die daran beteiligten Autoren aus, die im 
Wesentlichen aus dem Kreis der hauptamtlich für die Tarifver-
tragsparteien Tätigen stammen, die auch an den Ver handlun gen 
unmittelbar oder mittelbar beteiligt waren – und immer noch sind. 
Die Beck’schen Online-Kommentare TV-L EntgO/TVöD EntgO bieten 
ein wichtiges Werkzeug für die Arbeit mit den Entgelt ordnungen 
zum TV-L, zur Entgeltordnung TVöD Bund und (bereits im Aufbau)
auch zur Entgeltordnung TVöD VKA.
Die Kommentare werden herausgegeben von

  Prof. Klaus Bepler, Vors. Richter am Bundesarbeitsgericht a. D., 
Honorarprofessor an der Martin-Luther-Universität Halle-
Wittenberg 

  Dr. Thomas Böhle, Berufsmäßiger Stadtrat bei der 
Landeshauptstadt München, Präsident der Vereinigung 
der kommunalen Arbeitgeberverbände (VKA)

  Achim Meerkamp, Mitglied Bundesvorstand ver.di

 Willi Russ, Zweiter Vorsitzender des dbb beamtenbund und 
tarifunion, Fachvorstand Tarifpolitik

Beck’sche Gesetze Digital Landes-, Bundes- und 
EU-Recht

  Rund 10.700 Gesetze und Verordnungen des Bundes aus den 
 roten Textausgaben: Sartorius, Verfassungs- und Verwaltungs-
gesetze; Schönfelder, Deutsche Gesetze; Nipperdey, 
Arbeitsrecht; Aichberger, SGB und andere mehr!

  Landesrecht im Umfang der jeweiligen Beck’schen Loseblatt-
Textsammlung – immer auf dem neuesten Stand

  Rund 2.300 internationale und EU-Vorschriften

 Wichtigste Normen (rechtsgebietsübergreifend)

Rechtsprechung zum Kommunalrecht

  Rechtsprechung aus Beck’schen Zeitschriften sowie exklusiv 
 online weitere Rechtsprechung im Volltext (BeckRS/BeckEuRS), 
dazu Leitsätze aus LSK

Aufsätze zum Kommunalrecht

  Aufsätze aus Beck´schen Zeitschriften, dazu Aufsatznachweise 
aus LSK zu weiteren Zeitschriften

Zeitschriften mit Archiven

  KommJur – Kommunaljurist, ab Mitte 2005 (Nomos)

  LKV - Landes- und Kommunalverwaltung, ab 1991 (Nomos)

  NVwZ – Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht: Aufsätze, 
Rechtsprechung und Materialien komplett seit 1982

  NVwZ-RR – NVwZ-Rechtsprechungs-Report: zusätzliche 
Entscheidungen auch unterer Instanzen mit kompetenten 
Erläuterungen, ab 1988

Fach-News Staats- und Verfassungsrecht und 
Öffentliches Recht

beck-aktuell Nachrichten

Die Online-Lösung für die Verwaltung

So einfach arbeiten Sie mit beck-online! 

Eigene Anmerkungen 
möglich. 
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